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72. Sitzung 

Bonn, den 22. Januar 1992 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat mitgeteilt, daß sich das 
Kabinett unter anderem mit Ausfuhrgewährleistun-
gen gegenüber Staaten der Gemeinschaft Unabhän-
giger Staaten befaßt hat. Ich möchte den Bundesmi-
nister für Wirtschaft um seinen einleitenden Bericht 
bitten. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Vielen Dank, Frau Präsidentin! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben heute 
im Kabinett die Fortsetzung einer kontrollierten Her-
mes -Deckungspolitik für die GUS-Staaten beschlos-
sen, die ihre Haftung für die Altschulden der ehema-
ligen Sowjetunion anerkannt und sich zur Rückzah-
lung verpflichtet haben. Der Kabinettsbeschluß ist von 
zwei wesentlichen Zielen getragen: 

Erstens. Wir wollen einen Beitrag zur Vermeidung 
eines Zusammenbruchs in der ehemaligen Sowjet-
union leisten. Wir haben ein Interesse an der Stabili-
sierung der wirtschaftlichen und dadurch auch der 
politischen Situation in der GUS. Insoweit ist die 
weitere Versorgung der GUS mit förderungswürdigen 
Exporten zur Stärkung der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit, insbesondere der Devisenkraft, wichtig. 

Zweitens. Wichtig ist aber auch: Wir wollen der 
Exportwirtschaft in Ostdeutschland, in den neuen 
Bundesländern, auch im Jahre 1992 die Möglichkeit 
sichern, existentiell notwendige Exporte in die GUS 
zu tätigen. Zwar ist es nicht Ziel der neuen Deckungs-
politik, Ausfuhrdeckungen um jeden Preis und nur 
deshalb zur Verfügung zu stellen, weil es sich um 
ostdeutsche Firmen handelt. Auch hier müssen die 
Geschäfte wirtschaftlichen Sinn machen. Das Argu-
ment „Arbeitsplätze" muß aber in der jetzigen Situa-
tion besonders gewichtet werden. Wir treten in eine 
Phase der Sanierung von Unternehmen mit erhebli-
chen Freisetzungen und Stillegungen ein. Wir werden 
im kommenden Frühjahr von daher in deutlichem 
Umfang mit zusätzlichen Belastungen des Arbeits-
marktes zu rechnen haben. 

Natürlich geht es in der Hermes-Diskussion nicht 
um die Arbeitsplatzsicherung als solche; wir müssen 
schon die jeweilige wirtschaftliche Situation des ein-
zelnen Unternehmens berücksichtigen. Unternehmen 
ohne Marktperspektiven, Unternehmen, die keine 
Chance haben, von ihrer früheren einseitigen Ost-
marktbindung wegzukommen, sind anders zu beur-
teilen als solche Unternehmen, die sich bereits auf 
eine vielfältige Orientierung eingestellt haben. 

Die Treuhandanstalt geht davon aus, daß von dem 
Exportvolumen des letzten Jahres von rund 10 Milli-
arden DM rund 150 000 Arbeitsplätze direkt abhängig 
sind. Hinzu kommen mit einem Multiplikator von 
etwa zwei noch einmal 300 000 Arbeitsplätze im 
Zulieferbereich. Sollten allerdings die Absatzmärkte 
im GUS-Bereich ausfallen, so sind noch deutlich mehr 
Arbeitsplätze gefährdet. Dies ergibt sich daraus, daß 
die Treuhandunternehmen vielfach erhebliche Dek-
kungsbeiträge aus ihren Ostexporten erwirtschaften. 
Fallen diese weg, so bedroht die veränderte Kosten-
struktur möglicherweise den Bestand des gesamten 
Unternehmens und damit den Bestand aller Arbeits-
plätze. Selbst bei einem Umsatzanteil von nur 20 % 
könnten aus diesem Grund nicht nur 20 % der Arbeits-
plätze, sondern 100 % gefährdet sein, was angesichts 
der ganz besonders angespannten wirtschaftlichen 
Lage vieler ostdeutscher Unternehmen natürlich von 
erheblicher Bedeutung ist. 

Die Notwendigkeit neuer Deckungsmöglichkeiten 
für die GUS, ganz besonders im Interesse der neuen 
Bundesländer, darf uns aber nicht den Blick dafür 
verstellen, daß dies eine risikopolitisch nicht selbst-
verständliche Entscheidung ist. Das bereits beste-
hende hohe Obligo des Bundes aus fest übernomme-
nen Deckungszusagen in Höhe von 29,5 Milliarden 
DM und die ungewisse weitere Entwicklung in der 
GUS rechtfertigen zusätzliches Engagement nur unter 
dem Gesichtspunkt des soeben von mir dargelegten 
Interesses der Bundesrepublik. Wir haben deshalb 
beschlossen, für den gesamten deutschen Export 
zunächst ein Deckungsvolumen von 5 Milliarden DM 
für das Kreditgeschäft vorzusehen. Eine erste Über-
prüfung findet allerdings am Ende des ersten Quartals 
statt. Dann werden wir uns entscheiden, wie wir das 
Thema weiter handhaben. Ich glaube, es ist unter den 
gegebenen Umständen vernünftig, zu sagen: zu- 
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nächst 5 Milliarden DM, dann Bestandsaufnahme, 
dann weitere Entscheidungen. 

Im übrigen werde ich Anfang kommenden Monats 
in drei GUS-Staaten, zu denen wir ganz besonders 
intensive wirtschaftliche Beziehungen haben, reisen, 
begleitet von einer Delegation von Repräsentanten 
deutscher Unternehmen vor allem aus den Sektoren 
Textil und Energie, um Möglichkeiten einer schnellen 
und intensiven Kooperation auf diesem Gebiet auszu-
loten und möglichst auch zu Vorbereitungen für 
Vereinbarungen zu kommen, damit diese Staaten 
möglichst schnell an eigene Einnahmen kommen und 
damit in der Lage sind, eingegangenen Verbindlich-
keiten auch gerecht zu werden. Das würde das Pro-
blem ja auch lockern und unseren Spielraum wieder 
erweitern. — Das war mein Bericht, Frau Präsiden-
tin. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke, Herr Mini-
ster. — Fragen zu diesem Komplex? — Ich habe eine 
erste Fragestellung vom Abgeordneten Wolfgang 
Roth. 

Wolfgang Roth (SPD): Herr Bundesminister, unge-
achtet der Tatsache, daß ich es begrüße, daß sich die 
Bundesregierung hier bewegt hat, möchte ich die 
Frage stellen: Ist nicht der Bewertungszeitraum für die 
5 Milliarden DM bis Ende des ersten Quartals sehr 
kurz? Ich frage angesichts der Tatsache, daß der 
Prozeß jetzt erst anläuft, und vor allem angesichts der 
Tatsache, daß, anders als im letzten Jahr, die Autori-
tätsverhältnisse auf der Seite der GUS-Staaten, die 
teilweise in ihren Strukturen und vor allem wirt-
schaftspolitisch in ihren Entscheidungsabläufen noch 
gar nicht stehen, und die Entscheidungsstrukturen 
sehr unklar sind. Könnte dadurch nicht die Gefahr 
bestehen, daß am Ende des ersten Quartals so wenig 
gezeichnet ist, daß ein völlig falsches Bild über die 
Notwendigkeiten entsteht? 

Ich frage das auch vor dem Hintergrund der Tatsa-
che, daß viele Firmen derzeit darüber klagen, daß sie 
Partner für derartige Unterschriften, die dann zu 
einem Antrag führen können, gar nicht haben. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege Roth, Ihre Frage macht das 
Dilemma deutlich, vor dem wir stehen: auf der einen 
Seite die gewachsenen Lieferbeziehungen vieler 
Unternehmen in Ostdeutschland zu Unternehmungen 
in der ehemaligen Sowjetunion — und die Unmög-
lichkeit, das innerhalb kürzester Frist auf eine Aus-
richtung auf völlig neue Märkte umzuorientieren, die 
ja auch nicht unumstritten sind — und auf der anderen 
Seite die Tatsache, daß diese früheren Abnehmer-
strukturen so nicht mehr vorhanden sind und daß man 
jetzt sowohl im Blick auf die Besicherung wie auch 
überhaupt auf die Vereinbarungen, die zu treffen 
sind, mit neuen Partnern wird sprechen müssen. Nur, 
dieses Problem können wir nicht lösen, und deswegen 
mein Versuch, den Blick nicht nur auf Hermes — und 
Versicherungsfragen zu richten, sondern auch auf 
Hilfestellung bei der Schaffung von handlungsfähi-
gen, möglichst marktwirtschaftlich orientierten 
Strukturen und von Entscheidungsprozessen, die 

überhaupt dazu führen, daß diese Lieferbeziehungen 
wieder aufleben oder weiter fortbestehen können. 

Es ist nicht so, daß am Ende der ersten drei Monate 
dann gesagt werden soll: Also, offenbar brauchen wir 
es gar nicht; und das war es dann. Wir werden 
angesichts der Lage, die sich dann darstellen wird, 
vermutlich sagen: Es gibt ein Datum, nach dem eine 
weitere Bestandsaufnahme erfolgt. Das wird wohl ein 
dauerhafter Prozeß sein. Wir machen deswegen jetzt 
keine Jahresplanung. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Eine Zusatzfrage. 

Wolfgang Roth (SPD): Weil ich das in Ihrer Darstel-
lung nicht ganz durchgehört habe, möchte ich noch 
fragen: Wie verändern sich jetzt die Bedingungen in 
dem heute beschlossenen Hermes-Programm im Ver-
gleich zum Sonderprogramm des letzten Jahres? Oder 
gibt es keinerlei Veränderungen, was die Konditionen 
betrifft? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Doch. Wir sind ja an die Festlegungen gebun-
den, die es zuvor gab, nämlich daß die Sonderkondi-
tionen, das sogenannte Super-Hermes, auf ein Jahr 
befristet war. Es geht jetzt um Hermes-Bürgschaften 
wie im gesamten internationalen Geschäft. Da gibt es 
zwei Eingrenzungen: Zum einen wird im Regelfall im 
Einzelprojekt eine Begrenzung auf 100 Millionen DM 
vorgenommen. Das scheint auch vernünftig zu sein. 
Zum anderen gibt es die Begrenzung auf 5 Milliarden 
DM Gesamtvolumen und dann die Bestandsaufnahme 
am Ende des ersten Quartals. 

Ihre Frage erweckt den Eindruck, als seien Sie 
davon ausgegangen, die Sonderkonditionen sollten 
eventuell fortgeschrieben werden. Das war nicht 
beabsichtigt. Darum geht es auch nicht. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster Frage-
steller Herr Rudolf Sprung. 

Dr. Rudolf Sprung (CDU/CSU): Herr Minister, wel-
che Chancen sehen Sie für die Bemühungen auf 
internationaler Ebene, Hilfen auf den Weg zu bringen, 
die die Verschuldungsfähigkeit und die Zahlungsfä-
higkeit der GUS - Staaten wieder verbessern, damit, 
wie Sie gesagt haben, die Lieferungen auch bezahlt 
werden können? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Es gibt im Augenblick Anstrengungen auf 
verschiedenen Ebenen. Heute und morgen tagen in 
den Vereinigten Staaten die Repräsentanten von 
knapp 60 Staaten und Organisationen — für die Bun-
desregierung ist der Bundesaußenminister dort —, die 
sich mit der Frage vor allem humanitärer und schnel-
ler Überbrückungshilfe für die GUS-Staaten beschäf-
tigen. Was die Nahrungsmittel angeht, so hat die EG 
ein humanitäres Hilfsprogramm auf den Weg 
gebracht. Wir haben heute im Kabinett einen Bericht 
darüber erhalten, daß dieses Programm gut in Gang 
gekommen ist und erfreulicherweise in einer massi-
ven Weise durch sehr viele private Initiativen unter-
stützt wird, für die wir alle, glaube ich, sehr dankbar 
sein sollten. Es ist beeindruckend, wie viele private 
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Organisationen aus dem Bundesgebiet die staatlichen 
und EG-Maßnahmen unterstützen. 

Es geht jetzt darüber hinaus — und ich glaube, das 
ist letztlich bei aller Notwendigkeit humanitärer Hilfe 
noch wichtiger — darum, ein marodes Wirtschafts- 
und Gesellschaftssystem, das in seiner früheren 
Orientierung ja auch aufgegeben worden ist, jetzt hin 
zu einer demokratischen und marktwirtschaftlichen 
Ordnung aufbauen zu helfen und dafür Expertise, 
Wirtschaftskooperation und Geld zur Verfügung zu 
stellen. 

Wir werden am 8. und 9. Mai auf meine Einladung 
hin eine Konferenz in Münster haben, an der die 
Wirtschafts- und Handelsminister der G 7 sowie die-
jenigen von Polen, der Tschechoslowakei, Ungarn 
und vier GUS-Staaten teilnehmen werden. Bei dieser 
Konferenz wollen wir darüber reden, wie durch den 
Aufbau eines Mittelstandes, durch Handelsbeziehun-
gen, durch Kooperation die Länder zu eigenen Ein-
nahmen kommen, zu einer eigenen wirtschaftlichen 
Leistungskraft, damit sie nicht permanent Bittsteller 
sein müssen, womit sie ja de facto das Hermes-Risiko 
immer höher treiben. Ich glaube, das ist mindestens 
ebenso wichtig wie die humanitäre Hilfe, wiewohl die 
im Augenblick auch auf Grund der besonderen Kli-
maverhältnisse im Winter im Vordergrund steht. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Gibt es noch Fragen 
zu diesem Komplex? — Herr Augustinowitz. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Herr Bundesmi-
nister, Sie nannten eben die Zahl 29,5 Milliarden DM 
Obligo. Könnten Sie bitte dem Parlament einmal die 
Gesamtsumme der Hilfen für die ehemalige Sowjet-
union und auch die Einzelaufteilung nennen? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ja. 29 Milliarden DM, das sind verbürgte 
Verträge, also Hermes-Garantien. Dann kommen 
noch die ungebundenen und gebundenen Finanzkre-
dite hinzu. Wir kommen also auf insgesamt 41 Milli-
arden DM. Ich kann Ihnen das jetzt nicht branchen-
spezifisch aufgeteilt sagen, kann die Angaben aber 
gern dem Parlament schriftlich zuleiten. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zweite Frage. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): 41 Milliarden? 
Bisher war doch immer die Rede von ungefähr 70 Mil-
liarden. Wie kommt denn die Zahl zustande? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ich vermute, daß Sie auf die Zahl von 70 Mil-
liarden abheben, die heute in Veröffentlichungen der 
Presse stehen. Das ist die Summe aller Verträge, über 
die verhandelt worden ist oder verhandelt wird. 
Unterstellt man jetzt, daß all diese Verträge, über die 
verhandelt wurde — zum Teil mit Institutionen, die 
gar nicht mehr da sind — oder über die verhandelt 
wird, tatsächlich zustande kämen, dann bedürfte es 
eines Hermes-Bürgschaftsvolumens von 70 Milliar-
den DM. Aber das ist ganz unrealistisch. Diese Ziffer 
— deswegen sollte man mit ihr, glaube ich, gar nicht 
hantieren — unterstellt, daß jede Geschäftsverhand-
lung, die einmal angestellt wird, auch zu einem 
Abschluß führt. Das war schon in der Vergangenheit  

nicht so. Man konnte immer sagen, daß sich das am 
Ende auf Bruchteile reduzierte. 

Wenn man die grundsätzlichen Zusagen — „ grund-
sätzliche Zusagen", das ist ein Stadium kurz vor der 
Verbindlichkeit —, die es gegeben hat, aber eben 
auch nicht mit GUS-Staaten, sondern mit Stellen der 
Sowjetunion, zur Grundlage machte, dann gäbe es 
einen Bedarf von immerhin 20 Milliarden DM. Aber 
ob diese Zusagen jetzt von den Nachfolgeeinrichtun-
gen und den Vertragspartnern in feste Vereinbarun-
gen umgewandelt werden, ist vollkommen offen. 
Deswegen sind wir ja in dem von Herrn Roth zu Recht 
angesprochenen etwas ungewissen Zustand, bei dem 
es auch für uns deswegen so schwer ist, eine genaue 
Zahl zu nennen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. Herr 
Dr. Pohler. 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Herr Minister, Sie 
sprachen ja schon von der Bedeutung der Hermes-
Kredite für die Betriebe in den neuen Ländern. Leider 
sind nach wie vor etwa 70 bis 80 % der Produktion 
darauf ausgerichtet. 

Mir geht es um die 5 Milliarden DM. Es ist als sehr 
positiv zu bewerten, daß jetzt Klarheit über diese 
5 Milliarden DM besteht. Ich habe die dringende 
Bitte, daß in diese Richtung weitergemacht wird, 
damit die Betriebe — wir wollen uns nichts vorma-
chen: die Produktion für die 5 Milliarden DM ist 
großenteils schon gelaufen — im Prinzip — sicherlich 
mit den Auflagen; da gibt es überhaupt keine Frage — 
kontinuierlich weiterarbeiten. Man muß sich die 
Betriebe anschauen. Sie müssen sich bemühen, von 
diesem hohen Prozentsatz wegzukommen, damit wir 
nicht irgendwelche Sachen zementieren, die nicht zu 
zementieren sind. 

Aber für viele ist die Finanzierung einfach lebens-
wichtig. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Frau Präsidentin, das 
ist ein Diskussionsbeitrag! Bitte eine kurze 

Frage!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Dr. Pohler, Sie 
haben jetzt eine Bitte geäußert. Sie wollten aber eine 
Frage stellen. 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): Mir geht es um die 
Möglichkeit der Weiterarbeit. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Frage stellen!) 
Wie schätzen Sie die Möglichkeit des Weiterfließens 
dieser Milliarden ein, damit die Betriebe auf einer 
fundierten Grundlage weiterarbeiten können? 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Herr Kollege, die Tatsache, daß wir heute so 
entschieden haben, wie ich es Ihnen darstellen 
konnte, hat ja nicht mit mangelndem guten Willen der 
Bundesregierung oder damit zu tun, daß wir die Lage 
vieler Unternehmen in den neuen Bundesländern 
anders einschätzten, als Sie das soeben getan haben. 
Ich habe ja die Zahlen genannt, die durchaus alarmie-
rend sind. Wenn Sie sehen, daß ich von 450 000 
Arbeitsplätzen schon im engeren Bereich gesprochen 
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habe und die denkbare größere Ziffer nur grob ange-
deutet habe, können Sie sich vorstellen, daß wir da 
hochgradig aufmerksam sind und zu helfen versu-
chen, wo wir können. 

Das bedarf aber des Partners. Zum einen müssen die 
entsprechenden Vereinbarungen, ob wir das nun 
gutheißen oder nicht, nicht nur besichert werden 
— darum geht es ja: wir müssen Gewährleistungen 
übernehmen —, sondern brauchen auch einen Part-
ner, der die Waren abnimmt. Es gibt jetzt eine verän-
derte Partnerstruktur: Nicht jede gewachsene Liefer-
beziehung wird aufrechterhalten. 

Ich darf hinzufügen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen: Das ist nicht nur eine Frage der wirtschaftlichen 
Situation dieser Länder. Es ist vielmehr auch ein 
Ergebnis der Tatsache, daß nicht mehr auf der Grund-
lage politischer Preise, sondern auf der Grundlage 
konvertibler Währungen abgeschlossen wird. Vor 
diesem Hintergrund sehen sich manche frühere Part-
ner natürlich auf dem Weltmarkt um und nehmen 
nicht mehr jedes Produkt aus den alten Bundeslän-
dern. 

Ich kann Ihnen hier nur erneut bekräftigen: Die 
Bundesregierung wird beides tun. Zum einen wird sie 
Ende März, Anfang April in einer Bestandsaufnahme 
feststellen, ob eine Veränderung der heutigen 
Beschlüsse — Verlängerung oder Ausweitung — 
zweckmäßig ist und dem von Ihnen angesprochenen 
Ziel dient. 

Zum anderen wird sie durch eine aktive Koopera-
tion mit den Reformstaaten Mittel- und Osteuropas 
einen Beitrag dazu leisten, daß sich diese wirtschaft-
lich erholen können und damit überhaupt die einiger-
maßen gesicherte Gewähr dafür bieten, daß sie Kre-
dite zu einem bestimmten Zeitpunkt zurückzahlen 
können. Wir können ja schlecht die Unternehmen in 
den neuen Ländern beauftragen, zu produzieren, und 
dann — als Staat — die Ware abkaufen, um sie dann zu 
verteilen. Das ist ja wohl nicht die Zielsetzung. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. Es gibt keine 
weiteren Fragen zu diesem Komplex. 

Damit ist die Runde mit anderen Fragen eröffnet. 
Als erste Frau Dr. Lucyga, bitte. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Bundesminister, 
zu den am stärksten vom allgemeinen Dilemma ge-
beutelten Industriezweigen der neuen Länder gehört 
ja wohl die Industrie an der Küste in Mecklenburg-
Vorpommern, insbesondere der Werftbereich. Wie 
schätzt die Bundesregierung die Lage hinsichtlich der 
Werftarbeitsplätze in Ostdeutschland ein? Wie viele 
Arbeitsplätze glaubt die Bundesregierung erhalten zu 
können, bzw. welche Möglichkeiten des Zusammen-
wirkens mit der Treuhand sehen Sie? Wie bewerten 
Sie im ohnehin strukturschwachen Mecklenburg

-

Vorpommern die aktuelle Entwicklung? Welche Mög-
lichkeiten sehen Sie, den Strukturwandel zu fördern? 
Wenn ich mir die in letzter Zeit wiederholt erfolgten 
Ankündigungen, daß sowohl Treuhand als auch Bun-
desregierung stärker Strukturgesichtspunkte ins 
Auge fassen wollten, ansehe, dann stelle ich mir diese 
Fragen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Es geht bei dieser Frage vorrangig um die 
Möglichkeit einer möglichst schnellen Privatisierung 
der DMS, also des Werftenverbunds in Mecklenburg-
Vorpommern. Es laufen Verhandlungen mit verschie-
denen Interessenten aus dem In- und Ausland. Die 
größte Chance, Werften in Mecklenburg-Vorpom-
mern zu erhalten, ist aus meiner Sicht in der Tat die 
möglichst schnelle Gewinnung von privatem Kapital, 
privatem Management und Know-how und gewach-
senen Möglichkeiten des Zugangs zu den bestehen-
den internationalen Märkten. 

Ich kann heute nicht prognostizieren, wie das Ver-
kaufsergebnis sein wird; darüber wird ja verhandelt. 
Ich glaube aber, daß man, ohne der Schlußrunde der 
Verhandlungen, die hoffentlich bald bevorsteht, vor-
zugreifen, sagen kann, daß gute Aussichten dafür 
bestehen, daß Mecklenburg-Vorpommern Werften-
standort bleibt. 

Es gibt ein Spezialproblem, das eine sehr umstrit-
tene Frage berührt, nämlich die mögliche Nutzung 
eines Hafens auf der Insel Rügen als Werftenstandort. 
Darüber ist das letzte Wort bislang weder von seiten 
des potentiellen Interessenten noch von seiten der 
Treuhand gesprochen. Hier zu einer vernünftigen 
Abwägung bei kollidierenden Interessen — Interesse 
an möglichst zukunftssicheren Arbeitsplätzen einer-
seits und ökologischen Überlegungen andererseits — 
zu kommen wird nicht einfach sein. 

Ihre abschließende Bemerkung zu Ihrer Frage deu-
tet auf die Debatte über Strukturpolitik hin. Ich 
glaube, daß die Bundesregierung nicht erst neulich 
gesagt hat, daß sie gemeinsam mit den Bundesländern 
eine aktive Strukturpolitik betreiben will und das 
weiterhin tun wird. Das geschieht ja. Wir haben 
beispielsweise die massive Aufwendung von Mitteln 
für die Gemeinschaftsaufgabe „Regionale Wirt-
schaftsstruktur" — wie der Begriff schon sagt — in 
partnerschaftlicher Zusammenarbeit mit den neuen 
Ländern dafür in Anspruch genommen und tun das 
weiterhin, damit neue Investitionen in diese Länder 
kommen. 

Ich will an dieser Stelle keinen Hehl daraus machen, 
daß wir uns im Bundeskabinett noch werden darüber 
verständigen müssen, wie wir der Tatsache gerecht 
werden können, daß mittlerweile mehr Anträge auf 
Unterstützung nach der Gemeinschaftsaufgabe „Re-
gionale Wirtschaftsstruktur" vorliegen, als wir mit den 
derzeit vom Parlament bewilligten Mitteln bedienen 
können. Es wäre sicherlich ein Problem, wenn wir 
zwar einerseits einen relativ hohen Mittelaufwand für 
die Finanzierung von Arbeitslosigkeit über die Bun-
desanstalt betreiben würden und andererseits nicht 
genügend Mittel hätten, um privaten Investoren die 
mit großem Aplomb öffentlich vorgestellten Unter-
stützungsmaßnahmen im Wege der Förderung nach 
der Gemeinschaftsaufgabe zu gewähren. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? — 

Bitte. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Sind Sie in etwa über 
den Stand der Verkaufsverhandlungen, über die Ver- 
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kaufsangebote und über eventuelle Vorstellungen 
potentieller Käufer informiert, die Strukturverände-
rungen, die anstehen, und die sicherlich als Auflage 
notwendigerweise mitzugebenden Wünsche zur Ar-
beitsplatzsicherung bundesseitig und länderseitig 
durch entsprechende Maßnahmen des Bundes beglei-
tet zu wissen? Denn nach meinen Informationen ist das 
Ganze auch durch das umfänglichste Käuferangebot 
allein nicht zu leisten. Es wird also so oder so eine 
begleitende Hilfe geben müssen. Das gleiche gilt im 
übrigen für die Seereederei, die, soweit ich das 
übersehe, als einziger Wirtschaftsbetrieb an der Küste 
gute Aussichten hat, entsprechende Sanierungser-
gebnisse zu erzielen. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Frau Kollegin, ich glaube, ich bin in etwa 
richtig informiert. Ich sage das mit einem kleinen 
Vorbehalt; denn ich kann nicht ausschließen, daß in 
den letzten Tagen noch neue Angebote auf den Plan 
gekommen und Gespräche geführt worden sind. 

Es gibt konkurrierende Überlegungen. Das beson-
dere Problem, um das herumzureden sich überhaupt 
nicht lohnt — es ist sowieso klar —, besteht zum einen 
darin, daß es weltweit nun nicht gerade einen Mangel 
an Werftkapazitäten gibt. Es besteht zum anderen 
darin, daß ja, wie wir in den — vor allen Dingen für 
einige — schmerzhaften Debatten über den Subven-
tionsabbau gemerkt haben, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Ja, wer sich in Gefahr 
begibt, kommt darin um!)  

Schiffe aus deutschen Werften so gut wie gar nicht 
verkauft würden, wenn wir sie nicht, auch schon bei 
den modernsten Werften, subventionierten. Das heißt, 
wir reden hier über zusätzliche Subventionen bzw. 
zusätzliche Hilfen, die möglicherweise notwendig 
werden, um dann in den geregelten Subventionsbe-
trieb überzugehen. Das ist so! 

Ich kann Ihnen nur sagen, Frau Kollegin: Wir gehen 
von der Vorstellung aus — und hoffen, sie läßt sich als 
Ergebnis der Verhandlungen auch realisieren —, daß 
es auch zukünftig in Mecklenburg-Vorpommern 
Schiffbau geben wird. Aber ich bin nicht befugt und 
auch nicht daran interessiert, das Zustandekommen 
eines möglichen Verhandlungsergebnisses dadurch 
zu erschweren, daß ich in diesem Stadium die Diskus-
sion mit Detaildaten bereichere; das kann man nicht 
machen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zu dem Bereich 
Werften folgt abschließend eine Frage von Herrn 
Roth. 

Wolfgang Roth (SPD): Herr Bundesminister, in der 
Region Rostock oder in Mecklenburg-Vorpommern 
geht vor allem die Befürchtung um, daß ein Käufer 
auftritt, einen kleinen Kern produktiv saniert, sich im 
übrigen der dort traditionell vorhandenen Geschäfts-
beziehungen mit der früheren Sowjetunion, den heu-
tigen GUS-Staaten, bedient und dann diese Marktbe-
ziehungen mitnimmt und sie an ganz anderen Orten 
benutzt. 

Meine Frage ist, ob Sie sich als Bundesminister für 
Wirtschaft in dieser Frage einschalten, so daß eben  

mehr als ein kleiner Kern von produktiven Arbeits-
plätzen in diesem Raum, der ganz wenige industrielle 
Arbeitsplätze anbietet, verbleibt. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Ich will Ihre Frage jetzt einmal mit einem — 
natürlich vollständig gegriffenen — Beispiel beant-
worten. Man könnte sich ja vorstellen, daß sich in 
einem Wirtschaftsbereich XY ein potentieller Käufer 
sagt: Ich erwerbe eine Produktionsstätte mit der festen 
Absicht, sie möglichst schnell zu schließen, damit ich 
keinen Konkurrenten mehr habe. — Es kann aber 
nicht unser Ziel sein, ein solches Projekt zu beför-
dern. 

Das Ziel der Privatisierungsbemühungen der Treu-
hand, auch im konkreten Fall, ist es nach meiner 
Beurteilung vielmehr — die Chancen, daß das Ziel 
auch erreicht wird, sind gegeben —, daß Mecklen-
burg-Vorpommern tatsächlich eine Werftenindustrie 
behält und daß diese nicht nur mit einem kleinen 
Randbereich dort vertreten sein wird. Das gilt für den 
Schiffbau, das gilt für den Turbinenbau und einige 
weitere Bereiche. 

Ich kann Ihnen aber heute nicht sagen, Herr Roth — 
das wäre auch nicht verantwortungsbewußt, glaube 
ich —, wie die Käuferstruktur aussehen wird und wie 
hoch die Zahl der Arbeitsplätze sein wird. Das kann 
man heute noch nicht definitiv festlegen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Es folgt jetzt Herr 
Augustinowitz. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Ich möchte die 
Bundesregierung fragen, wie sie dazu steht, daß im 
Mordfall Alfred Herrhausen der Verfassungsschutz 
erst nach Monaten Kontakt mit den Ermittlungsbehör-
den aufgenommen hat. 

Jürgen W. Möllemann, Bundesminister für Wirt-
schaft: Darf ich anregen, daß das jemand anders 
beantwortet? 

(Heiterkeit im ganzen Hause) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Wer antwortet für 
die Bundesregierung? — Herr Staatssekretär Lint-
ner. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege, möglicherweise 
liegt da bei Ihnen eine Verwechslung vor. Es geht um 
das Hessische Landesamt für Verfassungsschutz. Die-
ses hat Ende Juni 1991 davon erfahren und hat den 
Generalbundesanwalt meines Wissens im November 
1991 informiert. Warum das im einzelnen geschehen 
ist, kann ich Ihnen begreiflicherweise nicht sagen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Wäre die Bun-
desregierung denn bereit, einmal zu recherchieren, 
wieso es dazu gekommen ist und ob das unter Umstän-
den dazu geführt hat, daß nicht schon eher weitere 
Fahndungserfolge möglich waren? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Das ist im Moment sehr spekula- 
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tiv. Dazu können wir uns im Augenblick überhaupt 
nicht äußern. 

(Jürgen Augustinowitz [CDU/CSU]: Aber Sie 
können doch der Sache nachgehen!) 

— Wir gehen allem nach, was möglicherweise inter-
essant ist. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster hat 
Herr Abgeordneter Struck das Wort. 

Dr. Peter Struck (SPD): Frau Präsidentin! Ich habe 
eine Frage an die Bundesregierung, bei der ich nicht 
weiß, wer für die Beantwortung zuständig ist, entwe-
der alle oder keiner; bei dieser Bundesregierung ist im 
Zweifel keiner zuständig. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Zurufe von der 
Regierungsbank) 

Aber ich frage trotzdem. — Herr Kollege Bohl ist wohl 
anwesend; er könnte es vielleicht noch in Ordnung 
bringen. 

Frau Präsidentin, in der letzten Woche ist eine 
Äußerung des Bundesverkehrsministers Krause über 
Abgeordnete bekanntgeworden. Er hat erklärt — so 
lauten jedenfalls die Zitate —: Bonn heißt Mief. Bonn 
ist Mittelmaß. — Damit mögen sich die Bonner aus-
einandersetzen. — Im Parlament säßen nur die, die 
nicht die genügende Intelligenz aufbringen, um in die 
Wirtschaft zu gehen, und trotzdem zu viel Geld 
kommen wollen. 

Nun frage ich einmal, wer von der Bundesregierung 
sich angesprochen fühlt. Insbesondere möchte ich 
fragen, Herr Kollege Bohl, ob der Bundesverkehrsmi-
nister erklärt hat, daß er auf sein Gehalt verzichten 
will, weil er ja ein doppeltes Gehalt bekommt, wie wir 
alle wissen, und zwar als Minister und als Abgeord-
neter. Ich möchte Sie auch fragen, Herr Kollege Bohl, 
ob sich die Bundesregierung veranlaßt sieht, den 
Bundesverkehrsminister darauf aufmerksam zu ma-
chen, daß zumindest in der SPD-Bundestagsfraktion 
genügend Leute sitzen, die sehr viel Intelligenz besit-
zen 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
und denen es nicht darum geht, wegen des Geldver-
dienens hier herzukommen, 

(Bundesminister Jürgen W. Möllemann: 
Warum haltet ihr das geheim?) 

sondern darum, sich um die Demokratie verdient zu 
machen, wobei ich unterstelle, daß das auch für die 
übrigen Mitglieder dieses Hauses gilt. 

(Bundesminister Jürgen W. Möllemann: Das 
wurde doch bisher geheimgehalten! — Hei

-

terkeit bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister 
Bohl. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Kol-
lege Struck, das ist sicherlich eine sehr interessante 
Frage, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der FDP) 

insbesondere was die Feststellung über die Intelligenz 
in den diversen institutionellen Gremien anbelangt. 
Zu Ihrer Frage kann ich Ihnen nur sagen, daß der 
Bundesregierung das Buch, in dem sich diese Zitate 
angeblich befinden sollen, bisher nicht bekannt ist. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Das kann man kau-
fen!)  

Ich werde Ihre Frage aber gerne zum Anlaß nehmen, 
dieses Buch, soweit es erhältlich sein sollte, umgehend 
zu bestellen. Ich wäre dankbar, wenn dann im Haus-
haltsausschuß eine entsprechende Überschreitung 
des Etatansatzes auch nicht auf Kritik der verehrten 
Opposition stoßen würde. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage, Herr 
Struck. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Kollege Bohl, ich 
glaube, Sie können nachvollziehen, daß ich diese 
Antwort für relativ unbefriedigend halte. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
Deshalb versuche ich, noch einmal nachzufragen, 
aber jetzt ernsthaft: Sind Sie nicht mit mir der Mei-
nung, Herr Kollege Bohl — immer vorausgesetzt, 
diese Zitate treffen zu; ich unterstelle, daß dieses Buch 
in der Bundesregierung inzwischen vielleicht auch 
schon vorhanden sein könnte —, daß diese Äußerun-
gen des Bundesverkehrsministers im Hinblick auf 
verschiedene andere Diskussionen über das Parla-
ment und den Parlamentarismus absolut nicht dazu 
angetan sind, das Ansehen des Deutschen Bundesta-
ges zu stärken, und sind Sie nicht auch der Meinung, 
daß es entweder Ihre Aufgabe oder vielleicht auch die 
Aufgabe des Bundeskanzlers ist, in dieser Beziehung 
einmal ein ernstes Wort mit dem Bundesverkehrsmi-
nister zu reden? 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Kol-
lege Struck, ich bitte Sie wirklich um Verständnis, daß 
ich zu Zitaten, die nicht abgesichert sind, schlicht und 
einfach nicht Stellung nehmen kann und daß ich 
Herrn Kollegen Krause auch erst bitten möchte, uns 
vielleicht vorzutragen und darüber zu berichten. Ich 
nehme gern die Gelegenheit wahr, dann auch im 
persönlichen Gespräch mit Ihnen in geeigneter Form 
noch darauf zurückzukommen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Die letzte Frage, 
Herr Abgeordneter Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Herr Bundesminister, es ist ja 
ungewöhnlich, daß das Parlament aus der Bundesre-
gierung in dieser Weise mit herabsetzenden Äußerun-
gen bedacht wird. Insofern liegt uns schon daran zu 
erfahren, ob der Herr Bundesverkehrsminister diese 
Äußerungen nun getan hat oder nicht. Wenn er sie 
getan hat, dann muß sich die Bundesregierung wohl 
damit befassen, denn so kann ein Verfassungsorgan 
mit dem anderen nicht umspringen. Wenn er sie nicht 
getan hat, muß er die notwendigen rechtlichen 
Schritte ergreifen, den weiteren Vertrieb dieses 
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dazu noch einmal Stellung zu nehmen. 

Schließlich möchte ich Sie bitten, doch zu klären, 
warum der Bundesminister in die Kette seiner herab-
setzenden Äußerungen nicht auch das Thema Alko-
holmißbrauch einbezogen hat. Er hat da ja wohl 
Erfahrung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was soll denn 
das?) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich möchte doch 
sagen, wir beschränken es auf die andere Fragestel-
lung; denn bei einem Vorwurf wie Alkoholmißbrauch 
müßte erst einmal die Frage gestellt werden, ob er 
vorliegt. 

Friedrich Bohl, Bundesminister für besondere Auf-
gaben und Chef des Bundeskanzleramtes: Herr Kol-
lege Conradi, ich möchte doch mit Entschiedenheit 
Ihre Unterstellung bezüglich des Kollegen Krause 
zurückweisen. 

(Dr. Wolfgang Freiherr von Stetten [CDU/ 
CSU]: Sehr richtig!) 

Ich finde, es gibt gar keinen Anlaß für solche Unter-
stellungen. Selbst wenn alle Presseberichte, auf die 
Sie möglicherweise innerlich rekurrieren, zutreffend 
sein sollten, ist das sicherlich nicht die angemessene 
Schlußfolgerung. Im Grunde genommen diskreditie-
ren Sie mit dieser Feststellung am Schluß Ihrer Frage 
den Wesensgehalt und Sinngehalt Ihrer übrigen Fra-
gestellung, 

(Beifall des Abg. Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten [CDU/CSU]) 

so daß ich Zweifel habe, ob ich Ihre Frage im übrigen 
überhaupt beantworten sollte. 

Ich will es dennoch tun und sagen, daß mich 
interessieren würde, ob Sie Ihre Frage auf die Lektüre 
des besagten Buches gründen und ob Sie Gelegenheit 
finden könnten, mir dieses Buch zur Verfügung zu 
stellen. Wenn Sie das täten, könnten wir uns die 
Bestellung durch das Bundeskanzleramt ersparen. 

Darüber hinaus würde ich dann selbstverständlich, 
was ich dem Kollegen Struck schon zugesagt hatte, 
die verehrte Opposition in geeigneter Form über die 
Überprüfung informieren. 

(Vorsitz: Vizepräsident H ans Klein) 

Vizepräsident Hans Klein: Die für die Befragung der 
Bundesregierung vorgesehene Zeit ist abgelaufen. Ich 
beende die Befragung. — 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 12/1958 — 

Zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bun-
desministers der Justiz, den Fragen 1 und 2 der Frau 
Abgeordneten Jäger, ist um schriftliche Beantwortung 
gebeten worden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters für Wirtschaft. Zur Beantwortung der Fragen ist 
der Parlamentarische Staatssekretär Klaus Beckmann 
erschienen. 

Ich rufe die Frage 3 des Kollegen Holger Bartsch 
auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in der Lausitz 
die Braunkohle-Förderung und -Verarbeitung eine strukturbe-
stimmende Industrie darstellt, deren Erhaltung damit auch aus 
regionalpolitischen Gesichtspunkten unverzichtbar ist? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Klaus Beckmann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Wirtschaft: Herr Präsident! Die Bundesre-
gierung hat in ihrem energiepolitischen Gesamtkon-
zept die versorgungspolitische Bedeutung der Braun-
kohle in den neuen Bundesländern hervorgehoben. 
Die strukturellen Veränderungen des Energiemark-
tes, die Erhöhung der Effizienz der Energieerzeugung 
und -verwendung sowie auch umweltpolitische Erfor-
dernisse machen allerdings einen drastischen 
Schrumpfungsprozeß unausweichlich. 

Bei Konzentration auf leistungsfähige Tagebaue, 
konsequente Rationalisierung und Einsatz moderner 
Umwelttechnik kann die Braunkohle aber weit über 
die Jahrtausendwende hinaus in der Verstromung 
einen wichtigen, wettbewerbsfähigen Beitrag lei-
sten. 

Die Sicherung der Braunkohleverstromung ist auch 
wesentliche Voraussetzung für die soziale und regio-
nale Beherrschbarkeit des Anpassungsprozesses in 
den Braunkohlerevieren. Die Bundesregierung geht 
aus heutiger Sicht für das Jahr 2000 von einer Förde-
rung der ostdeutschen Braunkohle in Höhe von 100 
bis 120 Millionen t aus. Die Lausitz, Herr Kollege, wird 
daran angemessen beteiligt sein. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege Bartsch. 

Holger Bartsch (SPD): Herr Staatssekretär, Ihnen ist 
ja bekannt, daß in diesem Bereich auf Grund des 
Braunkohletagebaus erhebliche Altlasten entstanden 
sind und daß das im Hinblick auf die derzeitige 
Förderung dort mit einem erheblichen Akzeptanz-
problem in der Bevölkerung verbunden ist. Ihnen ist 
sicher auch bekannt, daß die Beseitigung dieser 
Altlasten zur Zeit finanzierungstechnisch zumindest 
nicht geklärt ist. 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
dazu, insbesondere im Hinblick darauf, daß die Besei-
tigung dieser Altlasten vordringlich ist und im übrigen 
auch einen wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen 
Faktor darstellt? 

Klaus Beckmann, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Bartsch, ich stimme Ihnen ausdrücklich zu, daß die 
Akzeptanzfrage ein ganz wesentlicher Punkt für die 
Fortführung der Braunkohleförderung in den Revie-
ren sein wird. Hierzu gehört in erster Linie auch die 
Beseitigung der Altlasten sowie die Rekultivierung 
und Instandsetzung der ausgebeuteten Gebiete. 

Was die Finanzierung der Altlasten betrifft, so gibt 
es hierüber Verhandlungen zwischen der Bundesre-
gierung und den betroffenen Bundesländern. Die Bun-
desländer haben sich bisher allerdings, wie Sie wis-
sen, in der Leipziger Erklärung geweigert, entspre-
chende Finanzmittel zur Verfügung zu stellen. Aller-
dings gehen wir davon aus, daß es bei Fortführung der 
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Verhandlungen mit den betroffenen Bundesländern 
diesbezüglich zu einer Einigung kommt, so daß eine 
Lastenteilung hinsichtlich der Altlasten erreicht 
wird. 

Eine wesentliche Rolle wird auch die Frage spielen, 
wie diese Probleme seitens der Treuhandanstalt in die 
Bilanzen eingebaut werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Holger Bartsch (SPD): Kann ich davon ausgehen, 
daß die derzeitige Verhandlungsposition der Bundes-
regierung, nämlich die Relation 50 : 50, noch Verhand-
lungsgegenstand ist, oder ist dies das letzte Wort? 

Klaus Beckmann, Parl. Staatssekretär: Wenn man 
seriös verhandelt, Herr Kollege Bartsch, dann darf 
man insoweit vorher niemals ein letztes Wort spre-
chen. Ich gehe davon aus, daß man auf beiden Seiten 
die notwendige Flexibilität zeigt, damit Ruhe in die 
Reviere kommt und eine zukunftsorientierte Entwick-
lung greifen kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Ist sich die Bundesregie-
rung darüber im klaren, daß diese Zusage, bis zur 
Jahrtausendwende Braunkohle auch zur Verstro-
mung einzusetzen, an entsprechende Subventionie-
rungen gebunden ist? 

Klaus Beckmann, Parl. Staatssekretär: Ich habe 
eben nicht von einer Zusage gesprochen, sondern ich 
habe davon gesprochen, Herr Kollege, daß die Bun-
desregierung davon ausgeht. Aber selbstverständlich 
wird sich die Bundesregierung entsprechenden Not-
wendigkeiten insoweit nicht verschließen, wenn vor-
her durch Rationalisierung und den Einsatz von ener-
gieeffizienten Verstromungsprozessen Kostenerspar-
nisse erzielt werden, die dazu führen, daß die Braun-
kohle auch im Vergleich zu anderen Energiearten 
wettbewerbsfähig wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Fragen 
dazu? — Das ist nicht der Fall. Dann bedanke ich mich, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Zu den Fragen 4 und 5 aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat die Fragestellerin, die Kollegin Walz, 
um schriftliche Beantwortung gebeten. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Post und Telekommunikation auf. Zur Beantwor-
tung ist Herr Staatssekretär Frerich Görts erschienen. 
Ich rufe die Frage 8 des Kollegen Bernd Reuter auf: 

Wie hoch sind die Kosten, die dem Unternehmensbereich 
POSTDIENST für den der Firma McKinsey erteilten Auftrag 
entstehen, bestimmte Postdienststellen auf Einsparungsmög-
lichkeiten beim Personaleinsatz zu überprüfen, angesichts der 
Tatsache, daß die notwendigen Analysen im wesentlichen von 
den betreffenden Bediensteten selbst geleistet werden müs-
sen? 

Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Frerich Görts, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Post und Telekommunikation: Herr Präsident, 
gestatten Sie bitte, daß ich die beiden Fragen des 

Herrn Abgeordneten wegen des Sachinhalts zusam-
menfassend beantworte, wenn der Herr Abgeordnete 
damit einverstanden ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Dann rufe ich auch die 
Frage 9 des Kollegen Bernd Reuter auf: 

Ist der Auftrag ordnungsgemäß öffentlich ausgeschrieben 
worden, so daß sich auch andere Unternehmensberatungsfirmen 
darum hätten bewerben können? 

Frerich Görts, Staatssekretär: Im Rahmen der stra-
tegischen Neuorientierung des Unternehmens Deut-
sche Bundespost Postdienst werden von zahlreichen 
Projektgruppen Analysen durchgeführt und Konzepte 
erarbeitet. Ziel ist die Verbesserung der Wettbe-
werbsfähigkeit des Unternehmens. 

Wie in vergleichbaren Großunternehmen werden 
wichtige Projekte bzw. Teilprojekte durch Unterneh-
mensberater unterstützt, denen — wie auch im vorlie-
genden Fall — Postbedienstete zuarbeiten. 

Der Preis für den der Firma McKinsey erteilten 
Auftrag ist gemäß § 22 Nr. 6 der Verdingungsordnung 
für Leistungen, ausgenommen Bauleistungen, Teil A, 
vertraulich zu behandeln und kann deshalb nicht 
genannt werden. 

Im Vorfeld der Vergabe wurde das Leistungspro-
gramm der Beratungsfirmen geprüft. Der Auftrag an 
McKinsey & Company Inc. wurde daraufhin freihän-
dig vergeben. Das Verfahren der freihändigen Ver-
gabe wurde gewählt, weil die zu erbringende Lei-
stung besonders dringlich war gemäß § 3 Nr. 4 
Buchst. f der Verdingungsordnung für Leistungen, 
ausgenommen Bauleistungen, Teil A. 

Angesichts der defizitären Situation des Unterneh-
mens Deutsche Bundespost Postdienst und in Anbe-
tracht des wachsenden Wettbewerbdrucks hätte jede 
Verzögerung die Erarbeitung sehr dringender Maß-
nahmen aufgeschoben. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Reuter. 

Bernd Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, gerade 
Ihre Aussage, daß Sie den Preis öffentlich nicht 
nennen könnten und daß eine freihändige Vergabe 
durchgeführt worden sei, veranlaßt mich zu der Frage: 
Wie sieht denn eigentlich die Bundesregierung die 
Tatsache, daß es sich bei der Firma McKinsey genau 
um die Firma handelt, in der der jetzige Vorstandsvor-
sitzende des Unternehmens Deutsche Bundespost 
Postdienst jahrelang in führender Position tätig war? 

Frerich Görts, Staatssekretär: Die Bundesregierung 
ist der Ansicht, daß, um die Postreform von 1989 zu 
einem Erfolg zu bringen, alle Ressourcen gewählt 
werden und dem Unternehmen auch zur Verfügung 
stehen müssen, um eben die von mir in der Eingangs-
antwort genannten Defizite abzubauen. Dort rekur-
riert man insbesondere auf den Sachverstand, den 
man auch aus anderen Zusammenhängen bereits 
kennt. 

In diesem Fall sind laufend Präsentationen seitens 
der Firma McKinsey durchgeführt worden, es sind 
laufend Informationsmaterialen herangezogen wor-
den, um die Qualität dieser Firma in diesem angespro- 
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chenen Aufgabenbereich zu testen. Daraufhin ist 
dann der Zuschlag erfolgt. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Bernd Reuter (SPD): Herr Staatssekretär, wäre es 
nicht denkbar und möglich gewesen, daß auch erfah-
rene Fachkräfte des Unternehmens Postdienst in der 
Lage gewesen wären, diese Arbeit in einer Analyse zu 
leisten, die jetzt von McKinsey gemacht wird? 

Frerich Görts, Staatssekretär: Diese von Ihnen 
genannten Fachkräfte werden sowieso zu den Arbei-
ten der Unternehmensberatungsfirmen hinzugezo-
gen, wie das im übrigen in der Wirtschaft auch der Fall 
ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine dritte Zusatzfrage. 

Bernd Reuter (SPD): Ist Ihnen eigentlich bekannt, 
wie die Zuarbeit dieser Fachkräfte aussieht? Wissen 
Sie eigentlich, daß McKinsey von den zu befragenden 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bundespost 
verlangt, 40 % ihrer Tätigkeiten selbst darzustellen, 
die entbehrlich sind, und daß ohne diese Auskunft 
hinsichtlich der 40 % die Fragebogen von McKinsey 
zurückgewiesen werden? 

Frerich Görts, Staatssekretär: Das fällt in den ope-
rativen Teil der Unternehmen und ist keine Frage der 
Regulierung seitens des Ministers oder Eigentümer-
frage. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine letzte Zusatzfrage. 

Bernd Reuter (SPD): Diese Antwort bringt mich 
schon etwas in Erstaunen. 

Ich stelle unter Würdigung aller Punkte, die ich 
vorgetragen habe, und Ihrer Antworten meine letzte 
Zusatzfrage: Wäre es, wenn die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter das alles selber leisten müssen — Sie 
haben es ja nicht in Abrede gestellt —, dann in der Tat 
nicht richtiger gewesen, auf diese Analyse überhaupt 
zu verzichten oder aber sie von den fachkundigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Bundespost 
selber erstellen zu lassen? 

Frerich Görts, Staatssekretär: Diese Analyse ist nur 
ein Teil von Antworten auf ein großes Paket von 
Fragen, und ein Segment aus diesem Paket hat eben 
der exte rne Berater bearbeitet. Auf der anderen Seite 
wird ebenfalls das interne Know-how der Mitarbeiter 
genutzt. Das wird gegeneinander abgeglichen. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Herr Staatssekretär, ich danke Ihnen für die Beant-
wortung. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie auf. Zur Beantwor-
tung steht uns unser Kollege, der Parlamentarische 
Staatssekretär Bernd Neumann zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 10 des Abgeordneten Wolf-Michael 
Catenhusen auf: 

Welche deutschen Forschungseinrichtungen und Firmen 
waren an der Entwicklung der von der Bundesregierung geför-
derten Gaszentrifugentechnik beteiligt, und welche Erkennt-
nisse liegen der Bundesregierung darüber vor, daß irakische 
Staatsbürger dort zeitweise tätig waren? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister für Forschung und Technologie: Die Entwick-
lung der Gaszentrifugentechnik wurde zunächst bei 
der KFA Jülich durchgeführt. Nach Abschluß des 
Vertrages von Almelo 1970 zwischen der niederländi-
schen, britischen und deutschen Regierung wurde der 
deutsche Projektanteil auf die Gesellschaft für Ke rn

-verfahrenstechnik in Jülich übertragen. 
Ferner waren an dem Projekt folgende Firmen 

beteiligt: Uramt GmbH, Jülich, Gesellschaft für 
Nukleare Verfahrenstechnik mbH, Bergisch-Glad-
bach, Gesellschaft für Zentrifugentechnik, Bergisch-
Gladbach, Interatom GmbH, ebenfalls Bergisch-
Gladbach, MAN-Technologie AG, Augsburg, Dornier 
GmbH, Friedrichshafen, Entwicklungsring Nord 
— ERNO —, Bremen, Urenco, Gronau. 

Erkenntnisse darüber, daß irakische Staatsangehö-
rige bei den Entwicklungsarbeiten zur Gaszentrifu-
gentechnik beteiligt waren, liegen der Bundesregie-
rung nicht vor. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Catenhu-
sen, Ihre erste Zusatzfrage. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Hat das Bundes-
forschungsministerium irgendwann einmal Regelun-
gen für das Verhalten der Firmen ge troffen, die sich an 
der Entwicklung dieser ja allgemein als sensitiv ange-
sehen Technologie beteiligt haben, was Einschrän-
kung des Technologietransfers angeht? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär: Dieser ganze 
Bereich ist, wie Sie wissen, als „Geheim" eingestuft. 
Aber Sie können davon ausgehen, daß wir bei der 
Abwicklung unserer Projekte, die ja, wie Sie wissen, 
1985 zu Ende gingen, auf die Sensibilität im Hinblick 
auf den Kontakt mit den Firmen und den Forschungs-
einrichtungen immer geachtet haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Kann ich daraus 
schließen, Herr Neumann, daß juristische Vorkehrun-
gen auch für den — offensichtlich eingetretenen — 
Fall  getroffen worden sind, daß Techniker oder Inge-
nieure der beteiligten Firmen durch Ortswechsel, d. h. 
Veränderung zu anderen Unternehmen, dieses Know-
how mitgenommen und möglicherweise auf diesem 
Weg die Türen zu einem Export dieser sensiblen 
Technologie geöffnet haben? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär: Das ist eine 
Materie, die nicht speziell in meinem Haus zu regeln 
ist, 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Doch!) 
sondern weit darüber hinausgeht. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Ich denke: 
doch!) 
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Wir selber haben dazu keine Regelungen getroffen. 
Die Regelungen sind vielmehr durch verschiedene 
Gesetze, etwa das Außenwirtschaftsgesetz, abge-
deckt. Ob es darüber hinaus Mechanismen gegeben 
hat, kann ich jetzt in diesem Zusammenhang nicht 
beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Die nächste Zusatz-
frage. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Staatssekretär, 
sehen Sie einen Zusammenhang zwischen den Liefe-
rungen von Drückwalzmaschinen in den Irak, die im 
wesentlichen zur Herstellung der Gasultrazentrifugen 
als sogenannte Schlüsseltechnologie notwendig wa-
ren, und der Entwicklung und der Bezuschussung von 
Entwicklungen bei der Firma H. & H. Metallform in 
Drensteinfurt? 

Bernd Neumann, Parl. Staatssekretär: Ich bin auch 
aus der Sicht unseres Auftrags nicht in der Lage, mich, 
bezogen auf die konkreten Fragen, zu den Firmen in 
Spekulationen einzulassen, zumal diese Frage nicht in 
einem Zusammenhang mit der vorliegenden Frage, 
die Sie gestellt haben, steht. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es weitere Zusatz-
fragen dazu? — Das ist nicht der Fall. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich bedanke 
mich für die Beantwortung. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisters des Innern. Zur Beantwortung steht uns unser 
Kollege Parlamentarischer Staatssekretär Eduard 
Lintner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 11 des Abgeordneten Ortwin 
Lowack auf: 

Was spricht nach Auffassung der Bundesregierung gegen eine 
Fortführung des für die deutsche Einheit durchaus positiv zu 
bewertenden Jugendradios DT 64? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär beim Bundes-
minister des Innern: Herr Kollege Lowack, die Ant-
wort lautet: Das Radioprogramm Jugendradio DT 64 
wurde gemäß Art. 36 des Einigungsvertrags Bestand-
teil der Einrichtung für Hörfunk und Fernsehen. Diese 
Einrichtung war eine staatsunabhängige Institution 
der zuständigen fünf neuen Bundesländer und des 
Landes Berlin für den Teil, in dem das Grundgesetz 
vor dem 3. Oktober 1990 nicht galt. Sie hat entspre-
chend den Bestimmungen des Einigungsvertrags ihre 
Tätigkeit am 31. Dezember 1991 beendet. 

Die Entscheidung über die Fortführung des Jugend-
radios DT 64 liegt somit ausschließlich bei den Län-
dern. Eine Zuständigkeit oder Möglichkeit der Bun-
desregierung ist nicht gegeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Staatssekretär, 
in voller Würdigung Ihrer Antwort frage ich gleich-
wohl: Glauben Sie nicht, daß eine positive Einstellung 
der Bundesregierung angesichts ihrer Einflußmög-
lichkeiten und vor allem der Sicherung der Finanzie-
rung von Rundfunkanstalten in Deutschland, die bei 
dem Gesamtkonzept in der Zukunft durchaus eine 
Rolle spielen, doch Gewicht haben kann? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Lowack, auch Sympathien der Bundesregierung, 
wenn sie bei dem einen oder anderen Kabinettsmit-
glied womöglich vorhanden gewesen sein sollten, 
würden nichts an der Entscheidungskompetenz der 
Länder ändern. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine weitere Zusatz-
frage. 

Ich rufe die Frage 12 des Abgeordneten Dr. Gün-
ther Müller auf: 

Warum hat die Bundesregierung nicht dem Wunsch des 
Bundesrates entsprochen, bis 31. Dezember 1991 einen Finan-
zierungsplan für den Umzug von Parlament und Regierung nach 
Berlin vorzulegen? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Der Beschluß 
des Deutschen Bundestags vom 20. Juni 1991 zur 
Vollendung der Einheit Deutschlands sieht neben der 
Verlagerung des Parlaments u. a. die Ansiedlung des 
Kernbereichs der Regierungsfunktion in Berlin sowie 
Ausgleichsmaßnahmen für die Region in Bonn vor. 

Die Bundesregierung hat am 11. Dezember 1991 
den zweiten Bericht des Arbeitsstabs Berlin/Bonn 
zustimmend zur Kenntnis genommen, mit dem die 
Aufteilung der Bundesministerien entsprechend der 
Schaffung von Politikbereichen für die jeweilige 
Region vorgeschlagen wurde. Damit ist in kurzer Zeit 
ein entscheidender Schritt zur Abklärung des 
Umfangs der Verlagerung der Bundesregierung 
getan. 

Die Abklärung der übrigen Einzelfragen, z. B. die 
Unterbringung in Neu- oder Altbauten mit unter-
schiedlichem Sanierungsbedarf, die Verkehrs- und 
Wohnungsbauprojekte sowie Art und Umfang von 
Ausgleichsmaßnahmen, wird mit hoher politischer 
und zeitlicher Priorität von allen Beteiligten vorange-
trieben. Hierbei sind die Vorstellungen des Deutschen 
Bundestages, der Länder Berlin, Brandenburg, Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sowie der 
Region Bonn einzubeziehen. Je nach Fortgang dieser 
Arbeiten werden sich stufenweise auch Kostenaussa-
gen treffen lassen, wobei im Einzelfall der Zurech-
nung der Kosten — beispielsweise umzugsbedingte 
und sonstige Erforderlichkeit — Bedeutung zukom-
men dürfte. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Müller, ich 
gehe recht in der Annahme, daß Sie die Zahl Ihrer 
Zusatzfragen ausschöpfen. Bitte sehr. 

Dr. Günther Müller (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, warum hat man bei diesem ersten Zwischenbe-
richt entgegen der Entschließung, die der Bundesrat 
gefaßt hat, wo er auch die Kosten anmahnte, keinen 
Zwischenkostenbericht erstellt? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Müller, weil eine seriöse Schätzung der Kosten ange-
sichts der Unwägbarkeiten und angesichts all der 
Dinge, die noch nicht feststehen, nicht möglich war. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 
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Dr. Günther Mü ller (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, darf ich Ihre Antwort so verstehen, daß die Kosten 
des Umzugs von Bonn nach Berlin nicht bezifferbar 
sind? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Nein, sie sind 
zwar zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht bezif-
ferbar, aber sie werden selbstverständlich nach 
Durchführung der übrigen Ermittlungen, die ich hier 
angedeutet habe, bezifferbar sein. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es aus dem Kreis der 
Kollegen weitere Zusatzfragen? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann rufe ich die Frage 13 auf, die ebenfalls der 
Kollege Dr. Günther Müller gestellt hat: 

Wird die Bundesregierung entsprechend der in Drucksache 
12/914 gefaßten Entschließung des Bundesrates noch in dieser 
Legislaturperiode eine Aufstellung über die Folgelasten und ihre 
Finanzierung des Regierungsumzuges nach Berlin vorlegen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Kostenermitt-
lungen werden stufenweise in Abhängigkeit des Fort-
gangs der Arbeiten in den jeweiligen Untersuchungs-
bereichen erstellt. Wann eine Gesamtübersicht über 
die Kosten erarbeitet werden kann, muß daher zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt noch offenbleiben. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Dr. Günther Mü ller (CDU/CSU): Nachdem Sie 
gerade darauf hingewiesen haben, daß die Antwort 
offenbleibt, möchte ich fragen: Kann man also damit 
rechnen, daß die endgültigen Kosten erst im dritten 
Jahrtausend genannt werden? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Müller, ich habe gesagt: zum gegenwärtigen Zeit-
punkt offenbleiben muß. Ich habe nicht gesagt, daß 
die Frage immer offenbleiben wird. Ich gehe davon 
aus, daß wir Ihnen rechtzeitig, sobald es seriös mög-
lich ist, die Kosten nennen können. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Günther Mü ller (CDU/CSU): Hat die Bundesre-
gierung in etwa Vorstellungen von der Größenord-
nung der Kosten und vor allem davon, welche Steu-
ererhöhungen notwendig sind, um den Umzug finan-
zieren zu können? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Müller, die Bundesregierung spekuliert nicht. Des-
halb bin ich jetzt auch nicht in der Lage, irgendeine 
Zahl, die keinerlei reale Grundlage hätte, zu nen-
nen. 

Im übrigen ist der zweite Teil Ihrer Frage längst 
beantwortet: Es ist immer wieder betont worden, daß 
für den Umzug Steuererhöhungen nicht nötig sein 
werden. 

(Dr. Günther Müller [CDU/CSU]: Das ist aber 
ein andermal auch schon betont worden! — 

Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Müller, 
keine Kommentare! — Gibt es weitere Zusatzfragen 
dazu? — Das ist nicht der Fall. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, für die bei-
den nächsten Fragen 14 und 15 des Abgeordneten 
Dr. Hans-Hinrich Knaape sowie die Frage 16 des 
Abgeordneten Die trich Austermann ist um schriftliche 
Beantwortung gebeten worden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 17 des Kollegen Jürgen Augusti-
nowitz auf: 

Über welche die innere Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland betreffenden Erkenntnisse verfügt die Bundesre-
gierung bezüglich des Rechtsextremismus/Radikalismus, und 
wie begegnet die Bundesregierung dieser Bedrohung? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Ich bitte Sie um 
Verständnis, Herr Kollege Augustinowitz, daß Ihre 
mündliche Frage vom 16. Januar 1992 auf Grund ihres 
komplexen Inhalts in der Fragestunde nicht erschöp-
fend beantwortet werden kann. Die Bundesregierung 
hat am 6. November 1991 im Innenausschuß des 
Deutschen Bundestages ausführlich und aktuell zu 
der Problematik berichtet. Ich darf darauf hinweisen, 
daß dieser Bericht im übrigen auch im BMI-Informa-
tionsdienst Innere Sicherheit 5/1991 veröffentlicht 
worden ist. Im Mittelpunkt dieses Berichtsteils stan-
den Gewaltaktionen gegen Ausländer und ihre 
Unterkünfte mit erwiesener bzw. zu vermutender 
rechtsextremistischer Motivation. Bis Ende Oktober 
waren es insgesamt 415, darunter 277 Brandan-
schläge. Nach einer ersten Jahresübersicht des Bun-
desamtes für Verfassungsschutz dürften es 1991 ins-
gesamt über 1 000 Gewaltaktionen gewesen sein. 

Zum zweiten Teil Ihrer Frage verweise ich auf die 
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage 
gemäß der Bundestagsdrucksache 12/1758, insbeson-
dere auf die Vorbemerkung der Bundesregierung zu 
den Antworten auf die Fragen 16 und 17. 
Insbesondere sei darauf hingewiesen, daß die Bun-
desregierung ihre auf verschiedenen Ebenen seit 
Jahren laufenden Anstrengungen um eine geistig-
politische Auseinandersetzung mit dem Phänomen 
des Extremismus und der Gewalt weiter intensiviert 
hat, wobei die besondere Lage in den neuen Bundes-
ländern angemessene Berücksichtigung findet. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
amerikanische Ku-Klux-Klan in Deutschland in ähnli-
cher Weise tätig ist, und wenn ja, ist auch diese 
Organisation in die Beobachtung bzw. in die Bekämp-
fung in diesem Bereich einbezogen? 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesre-
gierung sind verschiedene Aktivitäten dieser Organi-
sation bekannt. Sie sind zwar nicht besonders um-
fangreich — sie beschränken sich auf wenige Perso-
nen —, aber soweit sie relevant sind, sind diese 
Aktionen und Personen in die Beobachtung natürlich 
mit einbezogen worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatzfrage? 
— Nein. 

Dann rufe ich die nächste Frage des Kollegen 
Augustinowitz, die Frage 18 auf: 
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Vizepräsident Hans Klein 
Wie ist der aktuelle Stand der Ermittlungen des Bundesamtes 

für Verfassungsschutz bezüglich der Verfassungsmäßigkeit der 
PDS? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Eduard Lintner, Parl. Staatssekretär: Wie die Bun-
desregierung dem Innenausschuß am 6. November 
1991 berichtet hat, sind die Verdachtsmomente, daß 
von der PDS verfassungsfeindliche Bestrebungen 
ausgehen, nicht entkräftet. Die juristische sowie die 
organisatorische und historische Kontinuität der PDS 
mit der totalitären SED ist evident. Fast alle PDS-
Mitglieder gehörten bereits der SED an. Besonders 
hinzuweisen ist auf den starken Anteil ehemaliger 
hauptamtlicher oder inoffizieller Mitarbeiter des 
Ministeriums für Staatssicherheit in der Mitglied-
schaft der PDS; diese „Ehemaligen" finden sich auf 
allen Ebenen, bis in die Parteispitze. 

Die „Kommunistische Plattform", die konsequent 
für die Verwirklichung marxistisch-leninistischer Vor-
stellungen eintritt, dürfte über mehr Anhänger als die 
Deutsche Kommunistische Partei und vergleichbare 
linksextremistische Beobachtungsobjekte zusammen 
verfügen. Angehörige der PDS, insbesondere der 
„Kommunistischen Plattform" , sind an der Suche der 
Linksextremisten nach neuen Strategien und Takti-
ken unter den veränderten Bedingungen im vereinig-
ten Deutschland beteiligt. 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß es sich 
bei der PDS um eine Partei im Umbruch handelt und 
daß die Aufklärungsmöglichkeiten im Beitrittsgebiet 
noch unzureichend sind, erscheint es derzeit nicht 
möglich und geboten, die Prüfung bereits abzuschlie-
ßen. Auch die Innenministerkonferenz hat dieses 
Thema bereits mehrfach erörtert. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Hans Klein: Keine Zusatzfrage? — 

Auch nicht aus den anderen Bereichen des Hauses. 
Die nächsten beiden Fragen, die Fragen 19 und 20, 

werden ebenfalls schriftlich beantwortet. Die Antwor-
ten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich bedanke mich. 
Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bun-

desministers der Finanzen auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns der Parlamentarische Staatssekretär 
Dr. Joachim Grünewald zur Verfügung. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, die Fra-
gen 21 bis 25 sollen schriftlich beantwortet werden. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 26 des Abgeordneten Wolf

-

Michael Catenhusen auf: 
Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung darüber 

vor, daß Firmen, die als Zulieferer bei der Entwicklung der 
Gaszentrifugentechnik und für die kommerzielle Nutzung die-
ser Technik bei der Firma Urenco tätig waren, Zulieferungen für 
das irakische Gaszentrifugenprogramm vorgenommen haben? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege Catenhu-
sen, die im Gasultrazentrifugen-Bereich — ein Pro-
gramm, das zur Urananreicherung dient, wie ich in 

Vorbereitung auf diese Sitzung gelernt habe — täti-
gen Firmen in Großbritannien, in den Niederlanden 
und der Bundesrepublik haben gemeinsame soge-
nannte Urenco-Unternehmen gegründet. Die Bundes-
regierung wird von Urenco nicht über deren Zuliefe-
ranten unterrichtet. Urenco ist dazu auch nicht ver-
pflichtet. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung sind bei den 
Staatsanwaltschaften zur Zeit fünf Ermittlungsverfah-
ren wegen Verdachts des Vergehens gegen das 
Außenwirtschaftsgesetz anhängig, in denen sich 
Anhaltspunkte dafür ergeben haben, daß nach Irak 
ausgeführte Waren für das irakische Gaszentrifugen-
programm bestimmt waren. Eine der beteiligten Fir-
men war Zulieferer bei Urenco. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Catenhu-
sen, eine Zusatzfrage. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Erste Zusatzfrage: 
Können Sie bestätigen, daß die Gaszentrifugentech-
nologie, die die Basis für das irakische Gaszentrifu-
genprogramm bildete, die in Deutschland entwickelte 
war? Können Sie bestätigen — vielleicht wissen Sie ja, 
daß es auch eine englische Variante gab —, daß es die 
in Deutschland entwickelte Technologie war, die nach 
Irak transferiert worden ist? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Nein, 
das kann ich nicht bestätigen. Aber daß es bei der 
Technologie deutsche Mitwirkung gegeben hat, kann 
nicht ausgeschlossen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Sind Sie der Frage 
nachgegangen und liegen Erkenntnisse darüber vor, 
daß Personal aus Firmen, die als Zulieferer an der 
Entwicklung der Gaszentrifugentechnik beteiligt wa-
ren, in andere Firmen gewechselt ist, die selbst 
wiederum als Zulieferer für das irakische Gaszentrifu-
genprogramm tätig waren, und sind hier auch ähnli-
che rechtliche Schritte unternommen worden? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Das ist 
der Bundesregierung nicht bekannt. Ich nehme inso-
weit Bezug auf die eben vom Herrn Bundeswirt-
schaftsminister in der Regierungsbefragung gemach-
ten Aussagen zu dieser Problematik. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Mich würde nur inter-
essieren, da grundsätzlich Lieferungen erfolgt sind: 
Können Sie uns sagen, wieweit diese eventuell Her-
mes-verbürgt waren? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Nach 
unserem Kenntnisstand sind sie weder aus dem BMFT 
gefördert worden noch sind sie Hermes-verbürgt. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
möchte Ihnen gern in der in der Fragestunde gebote- 
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Ernst Schwanhold 

nen Frageform ein Zitat zunächst zur Kenntnis geben 
und einen Hinweis auf Ermittlungen — — 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, dann klei-
den Sie es doch wirklich in die Frageform. 

Ernst Schwanhold (SPD): Würden Sie mir zustim-
men, Herr Staatssekretär, daß es außerordentlich 
ungewöhnlich ist, daß die Bundesregierung angeblich 
keine Kenntnis gehabt haben soll von der Zulieferung 
von Gasultrazentrifugenteilen der Firma H & H, wenn 
darauf schon 1988 im Irak-Bericht der Bundesregie-
rung und in einem internen Vermerk von Herrn 
Wirtschaftsminister Haussmann im Jahre 1990 ein 
Hinweis gegeben worden ist? Ich kann dazu die 
Stellen zitieren. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Ich 
kann darauf nur antworten, daß die Bundesregierung 
alle Hinweise auf solche Lieferungen, die Verstöße 
nach dem Außenwirtschaftsrecht beinhalten könnten, 
sofort an die dafür zuständigen Ermittlungsbehörden 
weiterleitet. Das ist seit 1988 so der Fall gewesen. 

Vizepräsident Hans Klein: Für die Fragen 27 und 28 
des Abgeordneten Kolbe ist wiederum schriftliche 
Beantwortung erbeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 29 des Abgeordneten Dr. Karl Fell 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob — wie Presseberichte der 
letzten Wochen nahelegen — die Europäische Bank für Wieder-
aufbau und Entwicklung in London bei ihren Finanzierungen 
Projekte bestimmter Nationen, insbesondere solche von franzö-
sischer Seite, bevorzugt? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Fell, die Europäische Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung hat am 15. April 1991 ihre Arbeiten 
aufgenommen. Sie hat bisher insgesamt 800 Millio-
nen DM für 14 Projekte in den Ländern Mittel- und 
Osteuropas zur Verfügung gestellt. Die Partner kom-
men aus den Empfängerländern und verschiedenen 
westlichen Staaten. Die kleine Zahl von verabschie-
deten Projekten läßt noch keine Aussage im Sinne der 
gestellten Frage zu. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Fell. 

Dr. Karl H. Fell (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
können Sie uns denn erläutern, um welche Projekte es 
sich tatsächlich handelt? Denn der Einstieg, der jetzt 
Anlaß der Presseberichte war, von Air France bei Air 
Czechoslovakia mit 40 % Beteiligungsfinanzierung 
durch die Europäische Bank gehört ja nicht unbedingt 
zu dem Aufgabenkreis der Bank. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Sie 
haben schon auf die Beteiligung der Franzosen hinge-
wiesen. Von den 14 Projekten sind, wenn ich richtig 
informiert bin, fünf mit französischer Beteiligung 
betroffen, vier mit amerikanischer. Weiter sind ein 
englisches, österreichisches und Firmen aus den Emp-
fängerländern beteiligt. Sie sehen also, es liegt schon 
ein Schwergewicht bei französischen Projekten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Karl. H. Fell (CDU/CSU): Wie kann, wie will die 
Bundesregierung sicherstellen, daß die Aktivitäten 
der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung den Interessen der durch diese Bank zu 
begünstigenden Länder dienen und auch deutsche 
Investoren die Chance erhalten, von dieser Bank 
Finanzierungsmittel zur Verfügung gestellt zu be-
kommen? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Die 
Bundesregierung hat sich dafür eingesetzt und wird 
sich weiter dafür einsetzen, daß sich an ihrer Bedeu-
tung und ihrer Beteiligungsquote an diesem Institut 
auch die Struktur und die Zahl der Geschäfte mit 
dieser Bank orientieren. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Darf ich fragen, wie 
die Bundesregierung das im einzelnen machen 
möchte, oder glaubt man, daß man durch die Placie-
rung eines früheren Kollegen aus dem Deutschen 
Bundestag bereits das getan hätte, was hätte getan 
werden sollen? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Nein, 
das wird, Herr Kollege Lowack, sicherlich nicht aus-
reichend sein. Es wird auch ganz entscheidend darauf 
ankommen, daß der erst im Aufbau befindliche Per-
sonalkörper dieses Instituts Mitarbeiter deutscher 
Nationalität in angemessenem Umfang umfaßt. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine weiteren Zusatz-
fragen zu dieser Frage. 

Dann rufe ich die Frage 30 auf, die ebenfalls der 
Kollege Fell gestellt hat: 

Entspricht der personelle Anteil deutscher Mitarbeiter/Mitar-
beiterinnen bei der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung nach Zahl und Bedeutung der Positionierungen 
dem anderer vergleichbarer europäischer Staaten? 

Sie haben das Wort, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Der 
personelle Anteil deutscher Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter in der Europäischen Bank für Wiederauf-
bau und Entwicklung beträgt im höheren und geho-
benen Dienst 5,8 %; die deutsche Quote am Kapital 
der Bank hingegen 8,5 %. Dabei ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß sich die Bank noch im Aufbau 
befindet. Die Bundesregierung wird sich weiterhin 
— ich betone, Herr Kollege Fell, weiterhin — nach-
drücklich dafür einsetzen, daß der deutsche Personal-
anteil der Höhe und der Struktur nach der kapitalmä-
ßigen und wirtschaftlichen Bedeutung Deutschlands 
entspricht. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Dr. Karl. H. Fell (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem wir eben gehört haben, daß bei den bisher 
von der Bank finanzierten Geschäften der Anteil 
deutscher Finanzierungen Null ist, frage ich natürlich 
mit dem Blick auf die von Ihnen geschilderte perso-
nelle Stärke deutscher Mitarbeiter in der Bank: Wie 
sieht denn die Struktur hinsichtlich der Beteiligung 
deutscher Fachleute in der Bank tatsächlich aus? 
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Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Von 
den 15 Abteilungsleitern ist zur Stunde noch — ich 
betone: noch — keiner ein Deutscher. Von den 20 Un-
terabteilungsleitern ist einer Deutscher, und von den 
60 Referatsleitern sind leider bisher nur vier Deut-
sche. Ich darf noch einmal hinzufügen: Wir bemühen 
uns und haben uns schon in der Vergangenheit 
bemüht, auf eine sachgerechte Anpassung auch der 
personell-strukturellen Situation in diesem Institut 
hinzuwirken. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage. 

Dr. Karl. H. Fell (CDU/CSU): Inwieweit sehen Sie 
denn Möglichkeiten, notfalls durch die Einschaltung 
des französischen Staatspräsidenten, dafür zu sorgen, 
daß die gerüchteweise bekanntgewordene Einstel-
lung von Herrn Präsidenten Attali, sich vorwiegend 
mit französischem Personal zu umgeben und gerade 
keine Deutschen einstellen zu wollen, unterbunden 
wird, um sicherzustellen, daß es eine ausreichende 
und der Beteiligungsquote entsprechende Mitwir-
kung deutscher Fachleute in der Bank gibt? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Ich 
meine nicht, daß wir den französischen Präsidenten 
deswegen bemühen müssen. Wir haben aber schon 
den Präsidenten des Instituts, was ja auch unser 
Institut ist, in einem Gespräch bemüht. Er hat uns 
zugesagt, daß man bei den weiteren, noch vorzuneh-
menden Personalbestellungen — das Ganze ist erst im 
Aufbau — auch auf die deutschen Interessen hinrei-
chend Rücksicht nehmen wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Gibt es Zusatzfragen aus 
dem Kreis der Kollegen? — Das ist nicht der Fall. 

Für die Fragen 31 und 32 ist wiederum schriftliche 
Beantwortung erbeten. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 33 des Kollegen Holger Bartsch 
auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Treuhandanstalt bei 
der Privatisierung der ostdeutschen Braunkohlenindustrie den 
gemeinsamen Verkauf der Laubag und der Mibrag anstrebt, 
wodurch gegebenenfalls Verzögerungen auftreten, und wie 
steht sie zu dieser S trategie? 

Sie haben das Wort, Herr Parlamentarischer Staats-
sekretär. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Herr 
Kollege Bartsch, die Treuhandanstalt hat den Auftrag, 
die wettbewerbsfähigen Tagebaue der ostdeutschen 
Braunkohlenindustrie bestmöglich und, wie ich hin-
zufüge, schnellstmöglich zu privatisieren. Im gegen-
wärtigen Stadium der Untersuchungen und Vorver-
handlungen mit Kaufinteressenten ist nicht entschie-
den, ob die für einen Verkauf in Frage kommenden 
Tagebaue der Laubag und Mibrag gemeinsam oder 
getrennt veräußert werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege Bartsch. 

Holger Bartsch (SPD): Herr Staatssekretär, wie 
bewertet aber die Bundesregierung Meldungen in der 
Presse, die teilweise auch durch den zuständigen 
Treuhanddirektor, Herrn Schucht, getätigt worden 

sind, die derart waren: Eine Filetierung wird es nicht 
geben? Das ist ganz allgemein so gedeutet worden, 
daß es hier nur einen Paketverkauf geben kann. Das 
hat in den betroffenen Regionen teilweise zu ganz 
erheblichen Verunsicherungen geführt und auch teil-
weise die Entwicklung z. B. in Richtung der Nachrü-
stung von Großkraftwerken zumindest in der Öffent-
lichkeit negativ beeinflußt. 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Die 
Presseerklärung des Vorstandsmitglieds Dr. Schucht 
ist mir nicht bekannt. Aber ich habe eben bereits 
gesagt, daß zur Stunde offen ist, ob die beiden 
gemeinsam oder jedes für sich veräußert werden. Der 
Bundeswirtschaftsminister hat eben in einem ganz 
anderen Zusammenhang auf die schwebenden Ver-
handlungen schon einmal hingewiesen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Holger Bartsch (SPD): Mich würde dann zumindest 
interessieren, wie aus Ihrem Hause die Situation des 
Erlöses bewertet wird. Wir haben bei der Frage an den 
Bundeswirtschaftsminister bereits über die Altlasten 
und über die nicht geklärte Finanzierungsfrage 
gesprochen. Mir ist insoweit bekannt, daß bei dem 
jetzt angedachten Modell der Finanzierung der Altla-
sten zu 50 % die Treuhand eintreten soll, woraus 
zumindest für mich ableitbar ist, daß hier, da die 
Altlasten zum Teil die wirtschaftliche Entwicklung in 
der Region behindern, dringender Handlungsbedarf 
gegeben ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Bartsch, 
bitte keinen Debattenbeitrag. 

Holger Bartsch (SPD): Gut. Ich fasse mich kurz. Wie 
sehen Sie die Dringlichkeit der Privatisierung unter 
dem Gesichtspunkt der Finanzierung der offenen 
Altlastenfrage? 

Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Ich 
durfte eben schon sagen, das Interesse der Treuhand-
anstalt und auch das Interesse der Bundesregierung — 
völlig deckungsgleich — ist die bestmögliche und die 
schnellstmögliche Privatisierung. Die schwebenden 
Verkaufsverhandlungen können wir natürlich nicht 
hier im Plenum führen. Deswegen kann ich mich auch 
nicht dazu äußern, in welchem Maße Altlasten in 
diesen Vertragsverhandlungen übernommen wer-
den. Ich kann Ihnen nur generell und abstrakt antwor-
ten, daß — wie Ihnen auch bekannt ist — in nahezu 
allen Privatisierungsverhandlungen die Treuhandan-
stalt die übernehmenden Unternehmen von ganz 
erheblichen Anteilen an  Altlasten freistellt. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Herr Staatssekretär, 
wenn die Frage, ob eine Paketlösung oder eine 
Filetlösung durch die Treuhand vorgenommen wird, 
noch nicht entschieden ist, könnten Sie mir eventuell 
die Erwägungen nennen, die für eine Paketlösung 
sprechen, denn bisher war die Philosophie der Treu-
hand, möglichst zu entflechten, urn damit eine bessere 
Verkaufbarkeit zu erreichen? 
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Dr. Joachim Grünewald, Parl. Staatssekretär: Ich 
darf noch einmal wiederholen: Wir sind nicht hier, um 
diese Verhandlungen einer Lösung zuzuführen. Dazu 
ist die Bundesregierung nicht in der Lage und auch 
nicht willens, weil das die eigene unternehmerische 
Verantwortung der Treuhandanstalt ist. Eine gewisse 
Verunsicherung ist zweifellos dadurch hereingekom-
men, daß — darauf deuteten Sie ja hin — es unter-
schiedliche Gutachten gibt: eines von Rheinbraun, 
eines von McKinsey. Auf der Basis dieser sich in 
Teilbereichen widersprechenden gutachtlichen Er-
kenntnisse werden nun die Verhandlungen geführt. 
Wir sind aber sehr hoffnungsfroh, um so mehr, als uns 
bekannt ist, daß die Veba mit der Mibrag bereits die 
Abnahme von ca. 5 Millionen Jahrestonnen Kohle 
vereinbart hat. Das ist immerhin, würde ich meinen, 
ein solider Grundstock für eine gute Zukunft. 

Vizepräsident Hans Klein: Mit der Zusatzfrage des 
Kollegen Dr. Brecht ist dieser Bereich abgeschlossen. 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär, ich bedanke 
mich bei Ihnen für die Beantwortung. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Arbeit und Sozialordnung auf. Zur Beantwortung 
steht uns der Parlamentarische Staatssekretär Horst 
Günther zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 34 des Kollegen Dr. Gerhard 
Riege auf: 

Welche Konsequenzen hätte eine Halbierung der Dauer von 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, wie sie vom Bundesminister 
für Wirtschaft öffentlich gefordert wird, für laufende und zukünf-
tige Vorhaben im Bereich der Forschung und Entwicklung, in 
dem Fragen der Qualifikation, der fachlichen Einarbeitung und 
vor allem der Herausbildung und Erhaltung von Wissenschaft-
lergruppen eine große Bedeutung besitzen, und wären die 
Vorgaben des Erlasses der Bundesanstalt für Arbeit vom April 
1991 über ABM im Bereich Wissenschaft, Forschung und tech-
nologische Entwicklung überhaupt noch realisierbar? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Arbeit und Sozialordnung: Herr Kollege 
Dr. Riege, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen dienen 
nicht vorrangig dazu, Vorhaben im Bereich For-
schung und Technologie zu fördern, sondern sie sind 
darauf gerichtet, die Arbeitslosigkeit einzelner Perso-
nen, vornehmlich schwer vermittelbarer, beenden zu 
helfen. Dabei ist nicht ausgeschlossen, auch arbeits-
lose wissenschaftliche Mitarbeiter über ABM zu för-
dern und dadurch deren Chancen zur Eingliederung 
bzw. Wiedereingliederung auf dem allgemeinen 
Arbeitsmarkt zu verbessern. Eine Koalitionsarbeits-
gruppe hat im Herbst 1991 empfohlen, daß, wenn 
immer möglich, eine Kombination von beruflicher 
Qualifizierung und ABM verwirklicht werden sollte. 
Eine rechtliche Voraussetzung dafür haben wir durch 
das Gesetz vom 20. Dezember 1991 mit der Einfüh-
rung eines sogenannten Teilunterhaltsgeldes für 
diese Fälle geschaffen. 

Der Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit hat in 
seinen Vorgaben zur Qualitätssicherung und Steue-
rung bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen für das 
Jahr 1992 in den neuen Bundesländern einschließlich 
Berlin (Ost) die Kombination von Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen und beruflicher Qualifizierung 
deutlich unterstrichen. 

Für die Zuweisungen von Arbeitnehmern in ABM 
gilt im übrigen hinsichtlich der Dauer der Maßnahme, 

daß zu prüfen ist, ob das arbeitsmarktpolitische Ziel 
für den einzelnen unter Berücksichtigung der verfüg-
baren Haushaltsmittel erreicht wird. Eine Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahme kann im übrigen derzeit läng-
stens für ein Jahr bewilligt werden. 

Die Arbeitsämter können im Rahmen der zur Ver-
fügung stehenden Teilnehmerkontingente bei Vorlie-
gen der übrigen Förderungsvoraussetzungen auch 
1992 Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen im Bereich 
Forschung und Entwicklung selbstverständlich bewil-
ligen. 

Im übrigen darf ich, vor allem was die Anpassung 
des Personenkreises der wissenschaftlich Ausgebilde-
ten an die Erfordernisse des allgemeinen Arbeits-
marktes angeht, auf die Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage von Ihnen, Herr Dr. Riege, und 
der Gruppe der PDS/Linke Liste aus der Bundestags-
drucksache 12/1826 vom 30. Dezember 1991 verwei-
sen, wo detailliertere und genauere Auskünfte gege-
ben werden, als das in einer Fragestunde möglich 
ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Dr. Gerhard Riege (PDS/Linke Liste): Zunächst 
möchte ich mich für die Beantwortung der Kleinen 
Anfrage bedanken. 

Meine Zusatzfrage: Stimmen Sie dem zu, daß die 
Forderung, die der Herr Bundeswirtschaftsminister 
gestellt hat, die Vorstellung in Frage stellen könnte, 
wenigstens für ein Jahr wissenschaftlich-technische 
Kräfte mit einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme über 
Wasser zu halten, damit leistungsfähige Potentiale 
nicht wegbrechen? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Auch diese 
Kräfte können selbstverständlich im Rahmen von 
ABM beschäftigt werden. Dazu muß man wissen, daß 
bestimmte Voraussetzungen vorliegen müssen: Es 
muß eine zusätzliche Aufgabe sein; es muß dem 
einzelnen zur Wiedereingliederung in den Arbeits-
markt dienen. Dann sind selbstverständlich aus allen 
Bereichen Zugänge zu ABM möglich. Speziell eine 
bestimmte Gruppe zu bedienen würde den Intentio-
nen von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und deren 
Förderkriterien widersprechen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatz-
frage. 

Dr. Gerhard Riege (PDS/Linke Liste): Herr Staatsse-
kretär, in welchem Maße sind Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen auf dem Gebiet von Forschung und 
Entwicklung bislang in den neuen Bundesländern 
überhaupt genutzt worden? Werden die Möglichkei-
ten ausgeschöpft? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Ob die Mög-
lichkeiten ausgeschöpft werden, liegt an den einzel-
nen und selbstverständlich auch an den Instituten, bei 
denen sie beschäftigt sind. Aber der einzelne, vor 
allem soweit er arbeitslos ist, kann sich jederzeit an 
seine Arbeitsverwaltung wenden und prüfen lassen, 
ob für ihn Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen über-
haupt in Frage kommen. 
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In welchem Umfang dies auf diesem speziellen 
Sektor geschieht, darüber liegen der Bundesregie-
rung zur Zeit keine Angaben vor, weil die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung in 
den neuen Bundesländern vorrangig damit beschäf-
tigt sind, die dringlichen Aufgaben wie überhaupt die 
Installation solcher und ähnlicher Fördermaßnahmen 
voranzubringen. Die statistischen Unterlagen sind 
noch nicht so aufgearbeitet, wie das zur Beantwortung 
dieser Frage nötig wäre. Ich denke aber, daß die 
anderen Aufgaben vorrangig sind. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Brecht, 
bevor ich Ihnen das Wort gebe, muß ich eine kleine 
Bemerkung machen: In der Fragestunde sollen die 
Fragen ja kurz und zur Sache gestellt werden; sie 
sollen keine Bewertungen und keine Bemerkungen 
enthalten. Daran halten sich nur ganz wenige. Ab und 
zu, wenn es zu lang wird, muß der Präsident ein 
bißchen dazwischengehen. 

Plötzlich gibt es ein positives Aha-Erlebnis: Ein 
Kollege sagt: „Zunächst möchte ich mich ... bedan-
ken. " Es ist ganz ungewöhnlich, daß es so etwas bei 
uns noch gibt, Herr Kollege Riege. 

Herr Dr. Brecht, jetzt haben Sie das Wort. 
(Hans Koschnick [SPD]: Ich muß mich bedan

-

ken, Herr Präsident! — Heiterkeit) 

Dr. Eberhard Brecht (SPD): Entspricht die Halbie-
rung der ABM-Zeit der Intention des BMFT, das in 
einer Broschüre erläutert hat, welche wichtigen Auf-
gaben durch Wissenschaftler im Bereich von Umwelt-
schutz und bei anderen Projekten erfüllt werden 
sollen? Umgekehrt gefragt: Glauben Sie, daß eine 
solche Aufgabe in einem halben Jahr sinnvoll abge-
schlossen werden kann? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Bestimmte Auf-
gaben können in einem halbem Jahr abgeschlossen 
werden, bestimmte andere Aufgaben nicht. Wir kön-
nen für den Bereich Forschung und Technologie im 
allgemeinen davon ausgehen: Wenn die Grundlagen 
für ABM vorhanden sind — darauf muß ich besonders 
hinweisen; es dürfen nämlich keine originären Aufga-
ben sein, die sowieso erledigt werden müssen — und 
man in diesem Bereich möglicherweise mit einem 
halbem Jahr nicht auskommt, kann die Längstdauer 
von einem Jahr angesetzt werden. Ich denke, daß 
diese zunächst ausreicht, um bestimmte Vorhaben 
abzuwickeln, aber auch, um die Qualifikation und die 
Wiedereingliederungsmöglichkeit des Betroffenen 
entsprechend zu fördern. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine weiteren Zusatz-
fragen zu Frage 34. 

Dann rufe ich die Frage 35 der Abgeordneten 
Regina Kolbe auf: 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, warum 
es im Arbeitsamt Leipzig zwischen Juli und Dezember 1991 zu 
Verzögerungen bei der Auszahlung von Leistungen der Arbeits-
verwaltung gekommen ist? 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär, Sie haben 
das Wort. 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
wenn Sie und die Kollegin Kolbe das genehmigen,  

möchte ich die Fragen 35 und 36 gerne gemeinsam 
beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich immer. 

Dann rufe ich noch die Frage 36 der Abgeordneten 
Regina Kolbe auf: 

Welche Maßnahmen sind nach Ansicht der Bundesregierung 
einzuleiten, um diesem Mißstand abzuhelfen, um damit auch die 
Aussage des Staatssekretärs im Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung im nachhinein zu decken, der in der Sitzung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung am 11. Dezember 
1991 erklärt hatte, daß solche Verzögerungen nicht mehr vor-
kommen? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Vielen Dank. 
Frau Kollegin Kolbe, nach Angaben der Bundesan-

stalt für Arbeit sind ungewöhnliche Verzögerungen 
bei der Auszahlung von Leistungen im Zeitraum Juli 
bis Dezember 1991 im Arbeitsamt Leipzig nicht 
bekanntgeworden. Die durchschnittliche rechneri-
sche Bearbeitungsdauer im Bereich Arbeitslosengeld/ 
Arbeitslosenhilfe habe, so die Auskunft, von Juli bis 
Dezember 1991 rund zehn Tage betragen. Sie lag 
damit nur unwesentlich höher als der durchschnittli-
che Bearbeitungsrückstand von 9,6 Arbeitstagen im 
gesamten Beitrittsgebiet. Zum Vergleich: In den 
Arbeitsämtern der alten Bundesländer betrug der 
rechnerische Bearbeitungsrückstand Ende Oktober 
1991 11,5 Arbeitstage. 

Eine längere Bearbeitungsdauer, die aber bei den 
Gegebenheiten in den neuen Bundesländern nicht als 
ungewöhnlich bezeichnet werden kann, besteht im 
Bereich der individuellen Förderung der beruflichen 
Fortbildung und Umschulung. Die durchschnittliche 
Bearbeitungsdauer in diesem Bereich beträgt im 
Arbeitsamt Leipzig zur Zeit über zwei Monate und 
liegt damit dennoch im Schnitt aller Bearbeitungszei-
ten in den Arbeitsämtern der neuen Bundesländer. In 
den alten Bundesländern liegen die Bearbeitungszei-
ten bei ca. 1,5 Monaten. 

Die Bearbeitungsdauer in diesem Bereich resultiert 
— trotz weitgehender Arbeitserleichterungen — aus 
der Komplexität des Prüfungsverfahrens, der anhal-
tend hohen Arbeitsbelastung in den Dienststellen in 
den neuen Ländern, den dortigen Arbeitsbedingun-
gen sowie der noch — jedenfalls teilweise — unzurei-
chenden Qualifikation des dortigen Personals, die 
nicht immer durch die erhebliche personelle Unter-
stützung von Mitarbeitern aus dem früheren Bundes-
gebiet ersetzt werden kann. Nicht zuletzt können 
Verzögerungen aber auch durch nicht rechtzeitige 
bzw. unvollständige Abgabe von Antragsunterlagen 
bedingt sein. Auch dies haben wir festgestellt. 

Daß es in Einzelfällen zu längeren Bearbeitungszei-
ten kommen kann, läßt sich sowohl in den alten wie 
auch in den neuen Bundesländern leider nicht völlig 
ausschließen. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: Die 
durchschnittlichen Bearbeitungszeiten in den fünf 
neuen Bundesländern konnten nicht zuletzt dadurch 
verkürzt werden, daß der Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung bereits im März 1991 die Geneh-
migung für die Einstellung weiterer über 2 000 
Arbeitskräfte in den östlichen Arbeitsämtern erteilt 
hat. Insgesamt konnte der Personalbestand der Bun- 
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desanstalt für Arbeit im Beitrittsgebiet von knapp 
18 000 im März 1991 auf über 25 000 Beschäftigte 
nach dem Stand November 1991 gesteigert werden. 

Darüber hinaus werden die Arbeitsämter in den 
neuen Bundesländern durch die Entsendung von 
Mitarbeitern aus westlichen Dienststellen unterstützt. 
So sollen allein in diesem Jahr rund 2 500 sogenannte 
Konsulenten aus den Dienststellen der alten Bundes-
länder in das Beitrittsgebiet abgeordnet werden. 

Im übrigen hat der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit zur Vermeidung von Unterbrechungen des 
Leistungsbezugs beim Übergang von Arbeitslosen-
geld zu Unterhaltsgeld angeordnet, die Nahtlosigkeit 
in derartigen Fällen sicherzustellen. 

Vizepräsident Hans Klein: Sie haben jetzt, Frau 
Kollegin, vier Zusatzfragen. 

(Zuruf von der SPD: Das war aber auch ein 
Vortrag, Herr Präsident!) 

— Auf die Regierung erstreckt sich meine geschäfts-
leitende Gewalt nur ganz beschränkt. 

Erste Zusatzfrage. 

Regina Kolbe (SPD): Ich beziehe mich auf einen 
Brief, den ich am 19. Dezember Ihrem Ministe rium 
geschrieben habe. Die Verzögerungen sind nämlich 
kein Einzelfall. In meinem Wahlkreis gibt es eine 
Qualifizierungsmaßnahme für Floristinnen. Es ist eine 
größere Gruppe. Die Betroffenen haben die Qualifi-
zierung im Juli angefangen, und im Dezember hatten 
sie noch keinerlei Leistung — keine einzige Mark — 
erhalten. Sie sprachen davon, daß es in Einzelfällen zu 
längeren Bearbeitungszeiten kommen kann. Bei 16 
betroffenen Personen kann man nicht mehr von Ein-
zelfällen sprechen. 

Jetzt meine Frage dazu: Meiner Kenntnis nach 
resultiert diese Verzögerung nicht nur daraus, daß 
Personal fehlt. Es soll ganz konkret auch an materiel-
ler Ausstattung fehlen. Stimmt das? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Kolbe, meines Erachtens stimmt das nicht. Aber wir 
sind gerne bereit, das aufzugreifen und die materielle 
Ausstattung zu überprüfen. Man muß ja erst einmal 
feststellen, welche Anforderungen von dort über-
haupt vorliegen. 

Im übrigen biete ich Ihnen an, in Einzelfällen, die 
Sie uns jederzeit vorlegen können, selbstverständlich 
eine weitere Prüfung vorzunehmen. 

Ich will aber noch sagen, daß es im Bereich der 
beruflichen Fortbildung und Umschulung längere 
Bearbeitungszeiten gibt, wie von mir eben schon 
vorgetragen wurde. Ich habe Durchschnittszahlen 
genannt, die natürlich immer nach unten und nach 
oben ausschlagen können. Das liegt an vielerlei 
Gründen. 

Ich schlage vor, wenn Sie in Einzelfällen besondere 
Beschwernisse haben, uns diese vorzulegen. Wir 
gehen jedem Einzelfall nach. 

Vizepräsident Hans Klein: Die zweite Zusatzfrage. 

Regina Kolbe (SPD): Ich danke Ihnen dafür. 

Aber Sie sagen, die Zahlen können sich nach oben 
oder nach unten bewegen. Sind sechs Monate — so 
viele sind es in diesem Fall — Ihrer Meinung nach der 
Durchschnitt? Dann frage ich: Wie lange dauert es in 
anderen Arbeitsämtern? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Sechs Monate 
sind nicht der Durchschnitt; das habe ich auch nicht 
gesagt, Frau Kollegin Kolbe. Aber wenn es im Einzel-
fall sechs Monate sind, ist es nach unserer Meinung 
selbstverständlich nicht richtig und in Ordnung. Wir 
haben in diesen Fällen geraten, entsprechende 
Abschlagszahlungen oder Vorschüsse zu leisten, was 
auch geschehen ist. Die Träger müßten sich dann nur 
auch einmal an das Arbeitsamt wenden. Aber, wie 
gesagt, daß sie das nicht tun oder daß die Arbeitsämter 
dies im Einzelfall ausgeschlagen haben, ist in den 
Anfängen hier und da einmal passiert; das stimmt. Es 
ist jedoch nicht der Regelfall und meines Wissens 
inzwischen auch abgestellt. 

Vizepräsident Hans Klein: Die dritte Zusatzfrage. 

Regina Kolbe (SPD): Sie sagen, es sei abgestellt. Das 
kann aber nicht sein. Es sind auch keine Anfangszu-
stände. Ich spreche nämlich vom Dezember 1991. Wir 
haben auch im Ausschuß darüber gesprochen. Ich 
frage: Warum ist mein Brief, den ich diesbezüglich an 
Sie geschrieben habe, bis heute nicht beantwortet? 
Deswegen frage ich ja heute hier. 

(Karsten D. Voigt [Frankfurt] [SPD]: Er ist im 
Einzelfall nicht beantwortet!) 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Das kann 
durchaus sein, Frau Kollegin Kolbe, weil wir auf die 
Mithilfe der Arbeitsverwaltung angewiesen sind, die 
prüft, warum die einzelne Maßnahme so lange dauert, 
wie Sie es reklamiert haben. Ich weiß jetzt nicht, von 
welchem Datum im Dezember der Brief ist. Aber ich 
gehe davon aus, daß wie auch in allen anderen Fällen 
selbstverständlich eine ordnungsgemäße Bearbei-
tung erfolgt. Wir haben heute den 22. Januar. Überle-
gen Sie bitte, daß auch die Nürnberger Bundesanstalt 
auf die örtlichen Arbeitsämter zugehen und das abfra-
gen muß. Daher dauert die Beantwortung manchmal 
etwas länger. Wenn Sie mir den Fall nachher im 
Ausschuß — wir sehen uns ja dort — geben, werde ich 
ihn morgen sofort noch einmal überprüfen. 

Vizepräsident Hans Klein: Die vierte Zusatzfrage. 

Regina Kolbe (SPD): Halten Sie es für möglich, die 
Bearbeitungszeiten — auch anderthalb Monate sind 
im Durchschnitt eine relativ lange Zeit — zu verkür-
zen? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Ich kann im 
Moment nicht sagen, ob das möglich ist; das liegt an 
vielen Dingen. 

Ich hatte Ihnen auch schon gesagt, daß es in vielen 
Fällen daraus resultiert, daß die Unterlagen nicht in 
Ordnung sind. Ich rate deshalb, dann, wenn die 
Maßnahme grundsätzlich bejaht wird — das wird bei 
der Arbeitsverwaltung sehr schnell geschehen —, mit 
Vorschüssen zu arbeiten, damit die Zeit überbrückt 
wird. Ich denke, dann kommt man mit eineinhalb 
Monaten hin. 
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Vizepräsident Hans Klein: Eine weitere Zusatzfrage 
des Kollegen Schwanhold. 

Ernst Schwanhold (SPD): Herr Staatssekretär, wür-
den Sie mir denn zustimmen, daß bei der eingespiel-
ten Bürokratie des Arbeits- und Sozialministeriums 
die Zeit für die Beantwortung eines Briefes, der sich 
auf einen Tatbestand der alten Bundesrepublik 
bezieht, mit sechs Monaten außergewöhnlich lang ist 
— die Antwort ist von Ihnen unterschrieben und heute 
bei mir eingegangen —, oder ist auch dies der Regel-
fall? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Nein, das ist 
sicher nicht der Regelfall. Aber ich kann im Augen-
blick nicht feststellen, welchen Fall Sie meinen. Es 
kann durchaus sein, daß komplizierte Ermittlungen 
erforderlich sind. Wir können für den Eingang derar-
tiger Angaben anderer Stellen nicht die Verantwor-
tung tragen. 

Vizepräsident Hans Klein: Danke. 
Die Fragen 37 und 38 des Abgeordneten Clemens 

Schwalbe sollen wieder schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe dann die Frage 39 des Abgeordneten Adolf 
Ostertag auf: 

Hält die Bundesregierung die Verbeamtung von Beschäftig-
ten der ostdeutschen Arbeitsverwaltung für notwendig, und 
wenn ja, warum? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Darf ich die 
Fragen 39 und 40 gemeinsam beantworten? 

Vizepräsident Hans Klein: Der Präsident stimmt 
immer zu. Ich rufe also auch noch die Frage 40 des 
Abgeordneten Adolf Ostertag auf: 

Mit welchen Prüfungen und nach welchen Grundsätzen will 
die Bundesregierung sicherstellen, daß Beschäftigte in der 
Arbeitsverwaltung insbesondere in Führungspositionen nicht 
politisch belastet sind? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Ostertag, nach Art. 20 Abs. 2 des Einigungsvertrages 
ist die „Wahrnehmung von öffentlichen Aufgaben . . . 
sobald wie möglich Beamten zu übertragen". Ich 
nenne diese grundsätzliche Passage aus dem Eini-
gungsvertrag deutlich vorneweg. 

Zuständig für die Ernennung der Beamten der 
Bundesanstalt für Arbeit ist nach dem Arbeitsförde-
rungsgesetz der Vorstand der Bundesanstalt. Dies gilt 
mit Ausnahme der Ernennung der Führungskräfte. 
Die Bundesanstalt strebt für die Dienststellen der 
Arbeitsverwaltung in den neuen Bundesländern 
einen vergleichbaren Anteil der Beamten an der 
Gesamtzahl der beschäftigten Plankräfte wie in den 
alten Bundesländern an. Das macht zur Zeit etwa 26 % 
aus. 

Der Vorstand der Bundesanstalt für Arbeit wird sich 
im Laufe dieses Jahres mit dem Erlaß von Verfahrens-
regeln für die Übernahme von Angestellten in das 
Beamtenverhältnis bei den Dienststellen der Bundes-
anstalt im Beitrittsgebiet beschäftigen. 

Nun zu Ihrer zweiten Frage. Mit dem Beitritt der 
Deutschen Demokratischen Republik zur Bundesre-
publik Deutschland übernahm die Bundesanstalt für 

Arbeit die Personalverantwortung für die in den 
38 Arbeitsämtern der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik beschäftigten Arbeitnehmer. Bis 
zum 3. Oktober 1990 hatte die Bundesanstalt für 
Arbeit keine unmittelbare Einflußnahme auf die Per-
sonalentscheidungen bei den Dienststellen der 
Arbeitsverwaltung in der ehemaligen DDR, weder auf 
die Einstellung noch auf die Besetzung von Führungs-
positionen. Auch dies vermerke ich besonders. 

Mit der Übernahme der Personalverantwortung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit mußten alle Mitar-
beiter Erklärungen zu Tätigkeiten in staatlichen 
Organisationen der ehemaligen DDR abgeben. Bei 
Zweifeln an der Eignung für eine Tätigkeit wurden 
Überprüfungen eingeleitet und — falls erforderlich — 
auch die entsprechenden Konsequenzen gezogen. 

Darüber hinaus wurde bereits im November 1990 
zur Überprüfung aller Vorwürfe betreffend die politi-
sche und berufliche Vergangenheit der Mitarbeiter in 
den neuen Arbeitsämtern bei der Bundesanstalt für 
Arbeit eine Personalgutachtergruppe gebildet. Den 
Vorsitz führt der ehemalige Präsident des Landesar-
beitsamtes Nordbayern, Herr Maibaum. Diese Perso-
nalgutachtergruppe überprüft alle Beschwerden von 
Bürgern und Institutionen und führt mit den 
Beschwerdeführern sowie mit den Betroffenen Ge-
spräche. Eine Auskunft des Sonderbeauftragten für 
das personenbezogene Schriftgut des ehemaligen 
Ministeriums für Staatssicherheit wird dann einge-
holt, wenn Unklarheiten über Art und Umfang einer 
Mitarbeit beim ehemaligen MfS bestehen und diese 
nur durch eine Anfrage ausgeräumt werden kön-
nen. 

Alle Führungskräfte, also Direktoren, Abteilungs-
leiter der Arbeitsämter und Nebenstellenleiter, wur-
den von der Personalgutachtergruppe unabhängig 
davon, ob eine Eingabe gegen sie vorliegt, bereits 
überprüft oder werden noch überprüft. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Adolf Ostertag (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir in absoluten Zahlen sagen, wie groß künftig 
der Anteil der Beamten in den Arbeitsämtern der 
neuen Bundesländer sein wird? 

Horst Günther, Parl. Staatssekretär: Ich muß jetzt 
eingestehen, daß ich nicht so schnell Kopfrechnen 
kann. Ich sprach von 26 %. Wir haben etwa 25 000 
Mitarbeiter. Es werden dann etwa 6 000 sein, wenn 
ich überschlägig richtig gerechnet habe. 

Vizepräsident Hans Klein: Danke, Herr Parlamenta-
rischer Staatssekretär. 

Die Fragestunde ist beendet. 

Ich rufe den Zusatzpunkt der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 
Kontroverse über die zügige Unterzeichnung 
des Vertrages mit der CSFR 

Die Fraktion der SPD hat eine Aktuelle Stunde zu 
dem erwähnten Thema verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile dem Abge-
ordneten Günter Verheugen das Wort. 
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Günter Verheugen (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Am 7. Ok-
tober des vergangenen Jahres ist der Vertrag über 
freundschaftliche Beziehungen und gute Nachbar-
schaft zwischen der Bundesrepublik und der Tsche-
choslowakei im Rahmen eines Staatsbesuchs des 
Bundespräsidenten in Prag paraphiert worden. Dieser 
Rahmen war eine Geste, die unterstreichen sollte, daß 
dieser Vertrag etwas Besonderes ist: Mit ihm soll ein 
neues, hoffnungsvolles Kapitel in der Geschichte der 
Deutschen und ihrer Nachbarn in der Tschechoslowa-
kei beginnen. Der Vertrag entspricht dieser Erwar-
tung. Es ist ein guter Vertrag, ein Werk, auf das beide 
Partner stolz sein können. 

Wir haben diese Aktuelle Stunde beantragt, weil 
wir fürchten, daß ein unwürdiger innenpolitischer 
Schacher die wichtige außenpolitische Absicht 
gefährdet. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Obwohl die Vertragsverhandlungen — vor allem in 
der Schlußphase — unter größtem Zeitdruck erfolgt 
sind und obwohl die Paraphierung in der Absicht 
schneller Unterzeichnung und Ratifizierung erfolgt 
ist, hat die Bundesregierung den fertigen Vertrag bis 
heute einfach liegengelassen. Sie hat ihn nicht unter-
zeichnet, sie hat ihn noch nicht einmal im Kabinett 
beraten. Statt dessen hat gestern eine Koalitionsrunde 
unter dem Druck der bevorstehenden parlamentari-
schen Beratung beschlossen, den Vertrag in Verbin-
dung mit einer Bundestagsentschließung verabschie-
den zu lassen. 

Vor wenigen Tagen erst hatte der Bundesaußenmi-
nister unter ausdrücklicher Berufung auf eine Abspra-
che mit dem Bundeskanzler dieses Verfahren ausge-
schlossen. 

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [FDP]: Richtig, 
Herr Verheugen!) 

Soviel zum Thema Verläßlichkeit der Bundesregie-
rung. 

Was in der Entschließung stehen soll, ist uns bisher 
nicht bekanntgeworden. Aber eines ist sicher: Der 
nächste Hickhack in der Koalition kündigt sich an; 
denn was soll der Beschluß der Koalition anderes 
bedeuten, als daß in Form einer Interpretation dem 
Vertrag einseitig das hinzugefügt werden soll, was die 
tschechoslowakische Seite nicht zugestehen konnte, 
nämlich die Regelung der Vermögensfragen. 

(Dr. Otto Graf Lambsdorff [FDP]: Nicht der 
Fall!)  

Damit wird dem Parlament in Prag die Zustimmung 
zusätzlich erschwert. 

Bei unserem Nachbarn in der Tschechoslowakei 
wachsen Unruhe und Besorgnis täglich — und das 
nicht etwa deshalb, weil man dort nicht wüßte, warum 
diese Hängepartie eingetreten ist, sondern weil man 
es weiß. Und auch wir wissen es: Ein Koalitionspart-
ner, eine süddeutsche Regionalpartei, die CSU, 
möchte für sich einen parteipolitischen Vorteil heraus-
schinden. Sie wollen ihren sudetendeutschen Wäh-
lern in Bayern einreden, daß Sie tapfer für Vermö-
gensrechte und Entschädigungsansprüche kämpfen, 

die nicht erfüllbar waren, nicht erfüllbar sind und nicht 
erfüllbar sein werden. Sie wissen ganz genau, daß das 
Äußerste, was für die heimatvertriebenen Sudeten-
deutschen erreicht werden konnte, tatsächlich 
erreicht worden ist: Die Vermögensfrage ist formal 
offengeblieben. 

Auch für die in der CSFR lebenden Deutschen ist 
das Beste herausgeholt worden, eine eindeutige, sau-
bere vertragliche Garantie ihrer Minderheitsrechte. 

(Beifall bei der SPD) 

Die CSU weiß das ganz genau. Sie wissen auch, daß 
Sie den Vertrag nicht verhindern können. Ich glaube 
noch nicht einmal, daß Sie es jemals wollten. Sie 
wollten nur so tun, als ob. Das ganze Hin und Her der 
letzten Wochen ist eine Leimrute, die zum Stimmen-
fang ausgelegt wird, es ist eine Täuschung. 

Nun ist der beabsichtigte Wählerbetrug hier heute 
gar nicht unser Thema, sondern uns geht es um den 
außenpolitischen Schaden, der aus innenpolitischen 
Gründen angerichtet wird. Die CSU zündelt hier, aber 
in der CSFR facht sie ein Feuer an. Es gibt dort, wie Sie 
wissen, Gegner des Vertrags, alte Kommunisten und 
neue Nationalisten. Ihnen liefern Sie und der Bundes-
kanzler, der das Spiel gewiß durchschaut, aber nicht 
beendet hat, die Argumente, die sie brauchen, um 
Präsident Havel und seine Reformpolitik zu Fall zu 
bringen. 

(Siegfried Hornung [CDU/CSU]: Barer  Un
-sinn!) 

Jeder von uns weiß, wie leicht, aber auch wie leicht-
sinnig es ist, nationale Gefühle aufzuputschen und 
Angst zu mobilisieren, vor allem wenn man in der 
Lage des kleineren Nachbarn, der CSFR, ist, dem vom 
großen Nachbarn, von uns, Wunden zugefügt worden 
sind, die noch nicht verheilt sind. 

Präsident Havel hat mit einer bewegenden Geste, 
als er die Vertreibung der Deutschen als das bezeich-
nete, was sie war, als Vertreibung und als Unrecht, 
einen großen Schritt zu wirklicher Aussöhnung hin 
getan. Unsere Antwort darf nicht kleinliches Gezänk 
und Gezerre sein. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Das hat Präsident Havel nicht verdient, das haben 
unsere tschechoslowakischen Nachbarn nicht ver-
dient. 

Ich sage, an die vertriebenen Sudetendeutschen 
gewandt, daß wir den bitteren Verlust, den sie erlitten 
haben, nicht verkleinern und nicht wegreden. Aber 
ich sage auch, daß wir das Geschehene nicht unge-
schehen machen können und daß das einzig Sinn-
volle, was wir für diejenigen tun können, die auf 
beiden Seiten gelitten haben, ist, daß wir den Weg der 
Versöhnung gemeinsam gehen und unser Zusam-
menleben so gestalten, daß niemals mehr einer vor 
dem anderen Angst haben muß. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wir fordern die Bundesregierung auf, ihre Pflicht zu 
tun, den Vertrag unverzüglich zu unterzeichnen und 
dem Bundestag zur Ratifizierung zuzuleiten. Wir wol- 



6060 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 22. Januar 1992 

Günter Verheugen 

len den deutschtschechoslowakischen Vertrag noch 
vor dem Frühjahr ratifizieren; wir wollen ihn so 
ratifizieren, wie er ist. Und wir werden uns jedem 
Versuch widersetzen, dem Vertrag durch eine beglei-
tende Entschließung, eine Präambel, oder was auch 
immer, eine Deutung zu geben, die seinem Inhalt und 
seinem Geist widersprechen würde. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, ich wollte nicht gleich beim ersten Redner dazwi-
schengehen. Aber für die Aktuelle Stunde sind Rede-
zeiten von fünf Minuten vorgesehen. Halbminütige 
und einminütige Überziehungen sind natürlich nicht 
fair gegenüber den nächsten Rednern. 

Als nächstem erteile ich dem Abgeordneten 
Christian  Schmidt das Wort. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! „Unwürdiger 
innenpolitischer Schacher" ist wohl keine angemes-
sene Formulierung für das Ringen — — 

(Zuruf von der SPD) 

— Ob die deutlichen Formulierungen, die Herr Ver-
heugen in den letzten Tagen gefunden hat, in Ihrer 
Partei immer als treffend empfunden worden sind, 
mögen Sie selbst entscheiden; es sei dahingestellt. 

Es geht um keinen unwürdigen innenpolitischen 
Schacher. Es geht um sehr viel wichtigere Dinge, die 
im Zusammenhang mit der deutsch-tschechoslowaki-
schen Aussöhnung mit besprochen werden müssen 
und besprochen werden sollen. Die demokratischen 
und freiheitlichen Veränderungen in der CSFR geben 
die Chance, zu einer echten Aussöhnung zwischen 
Deutschen, Tschechen und Slowaken zu kommen. 

Der anstehende deutsch-tschechoslowakische Ver-
trag, der die völkerrechtliche Grundlage für das 
künftige Verhältnis der beiden Staaten zueinander 
bilden soll, kann und soll nach unserer Meinung nicht 
Schlußpunkt, sondern muß der Beginn für eine posi-
tive Entwicklung des deutsch-tschechoslowakischen 
Verhältnisses sein. 

Eine ganze Reihe von Fragen des zukünftigen 
Zusammenlebens in Europa sind in diesem Vertrag 
erfreulicherweise angesprochen; Sie haben sie ja 
bereits gewürdigt, Kollege Verheugen. Ich erinnere 
nur an die Heranführung der CSFR an die Europäi-
sche Gemeinschaft — ein ganz wesentliches Element 
dieses Vertrags — und an die Regelung der Minder-
heitenrechte für die deutsche Minderheit in der 
CSFR. 

Es ist auch sehr zu begrüßen, daß das vereinte 
Deutschland und die demokratisch gewordene CSFR 
ihre Beziehungen in einem Vertrag regeln wollen, der 
nicht mehr das Stigma trägt, auf tschechoslowakischer 
Seite von stalinistischen Altkommunisten formuliert 
worden zu sein. Eine bloße Fortschreibung des Ver-
trags von 1973 hätte dann allerdings diesem Anspruch 
nicht genügt. Erfreulicherweise sind aber die bereits 
erwähnten Fortschritte zu verzeichnen. 

Sehr beeindruckend für uns Deutsche ist nicht nur 
die Tatsache, daß sich das tschechische und das 
slowakische Volk mit Václav Havel für eine Person als 
Staatspräsident entschieden haben, die hohe morali-
sche Autorität und persönliche Integrität vereint, son-
dern auch die Tatsache, daß Präsident Havel in sehr 
verbindlichen Worten zu Beginn seiner Amtstätigkeit 
auch das Kapitel der Vertreibung der Sudetendeut-
schen angesprochen und im Vorfeld der Vertragsver-
handlungen in bemerkenswerter Art und Weise zum 
Prozeß der Aussöhnung beigetragen hat. 

Dieser Prozeß muß unbedingt fortgeführt werden. 
Es ist dem Bundeskanzler Dank dafür abzustatten 

(Zuruf des Abg. Günter Verheugen [SPD]) 

— hören Sie zu —, daß er die auf deutscher Seite 
unmittelbar Betroffenen, nämlich die aus dem Sude-
tenland vertriebenen Deutschen, in die Beratungen 
mit einbezogen hat. 

Es sei mir bei dieser Gelegenheit erlaubt, darauf 
hinzuweisen, daß die Sudetendeutsche Landsmann-
schaft in durchaus konstruktiver und differenzierter 
Art und Weise die Möglichkeit zur Beteiligung 
genutzt und den Willen zur Aussöhnung und Partner-
schaft deutlich unterstrichen hat. Dies werden nicht 
nur die Kollegen sudetendeutscher Herkunft wohl in 
allen Fraktionen sicherlich ebenso sehen. Ich denke 
hier nur an die Erklärung des Sudetendeutschen Rats 
vom 7. Dezember des vergangenen Jahres. 

Wir wollen diesen Vertrag auf eine breite Grund-
lage stellen. Deswegen ist die Einbeziehung der 
Sudetendeutschen keine Taktik von gestern, sondern 
eine gemeinsame Chance für die Zukunft. Das Offen-
halten der Vermögensfrage, so wie es im begleiten-
den Briefwechsel zum Vertrag vereinbart werden soll, 
wurde als die gegenwärtig erreichbare gemeinsame 
Behandlung der Angelegenheit von den Beteiligten 
und Betroffenen hingenommen. 

Überraschung hat nunmehr die Tatsache geschaf-
fen, daß bei der grundsätzlich zu begrüßenden Priva-
tisierung von Staatsvermögen auch das Privatvermö-
gen Sudetendeutscher unter den Hammer kommt, 
ohne daß diese eine Zugriffs- oder Einwirkungsmög-
lichkeit erhalten. 

(Günter Verheugen [SPD]: Ehemalige Sude-
tendeutsche!) 

Der geneigte Leser diesbezüglicher Erklärungen auch 
meiner Partei wird feststellen, daß dieser Punkt in aller 
Sachlichkeit und Ruhe angesprochen worden war. 
Aller Pulverdampf, der die Sachfragen um die immer 
erklärte grundsätzliche Bereitschaft zur Aussöhnung 
und Zusammenarbeit aller Seiten vernebelt, ist wohl 
im wesentlichen aus dem Interesse der Medien und 
vielleicht auch der SPD am Konflikt zu verstehen und 
zu einem gewissen Teil auch aus dem heraufziehen-
den Wahlkampf begründet. 

Die Vertragsunterzeichnung ist für den Februar 
vorgesehen. Ich meine schon, daß es richtig war, sich 
die Zeit zwischen der Paraphierung und der Unter-
zeichnung zu nehmen, um nicht nur über die Fragen 
der Versteigerungen und der Verfahrensweise hierzu 
zu reden, sondern auch über Fragen von gemeinsa-
men Infrastrukturprojekten, die am Rande erörtert 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 22. Januar 1992 	6061 

Christian Schmidt (Fürth) 

wurden und deren Diskussion noch nicht abgeschlos-
sen ist. 

Im übrigen fordert die SPD in einer Erklärung von 
Anfang dieser Woche die Verabschiedung einer Stif-
tung. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schmidt, 
die Redezeit ist abgelaufen. 

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU): Bitte noch 
einen Satz. Dem Bundestag wird ein Entschließungs-
entwurf vorgelegt werden, in dem unsere Erwartun-
gen an die Zukunft festgehalten werden, und der — so 
bin ich sicher — in Bonn, München und Prag gelesen 
und hoffentlich recht verstanden werden kann. Dabei 
ist die SPD zur Beteiligung und Zustimmung aufgeru-
fen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Als nächster hat das Wort 
der Abgeordnete Josef Grünbeck. 

Josef Grünbeck (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist beinahe 47 Jahre 
her, daß die Vertreibung der Sudetendeutschen aus 
ihrer Heimat begann. In meiner Eigenschaft als Sude-
tendeutscher, der durch diese Vertreibung schwere 
persönliche Verluste in der Familie hinnehmen 
mußte, aber auch in meiner Eigenschaft als Mitglied 
im Sudetendeutschen Rat, in der Sudetendeutschen 
Akademie für Wissenschaft und Kunst und in der 
Kommission für die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
unserer beiden Länder darf ich in Erinnerung rufen, 
was die „Charta der deutschen Heimatvertriebenen" 
am 5. August 1950 festgelegt hat. Dort heißt es wört-
lich: 

Wir Heimatvertriebenen verzichten auf Rache 
und Vergeltung. 

Dort heißt es aber auch: 

Wir werden jedes Beginnen mit allen Kräften 
unterstützen, das auf die Schaffung eines geein-
ten Europas gerichtet ist, in dem die Völker ohne 
Furcht und Zwang leben können. 

Diese Charta der Vertriebenen, beschlossen wenige 
Jahre nach der Vertreibung, ist in meinen Augen die 
erste große Friedensinitiative in der Geschichte unse-
rer Bundesrepublik. 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Sie hat um so größere Bedeutung, weil sie beschlossen 
wurde, als noch viele Wunden offen waren. 

Die Charta der Vertriebenen war getragen vom 
Prinzip der Aussöhnung und der Versöhnung, um ein 
gemeinsames friedliches Europa zu schaffen. Das muß 
auch heute für uns der oberste Leitsatz sein. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Ein dauerhaft friedliches Europa aber wird es nur 
geben, wenn wir gute nachbarschaftliche Beziehun-
gen insbesondere auch zu unseren östlichen Nachbar-
staaten in Europa haben. Das bedingt das Prinzip der 
Aussöhnung und Versöhnung. 

Das hat gerade der Präsident der CSFR, Václav 
Havel, zur Maxime seines Handelns gemacht. Mit 
seinem mutigen Eintreten für Demokratisierung und 
offene Grenzen hat er nicht nur zu den Veränderun-
gen in der ehemaligen DDR beigetragen und sie mit 
ermöglicht, sondern insgesamt wesentlich zum neuen 
Denken der guten Nachbarschaft beigetragen. 

Zu den Ergebnissen dieser Veränderungen zählt die 
Einsetzung einer gemeinsamen Historikerkommis-
sion zur Aufbereitung der deutsch-tschechoslowaki-
schen Geschichte, insbesondere des 20. Jahrhunderts. 
Damit hat Präsident Havel aber auch die Schuldfrage 
an der Vertreibung für nicht mehr tabu erklärt und das 
Tor geöffnet, das zur Aussöhnung und Versöhnung 
notwendig ist, nämlich die Verzeihung — die gegen-
seitige Verzeihung. 

Mit dem Nachbarschaftsvertrag sind die Weichen 
für Aussöhnung und Versöhnung unserer beiden 
Staaten gestellt. Ich danke an dieser Stelle ganz 
besonders dem Herrn Bundeskanzler und unserem 
Außenminister, die beharrlich und zielstrebig und 
nicht irritiert von irgendwelchen Strömungen auf 
diesen Vertrag hingearbeitet haben. Hier schließe ich 
aber auch die Beamten des Auswärtigen Amtes auf 
beiden Seiten ein, die wesentlich durch ein gutes 
Verhandlungsklima, das getragen war von viel 
gegenseitigem Verständnis und Geduld, zu diesem 
Ergebnis gekommen sind. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Nun will man von bestimmter Seite in der Endphase 
vor der Unterzeichnung Verhandlungen um die Ver-
steigerung des ehemaligen sudetendeutschen Eigen-
tums einbringen. Es geht dabei um die Privatisie-
rungsbestrebungen der CSFR, die nicht nur das 
ehemalige sudetendeutsche Eigentum, sondern auch 
das tschechische Eigentum betreffen. Ich stelle hier 
die Frage, wer von den Sudetendeutschen denn nun 
wirklich sein ehemaliges Eigentum ersteigern will. Ich 
habe viele Gespräche mit meinen sudetendeutschen 
Landsleuten geführt. Kaum jemand ist daran interes-
siert, die zum Teil schwer beschädigten Gebäude 
wieder zu erwerben oder dort wohnhaft zu werden. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nanu! — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Man muß sich über die Folgen einer politischen 
Initiative einig werden. Sie weckt bei vielen älteren 
Menschen noch Hoffnungen, sie verängstigt heute 
aber auch die tschechischen Bewohner in dieser 
Gegend 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

und liefert dabei möglicherweise bestimmten politi-
schen Kräften in der CSFR Argumente gegen den 
Geist der Versöhnung und Aussöhnung. 

Wenn dann nicht mehr vom Wiedererwerb, sondern 
von der Entschädigung gesprochen wird, so muß man 
die Frage stellen, wer das überhaupt bezahlen könnte. 
Wir wissen alle, daß die CSFR dazu nicht in der Lage 
ist. Wollen Sie einen neuen Lastenausgleich in 
Deutschland, wollen Sie in die Steuerkasse greifen, 
oder was soll es denn wirklich sein? 
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Wenn man solche Forderungen stellt, muß man sie 
konkret ausformulieren. Dann werden Sie erleben, 
daß die gegenseitigen Reparationsforderungen wie-
der ins Gespräch kommen. Und das ist keine gute 
Grundlage für eine dauerhafte und friedliche Koexi-
stenz mit unseren östlichen Nachbarstaaten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
Die Historikerkommission arbeitet gut. Wir sollten 

den Ablauf der Geschichte nicht vertuschen und auch 
nicht verdecken. Aber wir sollten die Verhandlungen 
über das Vergangene nicht als Mittelpunkt unserer 
politischen Arbeit sehen, sondern wir sollten reale 
Verbesserungen anstreben. Rückkehrmöglichkeiten 
wird es geben. Investitionen von deutschen Unterneh-
men laufen auf breitester Ebene. Kultureller Aus-
tausch erfolgt auf vielen Wegen. Wir müssen Ver-
handlungen über die Elbe führen, die bekanntlich 
schon vor der deutschen Grenze einen erheblichen 
Verschmutzungsgrad aufweist. Wir müssen über alle 
Probleme verhandeln. 

Lassen Sie mich abschließend sagen: Für mich als 
Sudetendeutschen, der durch die Erlebnisse als jun-
ger Soldat bewegt und geprägt ist und der die Ver-
treibung mit allen harten und bitteren Folgen erleben 
mußte, gilt in dieser Stunde der Satz: Der dauerhafte 
Frieden mit unseren östlichen Nachbarn ist nicht alles; 
aber ohne dauerhaften Frieden ist alles nichts. 

Deshalb wird die FDP-Fraktion dem Vertrag zustim-
men. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und der PDS/ 
Linke Liste) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile der Abgeord-
neten Frau Angela Stachowa das Wort. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Bun-
destag macht Geschichte. Schriftsteller und Autoren 
machen Geschichten. Gestatten Sie mir, daß ich 
deshalb an dieser Stelle mit dem Skelett, Gerippe, 
Gerüst, oder wie auch immer, einer solchen beginne. 
Des genauen Aufschreibens harrt sie noch. 

In den 30er Jahren dieses Jahrhunderts hatte ein 
junger Mann aus einem kleinen sorbischen Dorf der 
Oberlausitz namens Georg Mirtschink das große 
Glück und die dazugehörige Förderung von tschechi-
scher Seite, ungeachtet seiner ärmlichen sozialen 
Herkunft in der „goldenen Stadt Prag" slawische 
Sprachen studieren zu dürfen. Dieser Mann war mein 
Vater. 

Ich selbst wurde in den Nachkriegsjahren in Prag 
geboren. Ich bin als Sorbin in Deutschl and, meiner 
Heimat, aufgewachsen; um genau zu sein: in der 
ehemaligen DDR. Die Verbindungen in unser Nach-
barland CSFR sind nie abgebrochen. Viele meiner 
engsten Freunde und Bekannten und viele meiner 
schreibenden Kollegen leben in Prag bzw. der 
CSFR. 

Um so mehr war ich erfreut über den am 7. Oktober 
1991 paraphierten „Vertrag über gute Nachbarschaft 
und freundschaftliche Zusammenarbeit". 

Ich sehe in diesem Vertrag einen wichtigen Bau-
stein eines Vertragswerks, das in der Zukunft die 

Beziehungen des vereinten Deutschlands zu seinen 
unmittelbaren Nachbarn und überhaupt zu den Län-
dern Osteuropas auf eine neue Grundlage stellen und 
damit zur Stabilität in Europa beitragen wird. 

Ich habe deshalb wie viele andere in diesem Bun-
destag nicht das geringste Verständnis dafür, daß die 
Bundesregierung die Unterzeichnung dieses wichti-
gen Vertrags so lange hinauszögert. Ich kann keinen 
Grund sehen, warum trotz aller Beteuerungen seit 
Oktober des vergangenen Jahres dieser Vertrag in 
Schubladen verharrt und dem Bundestag vorenthal-
ten wird. In der „Süddeutschen Zeitung" von gestern 
lese ich z. B., das Kabinett wolle den Vertrag erst im 
Februar behandeln und im März in das Parlament 
geben. Mein Unverständnis gerät dabei an die Grenze 
des Zumutbaren. 

Ich meine, die Bundesregierung hat mit dieser 
Verzögerungstaktik dem Ansehen der Bundesrepu-
blik nicht nur in der Tschechoslowakei geschadet. In 
politischen Kreisen des Auslands wurde diese Hal-
tung sehr wohl registriert und im Zusammenhang mit 
anderen außenpolitischen Aktionen der Bundesregie-
rung gesehen. 

Es ist nicht verwunderlich, wenn überall erneut 
historische Ressentiments die Runde machen. 

Von den Forderungen, mit denen heute von den 
Sudetendeutschen Landsmannschaften und einer 
Regierungspartei gegenüber der Tschechoslowakei 
aufgetreten wird und denen die Bundesregierung 
bzw. der Bundeskanzler nicht entschieden entgegen-
getreten sind, weiß ich eigentlich gar nicht, wie ich sie 
bezeichnen soll: als ungeheuerlich, beschämend oder 
einfach traurig. 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sie 
waren 16 Jahre in der SED!) 

Dabei will ich nicht in Abrede stellen, zu wissen, was 
Heimatverlust bedeutet. 

Geradezu ein Skandal ist es, wenn man sich in 
diesem Land zur Behauptung versteigen kann, aus 
dem deutschen Einmarsch von 1938 und den Kriegs-
schäden — 

(Helmut  Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Und 
1968? — Karl Lamers [CDU/CSU]: Da gab es 

noch einen! Haben Sie da zugestimmt?) 

— Sie richten das, was Sie hier sagen, an die falsche 
Adresse; aber darüber könnten wir an anderer Stelle 
sprechen  — 

(Helmut  Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Erst 
nach dem Einmarsch sind Sie in die SED 
gegangen! — Zuruf von der CDU/CSU: M an

-che sind damals aus der SED raus! — Josef 
Grünbeck [FDP]: Ich hätte da an  Ihrer Stelle 

Hemmungen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat die Kollegin 
Stachowa. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): — könnten 
schon deshalb keine Entschädigungsansprüche an 
Deutschland abgeleitet werden, da sich beide Länder 
nie im Kriegszustand befunden hätten; alles seien 
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„Operationen im Reichsprotektorat Böhmen und 
Mähren" gewesen. 

Europäische Sicherheit läßt sich nicht auf Ereignis-
sen begründen, die sich vor mehr als einem halben 
Jahrhundert in völlig völkerrechtswidriger Weise 
abgespielt haben, um so mehr, als bei allem Verständ-
nis für Gefühle von Menschen, die ihre Heimat 
verloren haben, die Anerkennung der bestehenden 
Grenzen in Europa über viele Jahre dazu beigetragen 
hat, den Frieden zu sichern. 

Der ganze Vorgang um diesen Vertrag ist um so 
bedauerlicher, als die Erarbeitung dieses Vertrages 
von einigen besonders günstigen Umständen beglei-
tet wurde: der Freundschaft zwischen Präsident Havel 
und Bundespräsident von Weizsäcker, der Geste 
Havels gegenüber den Sudetendeutschen als einen 
wichtigen Schritt zur Überwindung einer zwischen 
beiden Staaten geradezu traumatisch belasteten Ver-
gangenheit, der Paraphierung des Vertrages und dem 
gegenseitigen Versprechen des schnellen Inkrafttre-
tens. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

Angela Stachowa (PDS/Linke Liste): Wir fordern die 
Bundesregierung auf, diesen Vertrag schnellstmög-
lich und ohne Veränderungen zu unterzeichnen und 
dem Bundestag zur Behandlung vorzulegen. Es darf 
nicht zugelassen werden, daß die Chance auf lange 
Zeit verbaut wird, gemeinsam mit unseren Nachbarn 
die Zukunft zu gestalten. 

Ich danke Ihnen. 
(Beifall bei der PDS/Linke Liste sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Lowack. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
eigentlich immer das gleiche Verfahren gewesen: Die 
Bundesregierung schließt außenpolitische Verträge 
ab, ohne das Parlament einzubeziehen, oder sie 
paraphiert sie. Und wenn hinterher das Parlament 
ratifizieren soll, heißt es: Es entsteht großer außenpoli-
tischer Schaden, wenn nicht ratifiziert wird. 

Ich halte dieses Verfahren, das in der Vergangen-
heit in vielen Fällen angewandt wurde, für fehlerhaft, 
genauso wie ich den Art. 59 Abs. 2 unserer Verfas-
sung für nicht ausreichend halte. Er stammt aus einer 
Zeit, in der die Bundesrepublik Deutschland noch 
nicht souverän war. Ich würde dieses Parlament gerne 
auffordern, dazu beizutragen, daß es bei außenpoliti-
schen Entscheidungen und Verträgen viel eher mitbe-
teiligt wird als erst später im Ratifizierungsverfah-
ren. 

Dem widerspricht aber ausgerechnet der Antrag der 
Sozialdemokraten, eine Aktuelle Stunde einzuberu-
fen, in einer Zeit, in der wir noch darum kämpfen, was 
letztlich vereinbart werden soll. Bitte denken Sie bei 
allem Internationalismus, den Sie auf Ihre Fahnen 
geschrieben haben, auch einmal daran, daß wir deut-
sche Interessen wahrzunehmen haben und daß das 

Parlament auch bei außenpolitischen Entscheidungen 
mehr Selbstbewußtsein entwickeln muß. 

Es ist unfair, wenn Verträge abgeschlossen werden, 
ohne die Beteiligten mit heranzuziehen. Kollege 
Grünbeck, warum fragt die Bundesregierung nicht die 
Betroffenen, ob sie eigentlich zurückgehen wollen, ja 
oder nein? Das gäbe uns die Chance, die größte 
Transaktion von Eigentum in der Geschichte der 
Menschheit zu demonstrieren, vor allem weil ich 
davon ausgehe, daß nur 20 % zurückgehen wollen, 
80 % aber nicht. Wir würden gegenüber der Welt 
beweisen, daß wir ein Volk sind, das mit der Vergan-
genheit Schluß gemacht hat. Aber diejenigen, die 
betroffen sind, einfach über eine Entscheidung der 
Bundesregierung oder einen solchen Vertrag um ihre 
Rechte zu bringen, das ist nicht fair. 

Wer die Geschichte ein bißchen kennt, wird auch 
sagen müssen: Dieser Vertrag ist angesichts der 
jahrhundertelangen Zusammenarbeit zwischen Deut-
schen, Tschechen, Slowaken, Ungarn und allen in 
diesem Raum kurzsichtig. Ich möchte einmal daran 
erinnern, wie man sich heute in Radio Prag auf das alte 
Böhmen und Mähren wiederbesinnt. Es hieß dort in 
einer Radiosendung kurz vor Weihnachten: Es war 
doch letztlich der böhmische König, der nicht nur 
Kurfürst war, sondern auch das Vorschlagsrecht für 
den deutschen Kaiser hatte. Dort besinnt man sich 
wieder auf die alte Tradition. 

(Zurufe von der SPD: Was heißt das? — 
Weiterer Zuruf von der SPD: Zurück ins 

Reich?) 
— Ich sage nur, was Radio Prag in einer Sendung vor 
Weihnachten selber gebracht hat. 

Es ist doch kurzsichtig, sich die Entwicklung dieses 
Raumes in Zukunft ohne Deutsche vorstellen zu 
wollen. Machen Sie sich jetzt doch einmal ein bißchen 
von Ihrem momentanen Denken und Ihrer geringen 
Vorstellungskraft frei. Stellen Sie sich doch einmal 
vor, daß auch die Deutschen beim Aufbau Europas in 
diesem mitteleuropäischen Bereich mitwirken könn-
ten. Es geht vielleicht nicht einmal ohne sie. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Lowack, 
Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Ortwin Lowack (fraktionslos): Ich bitte Sie, diese 
Perspektive in Ihre Überlegungen einzubeziehen und 
klarzustellen, daß der deutsche Steuerzahler niemals 
das ersetzen kann, was Vertriebene hier mit ihrem 
höchstpersönlichen Engagement einbringen kön-
nen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Da klatscht ja 
niemand! Wie kommt das denn? — Gegenruf 
des Abg. Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: 
Das ist der Wüppesahl-Effekt! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen, wir debattieren auf Antrag der 
Opposition ein ganz wichtiges außenpolitisches 
Thema, das viele Millionen Menschen auch innen-
politisch berührt. Je würdiger wir diese Debatte füh-
ren und je ernsthafter wir einander zuhören, desto 
mehr tun wir uns gegenseitig Gutes. 
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Ich erteile das Wort dem Abgeordneten Gerd 
Poppe. 

Gerd Poppe (Bündnis 90/GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Gruppe Bündnis 90/ 
DIE GRÜNEN begrüßt es, daß der vor drei Monaten 
ausgehandelte Vertrag mit der CSFR nun endlich und 
ohne weitere Zusätze unterzeichnet werden soll. 

Die von der CSU angefachte Diskussion war und ist 
nicht nur für die deutsch-tschechoslowakischen 
Beziehungen, sondern auch insgesamt für den Prozeß 
des Zusammenwachsens und der Verständigung mit 
Ostmitteleuropa schädlich. In allen Ländern auf der 
anderen Seite des Eisernen Vorhangs gab es einen 
Traum von Europa. Dieser Traum von einem gerech-
ten, freien und wohlhabenden Europa hat viele Men-
schen vor mehr als zwei Jahren ermutigt, gegen das 
verrottete poststalinistische System auf die Straße zu 
gehen und die Teilung Europas zu beenden. 

Westeuropa konnte mit dieser Teilung leben, 
Osteuropa ertrug sie nicht mehr. Jetzt aber ist der 
Westen auf dem Wege, einen Teil der Hoffnungen auf 
ein freies und gerechtes Europa durch sein Verhalten 
zu zerstören. Er hat durch sein kleinkariertes Bedacht

-

sein auf den eigenen Vorteil, auf neue Absatzmärkte 
oder auf noch zu erwerbende Grundstücke, zur Ent-
täuschung und Desillusionierung im Osten beigetra-
gen. 

Die Ereignisse in Osteuropa haben gezeigt, daß aus 
einer solchen Situation Nationalismus, Populismus 
und religiöser Fundamentalismus erwachsen können. 
Die Westeuropäer machen es sich zu leicht, wenn sie 
sich dann mit kultivierter Verachtung von solchen 
Erscheinungen abwenden. 

In der Tschechoslowakei gibt es, bezogen auf 
Deutschland, eine tief gespaltene Einstellung: Einer-
seits betrachtet man die Deutschen mit Mißtrauen, 
was auf Grund der deutsch-tschechoslowakischen 
Geschichte nur allzu berechtigt ist. Der frühere Dissi-
dent und heutige Botschafter der CSFR in Deutsch-
land, Jiři Grusa, sagte dazu folgendes: In den tsche-
chischen Köpfen und Herzen — ob zu Recht oder zu 
Unrecht — sind die letzten 50 Jahre in der logischen 
Kette der Ursachen zuerst mit Deutschland verbunden 
und dann erst mit Rußland. — Andererseits gibt es 
vielleicht übertriebene Hoffnungen auf deutsche Hilfe 
und deren Wirkung. 

In der Bundesrepublik wird auf diese ambivalente 
Einstellung unserer Nachbarn bislang nur ungenü-
gend reagiert. Die Bundesregierung hat nicht zu einer 
Politik gefunden, die Schuldbekenntnis, uneigennüt-
zige Hilfsbereitschaft und realistische Unterstützung 
der Reformpolitik der CSFR auf angemessene Weise 
miteinander verbindet. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Na, na, na!) 

Die Forderungen der Vertriebenenverbände sind 
nur der am meisten zugespitzte Ausdruck dieser 
Konzeptionslosigkeit. Viele Jahre waren solche For-
derungen der Joker im Ärmel konservativer Politiker, 
um mit den sozialistischen Staaten hart verhandeln zu 
können. Das hatte vielleicht Sinn, solange sozialisti-
sche Regierungen in ihren Staaten die Vergangenheit 
manipulierten und Minderheitenrechte mißachteten. 

Gegenüber der demokratischen Regierung der CSFR 
aber ist dieses Spiel unwürdig. 

Skandalös wird es dann, wenn aus den Reihen der 
CSU mit dem Entzug von Investitionen in der CSFR für 
den Fall gedroht wird, daß diese nicht die Forderun-
gen der Vertriebenenverbände erfülle. 

(Christian Schmidt, [Fürth] [CDU/CSU]: Das 
hat kein Mensch gesagt!) 

— Das können Sie nachlesen, das steht in der 
Presse. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Wo denn? Bitte 
belegen, Herr Kollege!) 

— Herr Koschyk z. B. hat das gesagt. — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was?) 

Der im gleichen Zusammenhang erhobene Vorwurf 
des Blockadedenkens an die CSFR ignoriert insbeson-
dere auch die Anstrengungen der tschechoslowaki-
schen Regierung, mit dem Tabu, mit dem die Vertrei-
bung bisher belegt war, zu brechen. Zweifellos gibt es 
offene Probleme, dies aber auf beiden Seiten. Eine 
Lösung dafür kann nur außerhalb des Nachbar-
schaftsvertrags gefunden werden. 

Wir verurteilen alle Versuche, den Geist des Vertra-
ges mittels eines Entschließungsantrages zu konter-
karieren. Eine begleitende Resolution des Bundesta-
ges, wenn sie zustande kommt, sollte vielmehr den 
Gedanken der Versöhnung unterstreichen, von dem 
der Vertragstext getragen ist, damit — ich zitiere 
noch einmal Ji ři Grusa — „nicht der Eindruck erweckt 
wird, daß das neue Deutschland eventuell das alte 
Deutschland sein könnte". 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Staatsminister beim Bundesminister des Auswärtigen, 
unserem Kollegen Helmut Schäfer. 

Helmut Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechischen und Slowakischen Föderati-
ven Republik über gute Nachbarschaft und freund-
schaftliche Zusammenarbeit wird im Februar unter-
zeichnet. Gleichzeitig mit der Unterzeichnung findet 
der ergänzende Briefwechsel der beiden Außenmini-
ster statt. Vertragstext und Briefwechsel werden in der 
Fassung unterschrieben, die am 7. Oktober 1991 
durch die beiden Außenminister paraphiert wurde. 

Die Bundesregierung stellt das erreichte Verhand-
lungsergebnis nicht in Frage. 

Der Nachbarschaftsvertrag wird den deutsch-
tschechoslowakischen Beziehungen einen neuen, 
umfassenden Rahmen geben. Staatspräsident Havel 
hat bereits im Januar 1990, als er Deutschland bewußt 
zum Ziel seiner ersten Auslandsreise als Präsident 
wählte, die besondere Bedeutung unterstrichen, die 
dem deutschen Nachbarn aus tschechoslowakischer 
Sicht beigemessen wird. Auch in der Folge hat die 
tschechoslowakische Regierung immer wieder erken-
nen lassen, wie sehr sie insbesondere bei der wirt-
schaftlichen Umgestaltung des Landes und der Ein- 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 22. Januar 1992 	6065 

Staatsminister Helmut Schäfer 

gliederung der CSFR in bestehende europäische 
Strukturen auf die Hilfe der Deutschen rechnet. 

Die Bundesregierung stellt sich dieser Verantwor-
tung. Vor diesem Hintergrund wurden im Februar 
1991 die Verhandlungen mit der CSFR zum Nachbar-
schaftsvertrag aufgenommen. Sie fanden nach fünf 
Verhandlungsrunden in der feierlichen Paraphierung 
am 7. Oktober 1991 in Prag im Beisein des Herrn 
Bundespräsidenten und des Staatspräsidenten Havel 
ihren Abschluß. 

Das Ergebnis ist ein Vertrag, der die bilateralen 
Beziehungen in der Tat in allen wesentlichen Berei-
chen beschreibt und zukunftsgewandt regelt, in der 
Politik, insbesondere der Sicherheitspolitik, in Wirt-
schaft, Wissenschaft und Technologie, in der regiona-
len Zusammenarbeit im Umweltschutz, bei Verkehr 
und Kommunikation, in der Kultur und bei der Begeg-
nung zwischen den Menschen, insbesondere der 
jungen Generation. 

In den Verhandlungen kamen auch schwierige 
Fragen des bilateralen Verhältnisses offen zur Spra-
che. Der Bundesminister des Auswärtigen und sein 
tschechoslowakischer Kollege haben gerade in diesen 
Verhandlungen immer wieder die Bereitschaft beider 
Seiten zum Ausdruck gebracht, im Geiste der Verstän-
digung und der Versöhnung nach konstruktiven 
Lösungen zu suchen. Das ist gelungen. 

Der Vertrag verbindet die bilateralen Beziehungen 
fest mit den europäischen Strukturen. Die Abschnitte 
zur Sicherheit, Abrüstung und Rüstungskontrolle sind 
geprägt von dem Verständnis des gemeinsamen Auf-
baus kooperativer Strukturen der Sicherheit in Europa 
auf der Grundlage der Schlußakte von Helsinki, der 
Charta von Paris für ein neues Europa sowie den 
anderen KSZE-Dokumenten. 

Besonderes Augenmerk wurde dem Prozeß der 
Heranführung und Eingliederung der CSFR in die 
Europäische Gemeinschaft gewidmet. Auch nach der 
Assoziierung wird die Bundesrepublik Deutschland 
fortfahren, die CSFR bei der Schaffung von Bedingun-
gen für die volle Mitgliedschaft zu unterstützen. 
Priorität soll dabei der Überwindung des Entwick-
lungsgefälles zukommen. 

Ein wichtiger Aspekt der bilateralen Beziehungen 
ist die Zusammenarbeit im wirtschaftlichen Bereich. 
Erfolgreich begonnene Kooperationsvorhaben wei-
sen die Richtung, in die wir gehen wollen. Diese 
Kooperation soll durch den Ausbau der grenznahen 
und regionalen Zusammenarbeit eine wichtige 
Ergänzung finden. 

Mit weitgehenden Regelungen zur Minderheiten-
frage konnte eine rechtlich gesicherte Grundlage für 
die Entfaltung der Deutschen in der CSFR in ihrer 
angestammten Heimat geschaffen werden. Wir hatten 
besonderen Wert darauf gelegt — das galt auch schon 
vorher bei den Verhandlungen mit Polen —, die 
europäischen Minderheitenrechte dem Minderhei-
tenrechtestandard anzugleichen, wie er sich insbe-
sondere im Dokument des Kopenhagener Treffens der 
Konferenz über die menschliche Dimension der KSZE 
niedergeschlagen hat. Das ist im Vertrag völkerrecht-
lich verbindlich verankert. 

Zugleich sind Perspektiven für weitere Verbesse-
rungen und ein ausdrücklicher Bezug auf den KSZE-
Mechanismus zur Streitbeilegung im Vertrag enthal-
ten. 

In dem ergänzenden Briefwechsel der Außenmini-
ster wird die Offenhaltung vermögensrechtlicher Fra-
gen bestätigt. Dies entspricht der Regelung, die mit 
der Republik Polen getroffen wurde. 

Die Bundesregierung hat in den Verhandlungen 
deutlich gemacht, daß sie die Vertreibung der Deut-
schen und die damit im Zusammenhang stehende 
entschädigungslose Einziehung des deutschen Ver-
mögens stets als völkerrechtswidrig angesehen hat 
und daß ein Verzicht auf bestehende Ansprüche durch 
die Bundesregierung schon aus verfassungsrechtli-
chen Gründen nicht in Frage kommen kann. 

(Herbert Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Die im Briefwechsel gefundene Regelung macht 
deutlich, daß Meinungsverschiedenheiten, die heute 
nicht zu überwinden sind, der zukunftsgerichteten 
Gestaltung der deutsch-tschechoslowakischen Bezie-
hungen nicht im Wege stehen sollen. 

Eine wichtige Frage war auch die Möglichkeit der 
Niederlassung Deutscher in der CSFR. Auch hierzu 
findet sich eine Regelung im ergänzenden Briefwech-
sel. Wir hatten die tschechoslowakische Seite gebe-
ten, in der Perspektive ihrer vollen Eingliederung in 
die Europäische Gemeinschaft schon jetzt die Mög-
lichkeit zu schaffen, daß Bürger aus der Bundesrepu-
blik Deutschland sich in der CSFR niederlassen kön-
nen. Die CSFR sah sich dazu noch nicht in der 
Lage. 

Beide Seiten sind sich aber einig, daß die fortschrei-
tende Annäherung der CSFR an europäische Struktu-
ren auch in diesem Punkt in der Sache schon bald 
weitere Erleichterungen mit sich bringen kann und 
nach meiner Auffassung auch bringen wird. 

In diesem Sinne wird in der Präambel des Vertrages 
auch auf das Vertreibungsunrecht ausdrücklich 
Bezug genommen. Staatspräsident Havel und andere 
namhafte tschechoslowakische Regierungsvertreter 
haben sich in der Vergangenheit mehrfach — das ist 
in dieser Debatte bereits zum Ausdruck gekommen — 
zum Unrecht der Vertreibung bekannt. Aus der Erin-
nerung an die traurigen Abschnitte der Geschichte 
schöpfen beide Seiten die Kraft, eine gemeinsame 
Zukunft in einem zusammenwachsenden Europa auf-
zubauen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die 
sensiblen Reaktionen in bezug auf das Vertragswerk 
aus der tschechoslowakischen und aus der deutschen 
Öffentlichkeit, die hier angesprochen worden sind, 
haben uns in diesen Tagen vor Augen geführt, daß es 
bis zur völligen Normalisierung unserer Beziehungen 
noch einige Zeit braucht. 

Der Vertrag ist auch kein Abschluß, sondern viel-
mehr ein Neuanfang. Es geht jetzt darum, den Ver-
tragsrahmen auch mit Leben zu erfüllen. Die bevor-
stehende Unterzeichnung wird dafür die Vorausset-
zung schaffen. Mit ihren Unterschriften werden sich 
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beide Regierungen verbindlich zu diesem Vertrag 
bekennen. 

Danach obliegt es den Parlamenten beider Länder, 
dem Vertrag zuzustimmen. Es gibt, Herr Kollege 
Lowack, also durchaus eine Mitwirkung. 

Ich darf Sie deshalb bereits an dieser Stelle um Ihre 
Unterstützung für dieses wichtiges Vertragswerk der 
Versöhnung bitten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Markus Meckel. 

Markus Meckel (SPD): Verehrter Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben hier 
einen Vertrag, den Sie, Herr Staatsminister, eben 
entsprechend gewürdigt haben und der von unserer 
Seite her außerordentlich begrüßt wird. Dieser Ver-
trag soll unter die sehr schwer belastete Geschichte 
zwischen unseren beiden Völkern einen Schlußstrich 
ziehen. 

Wenn hier in den letzten Wochen immer wieder das 
Unrecht der Vertreibung erwähnt wird, so ist das 
gewiß und mit Recht ein Unrecht zu nennen. Aber es 
darf hier nicht vergessen werden, daß das Unrecht ja 
eine Reihenfolge und jeweilige Verursachungen hat, 
von denen von entsprechender Seite dann nicht mehr 
geredet wird. 

Völlig unangemessen ist es, aus dem Formalzustand 
eines Protektorats Böhmen und Mähren und eines 
Staates von Hitlers Gnaden in der Slowakei zu schlie-
ßen, daß es dort keinen Kriegszustand gegeben hat. Es 
gibt — in der Pariser Konferenz nach dem Krieg 
anerkannt — schwere Kriegsfolgen für die Tschecho-
slowakei — das ist auch eine zentrale Frage dieser 
Verhandlungen gewesen —, die von der Tschechoslo-
wakei — uns zugute — hier nicht eingebracht worden 
sind. 

Es sind also mit Absicht bestimmte Bereiche dieser 
Geschichte abgeschlossen und manche andere hier 
nicht behandelt worden, und zwar mit Recht nicht 
behandelt worden, um diesen Vertrag zu ermöglichen 
und Chancen für die Zukunft zu eröffnen. 

Hier wurde schon sehr deutlich darauf hingewiesen, 
mit welcher Größe, so möchte ich sagen, der Präsident 
der Tschechoslowakei, Vaclav Havel, von den Bela-
stungen auch der eigenen Geschichte und dem 
Unrecht der Vertreibung gesprochen hat. Solche 
Worte waren nicht nur Worte, sondern sie haben auch 
Ausdruck gefunden in dem Vertrag, den wir dem-
nächst — hoffentlich sehr bald — hier vorliegen 
haben. Diese belastete Geschichte und das angetane 
Unrecht auf beiden Seiten können nicht durch diese 
vertragliche Regelung oder durch entsprechende 
Ansprüche wiedergutgemacht werden. Dies bringt in 
Prag Assoziationen hervor, die uns als Deutschen 
nicht gefallen können. Dies ist nicht erst jetzt so. Wir 
haben im letzten Jahr des öfteren den Verdacht von 
Großmachtansprüchen uns gegenüber bei unseren 
Nachbarn vorgefunden. Dagegen haben wir uns 
immer wieder gewehrt. Ich sage: mit Recht gewehrt. 
Denn wir haben solche Ansprüche nicht. Das unter

-

stelle ich allen Fraktionen dieses Hauses. Deutschland 
ist solches Denken fern. 

Aber man muß klar sagen: Was hier zur Zeit 
vorgeführt wird, kann durchaus verständlich machen, 
daß in Prag solche Gedanken wieder auf den Tisch 
kommen. Deshalb muß man sagen, hier ist durch ein 
innenpolitisches Interesse der Bundesregierung und 
der CDU außenpolitisch viel Prozellan zerschlagen 
worden. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Hier wird von der Tschechoslowakei erwartert, in 
einem ganz schwierigen Prozeß ihrer Demokratisie-
rung und des Umbaus ihrer Gesellschaft ein Gesetz zu 
ändern, das dort gerade einmal durchgetragen wird. 
Hier gibt es nicht nur keine Sonderregelungen für 
Vertriebene aus Deutschland, sondern auch Tsche-
chen oder Slowaken, die nicht in der Tschechoslowa-
kei leben, können sich an den entsprechenden Ver-
steigerungen nicht beteiligen. Außerdem ist, ebenso 
wie wir es in bezug auf die frühere DDR gemacht 
haben, in diesem Falle mit 1948 eine Deadline gezo-
gen worden. Dies gilt es anzuerkennen; denn es ist ein 
sehr schwieriger Prozeß, der hier intern gemacht 
wird. 

Es muß in unserem Interesse sein, daß Vaclav Havel 
und die Regierung in Prag diesen Vertrag verwirkli-
chen können; denn er ist eng eingebunden in den 
Reformprozeß, der dort, wie wir alle wissen, mit 
großen Schwierigkeiten und großen innenpolitischen 
Spannungen durchgeführt wird. Was wir tun, ist 
Wasser auf die Mühlen derer, die den Reformprozeß 
zerstören wollen, die die Tschechoslowakei in ihrer 
Einheit als Föderation zerstören wollen. Wir und, ich 
denke, auch Sie wollen genau dies erhalten. Insofern 
sind Sie Ihren eigenen Zielen gegenüber ausgespro-
chen kontraproduktiv. 

Der Vertrag soll Zukunft eröffnen. Ich denke, so, 
wie er ist, kann er Zukunft eröffnen und wird Zukunft 
eröffnen. Wir sollten unsere Kraft dareinlegen und 
nicht in fruchtlosen Auseinandersetzungen; denn es 
ist ganz klar, daß in der Vertreibung ein Unrecht 
geschehen ist. Aber, wir können es weder aufrechnen 
noch wirklich wiedergutmachen und das Unrecht auf 
der anderen Seite ebensowenig. Wir können nur 
versuchen, es in dieser Weise sein zu lassen . . . 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

Markus Meckel (SPD): ...darüber zu reden, und 
dann versuchen, im konkreten Tun — und da ist die 
Assoziation an die EG, die uns sehr viel Spielraum 
gibt, der wesentliche Ort —, Zukunft und Versöhnung 
durch Integration zu schaffen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke Liste 
sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Herbert Werner. 

Herbert Werner (Ulm) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die heutige von der SPD 
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beantragte Aktuelle Stunde ist meines Erachtens ein 
Beweis dafür, daß es der SPD weniger um die Sorgen 
und Ängste der von diesem Vertrag Betroffenen auf 
beiden Seiten geht als darum, parteipolitische oder 
wahltaktische Überlegungen hier mit in das Gesche-
hen einzubringen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte in diesem 
Zusammenhang auch ausdrücklich pauschale Vor-
würfe, die gegen die sudetendeutsche Landsmann-
schaft, deren Sprecher oder auch einzelne Kritiker auf 
den Weg gebracht wurden, zurückweisen. 

(Günter Verheugen [SPD]: Wer hat das 
getan!) 

Ich sage dies als jemand, der als Vorsitzender der 
sudetendeutschen Ackermann- Gemeinde von allem 
Anfang an diesen paraphierten Vertrag gutgeheißen 
hat und der ihn auch mit trägt. 

Ich meine, dieser Vertrag ist eine Chance, die noch 
zwischen Deutschen und Tschechen offengelassenen 
Fragen zu einem späteren Zeitpunkt auf dem Boden 
der Verständigung und der Zusammenarbeit einer 
Regelung zuzuführen. Wer die noch nicht gefestigte 
neue Demokratie in der CSFR kennt, wer um die 
wirtschaftlichen Schwächen dieses Staates weiß, wer 
die Befürchtungen oder — besser — die Ängste der 
Tschechen ernst nimmt, wird einräumen müssen, daß 
die Zeit für eine umfassende Regelung aller zwischen 
unseren beiden Staaten und Völkern stehenden Pro-
bleme noch nicht gekommen ist. 

Um so wichtiger ist es aber heute, daß mit diesem 
Vertrag, den die Bundesregierung bald unterzeichnen 
und der Bundestag bald ratifizieren sollte, ein ent-
scheidender Schritt in Richtung auf Verständigung 
und Versöhnung zwischen den Staaten und den 
Bürgern getan wird. 

Verständigung und Versöhnung setzen nicht nur 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und menschliche 
Begegnung voraus. Die Voraussetzung für echte Ver-
ständigung, Versöhnung und zukünftige Freund-
schaft ist die Redlichkeit im Umgang miteinander und 
die Wahrhaftigkeit bei dem Versuch, die leidvollen 
Teile der überwiegend gemeinsamen Vergangenheit, 
der Grundlage also von Gegenwart und Zukunft, 
gemeinsam aufzuarbeiten und zu bewältigen. 

Ich greife bewußt drei Bereiche heraus: 

Erstens. Unrecht und Leid können nichtgegenein-
ander aufgerechnet werden. Wir wissen um das 
Unrecht und Leid, das den Tschechen nach 1938 von 
Deutschen und von Deutschland angetan wurde. Viel 
zusätzlicher Bedarf an Aufarbeitung dieses Teils der 
Geschichte ist übrigens noch notwendig. Wir bedau-
ern dieses Unrecht und Leid zutiefst. 

Ernst nehmen wir aber auch — das sollten auch Sie 
von der SPD tun — das Unrecht und Leid, das 1945 
und danach den Deutschen vom tschechischen Staat 
und von Tschechen angetan wurde. Vaclav Havels 
und Kardinal Tomascheks mutiges Bekenntnis dazu 
spiegelt sich in der Präambel des Vertrages wider. Die 
Vertreibung war ein Verstoß gegen die Menschen-
rechte, nach Professor Ermacora eine Verletzung des 
Genozidverbots. Jeder, der Rechtsgefühl besitzt, wird 
die Präsidialdekrete von 1945/46 mit pauschaler Ent

-

eignung, Ausweisung, Zwangsarbeit und Inhaftie-
rung ohne Rücksicht auf individuelle Schuld verwer-
fen. Ist es da nicht verständlich, daß die Sudetendeut-
schen fragen, wann diese Dekrete von dem Prager 
Parlament zumindest verurteilt werden? 

Diese Dekrete haben den allgemeinen Rechtsfrie-
den und das Rechtsgefühl der Menschen zutiefst 
gestört. Tschechen schämen sich heute ihrer, so wie 
wir uns des Voraufgegangenen schämen. Ein derarti-
ger Schritt des Prager Parlaments wäre nicht mit der 
Pflicht gleichzusetzen, nun die Zeit vor 1938 zurück-
zuholen und womöglich alles enteignete Vermögen 
zurückzuerstatten. 

Zweitens. Dieser Schritt wäre allerdings damit ver-
bunden, daß man sich auf der Seite der Tschechoslo-
wakei Gedanken darüber macht, in welcher Form 
man — zumindest teilweise — eine Entschädigung für 
das enteignete Eigentum der Sudetendeutschen 
gemeinsam finden kann. Diese teilweise Anerken-
nung von Ansprüchen, auf die viele Sudetendeutsche 
im übrigen verzichten würden, brächte uns alle einen 
wichtigen Schritt auf dem Wege der Versöhnung 
zwischen unserem Völkern näher. Die Wehmut bliebe 
zwar, aber Haß und Groll wären verschwunden. 
Gewiß würde eine Regelung, die eine Entschädigung 
im Land behält, zu zusätzlichen Investitionsanstößen 
führen. 

Drittens möchte ich im Hinblick auf das Recht auf 
Heimat sagen, daß es sich doch aus allen Gesprächen 
gerade in Prag ergibt, daß auch die einsichtigen, 
aufgeschlossenen, westlich orientierten Tschechen 
sich heute durchaus die Frage stellen, warum nicht 
das Recht auf Rückkehr schon vor einer EG-Regelung 
gemeinsam, im Konsens, ausgehandelt werden 
sollte. 

Die Vertreibung trifft jeweils die ganze Existenz des 
Menschen. Der Mensch will letztlich seinen Frieden 
haben. Das ist auch und vor allen Dingen mehr als der 
Rechtsfrieden. In beiden Staaten sollten sich die 
Verantwortlichen und die Bürger für diesen Frieden 
einsetzen. Wir alle müssen deswegen mit den Tsche-
chen noch mehr sprechen, auch über das Unange-
nehme. Dies hier zu sagen ist nichts Unanständiges. 

Der Vertrag gibt die Möglichkeit — deswegen 
begrüße ich ihn —, in Zukunft auch das heute noch 
Offene anzusprechen und zu regeln. Er wird Ver-
trauen und Verständigung schaffen, wenn ihn beide 
Seiten — besser: die Menschen auf beiden Seiten —
mit Zuversicht und Optimismus konkret ausfüllen 
werden. Die Sudetendeutschen werden dabei gewiß, 
wie auch in den vergangenen Jahren, voller Verant-
wortung an diesem Auftrag der Verständigung zwi-
schen unseren Völkern mitwirken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Karsten Voigt. 

Karsten D. Voigt (Frankfurt) (SPD): Herr Präsident! 
Kollege Werner,  mit Ihrer Eingangsbemerkung haben 
Sie versucht, den tatsächlichen Ablauf der Vorgänge 
auf den Kopf zu stellen. Seit der Paraphierung hat die 
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SPD über mehrere Monate hinweg intern immer 
wieder auf eine zügige Unterzeichnung und Ratifizie-
rung gedrängt. Wir waren daran interessiert, daß dies 
ohne öffentliche Kontroverse geschah. Wir haben 
keine parlamentarischen Initiativen ergriffen, obwohl 
sich die Unterzeichnung immer mehr verzögerte und 
hinausgeschoben wurde. 

Nachdem die CSU ihrerseits eine parteitaktisch 
begründete Polemik begonnen hatte, konnten wir im 
Interesse Deutschlands insgesamt und nicht nur der 
SPD gar nicht anders, 

(Beifall bei der SPD) 

als auf eine Klärung des Sachverhaltes und auf eine 
parlamentarische Debatte zu drängen. Die Klärung 
des Sachverhalts ist auch nur so erreicht worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte, Herr Lowack, übrigens Gerüchten vor-
beugen. Es wird hier gesagt, das Parlament sei nicht 
genügend beteiligt gewesen. Dies ist nicht wahr. Am 
25. September, also noch vor der Paraphierung, ist der 
Auswärtige Ausschuß des Bundestages ausführlichst 
und im Detail über den beabsichtigten Vertrag mit 
den einzelnen Bestimmungen durch Staatssekretär 
Kastrup informiert worden. Wir haben dann in einer 
sehr ungewöhnlichen Form der Aussprache unter den 
anwesenden Kolleginnen und Kollegen aller Fraktio-
nen festgestellt, daß wir einmütig, ja einstimmig für 
die Paraphierung, Unterzeichnung und Ratifizierung 
eintreten, darunter ausdrücklich mit einer Wortmel-
dung des CSU-Kollegen Schmidt. 

Ich möchte hinzufügen, daß wir auf Grund dieser 
internen Beratungen, an denen Kollegen aller Frak-
tionen beteiligt gewesen sind, davon ausgehen muß-
ten — übrigens auch die Bundesregierung —, daß der 
Vertrag hier im Parlament einstimmig unterstützt wird 
— wenigstens von allen Fraktionen — und daß er 
zügig unterzeichnet wird. 

Ich möchte darüber hinaus sagen, Herr Minister 
Goppel, daß meinen Informationen nach die bayeri-
sche Landesregierung informell in gleicher Weise 
beteiligt gewesen ist, noch vor der Paraphierung 
dieses Vertrages. Auch da ist nicht gesagt worden, daß 
die bayerische Landesregierung ein Veto gegen die 
Ratifizierung oder Paraphierung einlegen würde. 

(Ulrich Irmer [FDP]: „Staatsregierung" heißt 
das!)  

— Das ist egal in diesem Zusammenhang. 

Deshalb ist das Vorgehen der CSU — ich spreche 
Sie, Herr Bötsch, an — schlicht und ergreifend Roß-
täuscherei. 

(Beifall bei der SPD und der PDS/Linke 
Liste) 

Wenn das Ihre Art und Weise ist, Ihre außenpolitische 
Kompetenz in die Diskussion einbringen zu wollen, 
dann sage ich: Das ist ein typischer Fehlstart. 

Wenn Sie von Anfang an mit Ihren Leuten zu Ihrer 
ablehnenden Haltung stehen und sagen, Sie hätten 
Bedenken gegen diesen Vertrag, dann muß die Regie-
rung sehen, ob sie die Vertragsverhandlungen fort-
setzt, oder sie muß sehen, ob sie sich mit uns zusam

-

men eine Mehrheit besorgt. Aber es geht nicht an, sich 
parlamentarisch und mit der Regierung im Vorfeld an 
der Vertragsgestaltung eigentlich sogar zu beteiligen, 
und zwar weit über das in der Verfassung vorgese-
hene Maß hinaus, und sich dann in der zweiten Runde, 
weil man Druck von der Wählerschaft her spürt, 
öffentlich zu distanzieren, um dann hier mit wesent-
lich leiseren Tönen wieder zu sagen, man stimme zu, 
wolle aber noch eine Entschließung. Diese Art von 
parteitaktischer Außenpolitik schadet dem deutschen 
Ansehen. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE sowie bei Abge-

ordneten der FDP) 
Nachdem sich bei der Frage des deutsch-polnischen 

Vertrages der Bundeskanzler damals leider in genau 
der gleichen Weise verhalten hat — nicht etwa bei der 
Zehn-Punkte-Erklärung gleich gesagt hat, wir wollten 
die Grenze festlegen, und erst recht nicht später, 
sondern gezögert hat —, muß ich sagen: In der Frage 
des Stils sind die Sorgen, daß bei den Regierungspar-
teien, besonders bei der CDU/CSU, die deutsche 
Innenpolitik die Außenpolitik dominiert, leider 
berechtigt. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: Bislang waren wir 
sehr erfolgreich!) 

Unsere Nachbarn schauen in bezug auf bestimmte 
Stilentwicklungen der deutschen Außenpolitik, die 
durch innenpolitische Faktoren definiert werden, zu 
Recht mit Sorgen auf uns. Ich hoffe, daß Sie diesen 
Tatbestand, der leider jetzt schon zum zweitenmal 
passiert, endlich ausräumen; denn sonst werden wir 
auf Dauer an Ansehen in der Außenpolitik verlie-
ren. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Ulrich Irmer das Wort. 

Ulrich Irmer (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Luft ist raus, seit gestern. Herr 
Verheugen, ich stehe nicht an, Ihnen zuzugeben, daß 
auch ich an Ihrer Stelle als Opposition diese Aktuelle 
Stunde nach dem Stand von Anfang der Woche 
beantragt hätte. 

Wir haben als Fraktion — auch ich persönlich habe 
es getan — immer wieder angemahnt, daß der Vertrag 
nun endlich unterschrieben werden soll. Ich habe im 
Dezember eine entsprechende öffentliche Erklärung 
dazu herausgegeben. Wir haben intern darauf 
gedrungen. Unser Fraktionsvorsitzender Solms hat 
am letzten Mittwoch noch einmal ausdrücklich 
gesagt, daß es jetzt an der Zeit ist, den Vertrag zu 
unterschreiben. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Hört! Hört!) 
Gestern ist beschlossen worden, daß dies im Februar 
geschehen soll. Wir begrüßen diese Erklärung. 

Herr Verheugen, damit auch da keine falschen 
Vorstellungen aufkommen: Es ist in der Koalition 
gesagt worden, man strebe an, eine Entschließung des 
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Deutschen Bundestages dazu vorzubereiten. Das ist  

ein ganz normaler Vorgang; das haben wir bei den  
Polen-Verträgen ebenfalls gemacht. 

Ich will Ihnen jetzt noch etwas sagen: Sie sind von 
uns hier herzlich eingeladen, daran mitzuwirken. Ich 
würde mich sehr freuen, wenn es eine überfraktio-
nelle Entschließung zu diesem so wichtigen und 
zukunftsweisenden Vertrag geben könnte. 

(Karsten D. Voigt [Frankfurt] [SPD]: Angebot 
angenommen! Aber nicht erst mit dem 

Ergebnis konfrontieren!) 

— Herzlich gern. Wir treffen uns dann und reden 
darüber. 

Ich sage noch etwas: Es wird in der Entschließung 
nichts stehen, was dem Buchstaben oder dem Geist 
dieses Vertrages nicht entsprechen würde, im Gegen-
teil: Die Entschließung soll dazu dienen, noch einmal 
ganz deutlich zu machen, für wie wichtig wir die 
Entwicklung der weiteren Beziehungen zu unserem 
Nachbarn halten 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Das wollte 
die CSU! Jetzt wissen wir, was die CSU 

will!)  

und wie sehr wir alle daran interessiert sind, die 
Schatten der Vergangenheit endlich zu bewältigen.  

Meine Damen und Herren, ich verstehe nicht, 
warum hier Dinge mit ins Spiel gebracht wurden, die 
ja nun mit berechtigten Anliegen eigentlich nichts zu 
tun haben. Es gibt noch ungeregelte Fragen. Aber 
warum mußte denn nun ausgerechnet die Frage, ob 
das Münchener Abkommen von Anfang null und 
nichtig war, in die Diskussion hineingebracht werden. 
Lassen wir das ruhen! Man hat dazu im Vertrag 
bewußt nichts gesagt. 

(Karsten D. Voigt [Frankfurt] [SPD]: Sie 
gehen in die falsche Richtung!) 

— Sie wissen doch, an welche Adresse das gerichtet 
ist. 

Ich möchte noch etwas sagen: Man hat sich zu der 
Frage, ob das Münchener Abkommen von Anfang an 
null und nichtig war, deshalb nicht geäußert, weil man 
die Gefahr vermeiden wollte, daß aus der Feststellung 
einer Nichtigkeit von Anfang an negative rechtliche 
Konsequenzen für die Betroffenen entstanden wären; 
deswegen hat man es ausgespart. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Ein Lob für 
Frank!)  

Aber ich stehe überhaupt nicht an, hier zu sagen: 
Für mich ist unter moralischen, unter historischen, 
unter eigentlich allen Gesichtspunkten außer formal-
juristischen das Münchener Abkommen selbstver-
ständlich von Anfang an null und nichtig. Wenn 
jemandem ein Vertrag unter Zwang und unter Dro-
hung abgepreßt wird, dann kann man doch nicht 
davon sprechen, daß das jemals irgendeine Wirksam-
keit entfaltet hätte. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
SPD) 

Das zu dieser Frage. 

Diese Aktuelle Stunde ist heute nicht der Anlaß, den 
Vertrag abschließend zu würdigen; wir werden im 
Ratifizierungsverfahren dazu Gelegenheit haben. Ich 
möchte, daß von dieser Aktuellen Stunde und auch 
von den Reden der Kollegen — ich bedanke mich 
ausdrücklich beim Kollegen Schmidt für die beson-
nene und sehr vernünftige Rede, die er gehalten 
hat — und insgesamt von diesem Deutschen Bundes-
tag heute ein Signal in die Tschechoslowakei ausgeht: 
Liebe Nachbarn, ihr braucht die Deutschen wirklich 
nicht zu fürchten; wir sind hier alle miteinander guten 
Willens und wollen unsere Zukunft in Frieden und  
Freundschaft gestalten. 

Danke. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
Abgeordneten Dr. Volkmar Köhler. 

Dr. Volkmar Köhler (Wolfsburg) (CDU/CSU): Herr 
Präsident! Meine verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Nicht erst seit den bösen Zeiten des Reichspro-
tektorats Böhmen und Mähren, nicht erst seit Lidice 
und nicht erst seit dem Unrecht der Vertreibung und 
Tötung vieler Deutscher ist das Verhältnis zwischen  
Deutschen und Tschechen und in mancher Hinsicht 
auch Slowaken ein äußerst sensibles, sondern, so 
fruchtbar es auch war, es ist über die Jahrhunderte 
sensibel und kompliziert gewesen. 

Wir haben hier heute über einen Aufbruch in eine 
neue gedeihliche Zukunft im Rahmen der europäi-
schen Neuordnung zu sprechen, den wir von ganzem 
Herzen wollen und bei dem wir uns durch Staatsprä-
sident Havel und die Äußerungen seiner Freunde auf 
das stärkste ermutigt fühlen. Dies sei außer jedem 
Zweifel! 

Nun beschäftigen wir uns mit einigen Fragen, die in 
der deutschen Innenpolitik aufgetaucht sind. Herr 
Voigt hat die Beratungen im Auswärtigen Ausschuß 
nachgezeichnet. Herr Voigt, mir wäre es angenehm 
gewesen, wenn Sie gesagt hätten, daß der Kollege 
Schmidt bereits in der Beratung am 25. September, 
ohne daß die ausformulierten Texte vorlagen, auf die 
Punkte hingewiesen hat, die hier heute diesen Streit 
entfacht haben. 

(Karl Lamers [CDU/CSU]: So war es!) 

Der scharfe Blick unseres Kollegen Verheugen hat 
kleinliches Gezänk und Gezerre entdeckt. 

(Günter Verheugen [SPD]: Das stimmt!) 

— Ich sehe das anders, verehrter Kollege. Ein Parla-
ment ist keine Ratifikations- oder gar Applausma-
schine. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Ein Parlament hat die Pflicht, das, was die Menschen 
im Lande bewegt, hier zu verbalisieren, damit sich die 
Menschen in dieser Politik wiederfinden 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und damit wir auch einen möglichst hohen Grad an 
Identifikation erreichen. 
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Ich habe mich während Ihrer Rede gefragt, ob nach 
der Unterzeichnung des Prager Vertrages am 11. De-
zember 1973 nicht mehr hätte getan werden müssen, 
urn eine Identifikation der am meisten betroffenen 
Menschen mit dem zu erreichen, was da gewollt 
wurde, und ob die Politik der Marginalisierung dieser 
Menschen und ihrer Vertreter über weitere neun 
Jahre unter Ihrer Verantwortung nicht etwas ist, was 
uns gerade heute wieder entgegenschlägt und womit 
wir fertigwerden müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deswegen ist es auch sehr ernst gemeint, wenn wir 
Ihnen vorschlagen, sich an der Ausarbeitung einer 
Entschließung zu beteiligen, denn wir streben den 
inneren Frieden zu diesem Thema an. Wir glauben, 
daß wir die Versöhnung mit dem Schicksal, das viele 
Leute noch heute schmerzt, nicht erreichen, indem wir 
diese Themen unter den Teppich kehren. Auch hier 
gilt — wie auch sonst, wenn es um Vergangenheits-
bewältigung geht —, daß die Wahrheit uns frei 
macht; 

(Beifall des Abg. Helmut Sauer [Salzgitter] 
[CDU/CSU]) 

die Wahrheit, die hier auszusprechen ist und die wir 
unseren tschechischen und slowakischen Kollegen im 
Föderationsparlament in Prag nicht nur gestatten, 
sondern die bei dem, was aus ihrer Sicht heraus zu 
sagen ist, auch erbitten. Ich glaube, das ist das, was 
freie Parlamente tun können. 

Wenn Sie jetzt sagen, wir hätten Kommunisten 
ermutigt, ihre Feindschaft gegen diesen Vertrag zu 
forcieren: Ich kenne diese Leute. Ich fand nicht, daß es 
Leute waren, die der Ermutigung bedurften. Sie sind 
nicht erst durch uns auf die Idee gekommen, sich 
dieser Entwicklung entgegenzustellen. 

Wir werden das Unsere tun, um bei unseren Kolle-
gen in Prag zu werben, uns zu erklären und die 
Redlichkeit unserer Absichten zu verdeutlichen. Wir 
wissen, wieviel offenbleiben muß, weil wir die Ver-
gangenheit nicht lückenlos aufarbeiten können. Wir 
bitten, dafür Sorge zu tragen, daß gute Absichten nicht 
auch noch administrativ unterlaufen werden. Wir 
bitten unsere Kollegen in Prag, das Ihrige zu tun 
— wie auch wir es tun wollen —, damit dieser Vertrag 
bald volle Gesetzeskraft hat und eine neue Phase im 
Zusammenleben unserer Völker begründen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Hans Klein: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hans Koschnick. 

Hans Koschnick (SPD): Herr Präsident! Ich bin ganz 
froh, daß der Kollege Köhler soeben gesprochen hat, 
weil er einen Übergang dargestellt hat, in dem wir uns 
vielleicht gemeinsam wiederfinden können. 

Ich denke, wenn es um das Verhältnis zu unseren 
Nachbarn geht, wenn es um eine neue gedeihliche 
Zukunft geht, aber wenn es auch um das Verhältnis zu 
den Menschen geht, die unter deutscher und in der 
Antwort unter tschechischer Politik gelitten haben, 
dann ist es gut, daß die Fraktionen gemeinsam versu-
chen, zu Lösungen zu kommen, soweit es möglich ist. 
Über das Mögliche können wir erst dann reden, wenn  

wir zusammengesessen haben. Wir sind bereit, mit 
Ihnen zusammen einen solchen Weg zu gehen, Herr 
Grünbeck. 

Ich sage Ihnen auch: Es geht hier nicht darum, die 
einen an den Pranger zu stellen und mieszumachen 
und die anderen hochzuloben. Gerade wer, wie wir, 
mit der Seeliger-Gemeinde — andere mit der Acker-
mann-Gemeinde — sehr früh versucht hat, neben der 
großen Vertriebenenorganisation einen speziellen 
Beitrag zur Aussöhnung mit dem tschechischen Volk 
zu leisten und mit der Problematik der Opferposition 
in Europa fertigzuwerden, wird diesen Weg gehen 
wollen. 

Aber wir müssen wissen, womit alles begann. Mit 
Herrn Köhler bin ich der Meinung: natürlich mit der 
Geschichte. Ich will ja nicht Karl IV. beschwören, aber 
es gibt in der Geschichte natürlich eine Auseinander-
setzung zwischen Tschechen und Deutschen, zwi-
schen Tschechen und Slowaken, später zwischen 
Tschechen und Österreichern und anderen, die wir 
alle kennen. 

Aber es gibt auch andere Fragen in einer fruchtba-
ren Kooperation. Wir haben auch nicht vergessen, 
was nach 1933 etwa Prag für viele Deutsche war, als 
wir fliehen konnten, aufgenommen worden sind, dort 
sein durften, als andere Deutsche nicht aufgenommen 
haben. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Geschichte ist vielfältig. Wir wissen, wie viele 
Sudetendeutsche, aber auch Slowaken und andere 
1918/19 Probleme hatten, als dieser Staat gegründet 
worden war. Wir wissen, daß Masaryk versucht hat, 
eine multinationale und -kulturelle Gesellschaft und 
einen demokratischen Staat aus der Erbschaft von 
Österreich-Ungarn zu entwickeln. Wir wissen, was 
unter Benes schiefgegangen ist. 

(Zustimmung des Abg. Helmut Sauer [Salz

-

gitter] [CDU/CSU]) 

Wenn ich „Benes" sage, weiß ich, daß die tschechi-
sche Seite da genauso ein Problem zu tragen hat, wie 
wir bei den Sudetendeutschen ein Problem zu tragen 
haben. Dazwischen gab es viele Brücken oder Verbin-
dungen gemeinsamer Zusammenarbeit, die getragen 
haben, über 1938 hinaus. 

Wir wissen auch — das darf hier auch einmal gesagt 
werden —, daß die Forderung nach Vertreibung, 
Umsiedlung, Aussiedlung der Deutschen nicht in 
Moskau erfunden worden ist, sondern von Benes. 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

— Dies wissen wir. Aber wir können nicht eine Nation 
in Anspruch nehmen, wenn einer im Lande eine 
solche Position vertreten hat. 

Von daher hoffe ich, daß wir gemeinsam begreifen, 
daß die Konsequenzen der Geschichte in Europa und 
unserer Geschichte insonderheit viele, unterschiedli-
che Opfer gebracht haben, bei uns und bei anderen 
die Opfer, die der NS-Gewalt widerstanden haben 
oder zu widerstehen versucht haben, dann die Opfer, 
die im Kriege geblieben sind, weiß Gott, nicht freiwil-
lig, auch die Opfer der Vertreibung. Gelitten haben 
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sehr viele, häufig mehr Unschuldige als Schuldige. 
Dies müssen wir wissen. Wir müssen den Schmerz mit 
sehen, dürfen ihn nicht unbeachtlich finden; denn der 
Frieden ist nur zu gestalten, wenn, wie vorhin gesagt 
worden ist, gegenseitige Verzeihung und gegensei-
tige Schmerzanerkennung da sind. 

Auch eines müssen wir begreifen, wenn wir Europa 
neu ordnen wollen: in einer vernünftigen Form auf-
einander zuzugehen, Wege zu einem gemeinsamen, 
größeren Europa zu finden. Die Diskussion über 
Reparationen aufkommen zu lassen, wäre kein Pro-
blem — ich habe das schon anläßlich der Debatte über 
den Vertrag mit Polen gesagt — nur zwischen Polen 
und Deutschen, nur zwischen Tschechen und Deut-
schen, sondern dann käme die gesamte Wucht all der 
Diskussionen aller Völker in Europa auf uns zu, und 
wir würden vor unlösbaren Problemen stehen. 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
dem Bündnis 90/GRÜNE — Zuruf von der 

FDP: Aus aller Welt!) 

Das ist das Problem, das seit 1972/73 die Bundesre-
gierung beschäftigte, übrigens auch die Opposition. 
Im Stillen ist vieles gesagt worden; anderes ist damals 
bestritten worden, lieber Herr Köhler. 

Bleiben wir bei dem Vertrag von 1973: Sie wissen, 
wer damals Außenminister war, nicht nur, wer Kanzler 
war. Sie wissen, wer die Verhandlungen in Prag 
geführt hat — Frank. Er hat viele kluge Formulierun-
gen gefunden, die uns hinterher in vielen Verträgen 
geholfen haben, die alten Sphären aufzubrechen, 
ohne damit Prinzipien der einen oder der anderen 
Seite aufzugeben. 

Heute hat der Außenminister verhandelt. Ich stelle 
eine Kontinuität bei der FDP in dieser Frage fest. Ich 
stelle Widersprüche zwischen damals und heute nur 
bei der CDU fest, ich sage nicht: bei der CSU, bei 
einzelnen vielleicht. In dieser Frage bin ich nun 
wirklich nicht aus irgendeiner Parteiposition der Mei-
nung, daß das, was wir mühselig 1972/73 begonnen 
haben, jetzt fortgesetzt und weitergeführt werden 
muß. 

Wir wissen, wir erreichen keine endgültigen Lösun-
gen. Wir werden sie nie kriegen bei einem gerechten 
Ausgleich für die Opfer, übrigens nicht nur die, die 
dort vertrieben worden sind. Ich weiß, daß die jahre-
langen Opfer meiner Eltern, die bei Hitler gesessen 
haben — hinterher ist mein Vater als Soldat gefal-
len —, wie bei vielen anderen natürlich auch nicht 
ausgeglichen werden können. Ich will auch nicht 
darüber reden, sondern denke an die Zukunft und 
hoffe, daß sie für uns gemeinsam möglich wird — 
wenn sie ohne Diskriminierung möglich wird. Die 
Diskriminierungen in Europa werden wir im Zusam-
menwachsen Europas lösen. Schritt für Schritt, je 

 mehr man gemeinsam arbeiten kann, werden sich all 
die alten Dinge der Vergangenheit zu einem besseren 
Miteinander auflösen. 

(Beifall bei der SPD, bei der PDS/Linke Liste 
und des Abg. Ulrich Irmer [FDP]) 

Deswegen haben wir gesagt: Laßt uns miteinander 
sprechen! Laßt uns den Vertrag abschließen! Sorgt für 
eine gemeinsame Position, und baut jetzt nichts auf, 

was drüben so hart gegen uns wirken kann, daß dieses 
Europa nicht werden kann! 

(Beifall bei der SPD, der PDS/Linke Liste und 
des Abg. Josef Grünbeck [FDP]) 

Und sorgt dafür, daß wir hier nicht etwas schaffen, 
wodurch rechts oder woanders Dinge aufkommen, die 
Europa bei uns gefährden! Laßt uns diesen Weg 
gehen! Deswegen war die Debatte notwendig. 

(Beifall bei der SPD, der FDP, der PDS/Linke 
Liste und dem Bündnis 90/GRÜNE) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile dem Abgeord-
neten Karl Lamers das Wort. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte 
Kolleginnen und Kollegen! Auch wenn es der Anlaß 
nicht wert war, so hat diese Debatte doch ihren Wert. 
Das beziehe ich nicht zuletzt auf Ihre Rede, Herr 
Kollege Koschnick; denn ich glaube, es ist schon wahr, 
daß wir die Versöhnung zwischen dem deutschen, 
dem tschechischen und dem slowakischen Volk als 
eine gemeinsame Angelegenheit aller Fraktionen 
dieses Hauses betrachten müssen. 

Ich meine, dann müßten wir aber auch nachdrück-
lich alle Teile und auch alle Teile der Fraktionen 
einbeziehen, auch die CSU; sie sogar in besonderer 
Weise, meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, 
denn ich meine — damit komme ich auf den Anlaß 
dieser Debatte —, es ist gut, es ist in unser aller 
Interesse, wenn es in diesem Hause eine Partei gibt, 
die sich der Anliegen der Vertriebenen, der Sudeten-
deutschen in diesem Fall zumal, in besonderer Weise 
annimmt. Das muß in unser aller Interesse liegen. 

(Josef Grünbeck [FDP]: Wir nehmen uns der 
Sache auch an! — Anke Fuchs [Köln] [SPD]: 
Das tun doch alle Parteien! — Weitere leb

-

hafte Zurufe) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren, das Wort hat der Kollege Lamers. 

Karl Lamers (CDU/CSU): Ich habe gesagt: in beson-
derer Weise. Daß das im Falle der CSU naheliegt, hat 
auch mit ihrer räumlichen Lage zu tun. 

(Günter Verheugen [SPD]: Meinen Sie, in 
Bayern gibt es nur die CSU?) 

Ich finde, wie immer man, Herr Kollege Grünbeck, 
zur Frage der Versteigerungen jetzt stehen mag, daß 
es nicht gerade ein Beitrag zur Versöhnung, die wir 
alle wollen, ist, das in diesem Augenblick zu forcieren. 
Das ist nun wirklich kein begrüßenswerter Vorgang. 
Ich finde, es ist angebracht, daß das auch gesagt 
wird. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Herr Grünbeck 
hat doch recht, oder? — Josef Grünbeck 
[FDP]: Das ist etwas Komisches, was Sie da 

sagen!)  

Zur Sache selber: Ich finde, es ist gut, daß in dieser 
Debatte alle Fraktionen des Hauses — zunächst die-
jenige Fraktion, die diese Debatte beantragt hat, 
durch den Kollegen Verheugen — diesen Vertrag 
gewürdigt und gesagt haben: Es ist ein sehr guter 
Vertrag. Es ist auch richtig, was der Kollege Voigt 
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gesagt hat, nämlich daß die Fraktionen des Bundesta-
ges daran beteiligt waren. 

Ich bin dankbar, daß der Kollege Köhler darauf 
hingewiesen hat, daß auch in der damaligen Debatte 
gesagt wurde, gerade von dem Kollegen Schmidt, was 
auch unvollkommen ist. Das ändert nichts daran, daß 
die CDU/CSU-Fraktion diesen Vertrag als einen aus-
gezeichneten Vertrag empfindet. 

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Von „aus

-

gezeichnet" kann natürlich keine Rede 
sein!)  

Wir alle stimmen Ihnen zu, Herr Kollege Meckel, 
daß man Unrecht nicht aufrechnen kann. Was wir aber 
tun müssen, ist, das Unrecht auf beiden Seiten klar im 
Bewußtsein zu haben. Ich finde, es ist auch richtig und 
es ist unsere Pflicht, es ist die Pflicht der gerade hier in 
diesem Parlament, im deutschen Parlament, vertrete-
nen Parteien, auch das Unrecht an den Deutschen zu 
artikulieren, auch das Unrecht an den Sudetendeut-
schen. 

Nochmals: Ich finde, es ist gut, daß es eine Partei in 
besonderer Weise tut. Das ist in unser aller Interesse. 
Nichts anderes hat die CSU getan. Sie hat vor allen 
Dingen immer wieder auf eines hingewiesen: Das 
Versöhnungswerk kann nur gelingen, wenn gerade 
die Sudetendeutschen an der Kooperation, an der 
Zusammenarbeit beteiligt sind. Der Beitrag der Sude-
tendeutschen, der Vertriebenen ist weit über ihre 
möglichen materiellen Anteile hinaus aus symboli-
schen Gründen wichtig. Das sollten wir gemeinsam 
unseren tschechischen Partnern sagen. Nur dann, 
wenn wir auch sie beteiligen, kann das Werk der 
Versöhnung gelingen. 

Das ist heute als der Wunsch aller Fraktionen 
deutlich geworden. Insofern hatte diese Debatte ihren 
Wert, auch wenn der Anlaß sie nicht wert war. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans Klein: Ich erteile das Wort dem 
bayerischen Staatsminister für Bundes- und Europa-
angelegenheiten, Dr. Thomas Goppel. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Pflichtverteidi -
ger!) 

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Bayern): Es 
bleibt Ihnen, verehrte Frau Kollegin, überlassen, die 
Schlußfolgerung vom Pflichtverteidiger, die von 
Herrn Dr. Vogel stammt, in den Vordergrund Ihrer 
eigenen Überlegungen zu stellen. Sie wissen, wann 

 Pflichtverteidiger bestellt werden, nämlich in einer 
Situation, in der der Angeklagte nicht in der Lage ist, 
selbst den richtigen Verteidiger auszuwählen. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Das bezog 
sich auf Ihren Vorredner!) 

— Nein, der Zwischenruf stammte von Ihnen, falls ich 
darauf verweisen darf. 

(Dr. Hans-Jochen Vogel [SPD]: Er bezog sich 
auf Ihren Vorredner, nicht auf Sie!) 

— Aber er ist vor mir hier direkt eingebracht wor-
den. 

(Zuruf der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

— Die Entschuldigung, die ich da höre, nehme ich zur 
Kenntnis. Besonders überzeugend ist sie nicht. 

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich melde mich heute nicht zu Wort, weil das 
eigentlich ein Thema wäre, Herr Staatsminister Schä-
fer, mit dem sich die Länder besonders in den Bun-
destag hineinwagen sollten. Vielmehr ist das eine 
Sache, die wir in der Regel in der ständigen Vertrags-
kommission gemeinsam aushandeln, also an anderer 
Stelle. Aber der deutsch-CSFR-Vertrag ist ein Thema, 
das heute den Deutschen Bundestag auf Antrag der 
SPD-Fraktion beschäftigt und das deutlich machen 
kann, daß wir alle, in welchem Land in dieser Bundes-
republik wir auch leben, neben der Verantwortung, 
die wir in Deutschland gemeinsam tragen, auch 
nachbarschaftliche Bindungen haben, nachbarschaft-
liche Nähen, aus denen heraus man bestimmte Ent-
wicklungen — das glaube ich jedenfalls — besser 
beurteilen kann als aus der Ferne. 

Ich halte es für richtig und notwendig, daß wir uns 
aus bayerischer Sicht, die wir unsere Nähe ja seit über 
40 Jahren durch die Vertreibung und Flucht der 
Sudetendeutschen haben, die vornehmlich in Bayern 
geblieben sind, dieses Themas annehmen. Wir haben 
mehr als alle anderen das Recht und die Aufgabe, 
deren Interessen auch in die gesamtdeutsche Diskus-
sion mit einzubringen. Ich glaube nicht, daß das die 
Aufgabe einer Partei ist, sondern wenn, dann die 
Aufgabe des Bereiches, in dem die Sudetendeutschen 
leben, uns gewählt haben, und zwar jenseits von 
Parteizugehörigkeit, Herr Verheugen. Es wäre sehr 
angenehm, wenn die bayerische SPD, die bayerische 
FDP und die Vertreter der weiteren bayerischen 
politischen Parteien neben denen der CSU — — 

(Zuruf des Abg. Hans Koschnick [SPD]) 

— Sie müssen mich nur zu Ende reden lassen. Der 
Unterschied zwischen Ihnen und uns ist doch, daß wir 
den Denkvorgang erst nachträglich kommentieren 

(Hans Koschnick [SPD]: Das ist klar!) 

und nicht mitsprechen. Deswegen wäre es vernünftig, 
Sie gäben mir dazu immer Gelegenheit. 

(Hans Koschnick [SPD]: Vorher denken!) 

— Nein, Sie sollten das tun. Das kann ich Ihnen jetzt 
nur empfehlen. Sie haben es ja selbst angeregt. 

Mir wäre es lieb, wir würden die Debatte heute 
unabhängig von Parteien nicht unter dem Gesichts-
punkt führen: Was haben wir denn an dieser politi-
schen Auseinandersetzung noch gemeinschaftlich zu 
feilen, und: Darf einer noch etwas äußern oder nicht? 
Vielmehr sollten wir fragen, welche Rechte neu auf-
gearbeitet werden müssen. 

Niemand bestreitet, daß dieser Vertrag, der nach 
langen Verhandlungen zustande gekommen ist, ein 
Ergebnis darstellt, über das man mit allen Beteiligten 
gut wird reden können und auf dessen Grundlage 
man weitere Entwicklungen wird in Angriff nehmen 
können; niemand, auch die Sudetendeutschen nicht! 
Sie — die Sudetendeutschen — haben ausdrücklich 
gesagt, sie seien dankbar, daß Václav Havel die 
Vertreibung angesprochen habe, daß sie in dem 
Vertrag erwähnt worden sei, daß auch der Minderhei-
tenschutz angesprochen sei. 
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In dem Vertrag steht aber auch: Es ist kein Schluß-
strich unter die Geschichte gezogen. Und in diesem 
Vertrag ist ausdrücklich die Frage der vermögens-
rechtlichen Regelung ausgelassen, und zwar einver-
nehmlich von beiden Seiten. Man hat gesagt: Dieses 
Thema hat hier nichts verloren. 

In der Situation nun, in der Sie und die Tschechen 
— ich sage jetzt: der Bund und die Tschechen — in 
den abschließenden Verhandlungen stehen, begin-
nen die offiziellen Seiten der Tschechoslowakei 
damit, Besitz zu versteigern, der zu den Anteilen 
gehört, die vormals auch Sudetendeutsche wie andere 
besessen haben. Es wird Besitz aus der in Frage 
stehenden Zeit versteigert — und das tut weh —, weil 
vorher erklärt worden ist, daß das zurückgestellt 
werde. 

Das allein ist der ausschlaggebende Punkt dafür, 
daß sich Bayern und die CSU zu Wort melden; 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Dan
-kenswerterweise!) 

denn die Tschechen halten sich nicht an die Erklä-
rung, daß sie einen Bestandteil der Verhandlungen im 
Vertrag zurückstellen, wenn auch zugegebenerma-
ßen mit einer Finesse, über die man wird reden 
können, wenn man nur — sagen wir einmal — innen- 
und außenpolitisch argumentiert. Die Tschechen 
erklären nämlich: Wir versteigern ja nicht an irgend-
wen, sondern nur innerhalb der „Familie". Das ist so 
ähnlich, wie wenn ein Vater sagt: „Ich gebe kein Geld 
mehr aus, niemand wird mehr etwas kriegen — nur 
meinem Sohn gebe ich noch 5 DM. " Wenn man aber 
vorher gesagt hat, es werde überhaupt kein Geldfluß 
mehr stattfinden, dann ist die Ausnahme eben nicht im 
Sinn und Geist des Abkommens, das man getroffen 
hat. Das wird hier angemahnt. Die Sudetendeutschen 
bestehen darauf, daß noch einmal darüber geredet 
wird, wieso man an dieser allerletzten Stelle, bevor 
man über vermögensrechtliche Fragen im nächsten 
oder übernächsten Jahr sprechen wird, denn jetzt 
unbedingt noch einmal tschechenseits die Bedingun-
gen ändern muß. 

Von seiten der Tschechen wird reklamiert, daß man 
hier Empfindlichkeiten habe. Meine Damen und Her-
ren, das ist es, was mich an dieser Aktuellen Stunde 
gestört hat: daß die Empfindlichkeiten der Tschechen 
im deutschen Parlament eine größere Rolle zu spielen 
scheinen als die Empfindlichkeiten unserer L ands-
leute. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 
Günter Verheugen [SPD]: Das ist haargenau 
Außenpolitik in bayerischen Kommißstie

-

feln!) 

— Nein. — Es kann keine Ermahnung an die eigenen 
Landsleute geben, ihre Interessen zurückzustellen, 
weil andere wichtiger sind. Völkerrecht bleibt Völker-
recht, ob es ein Sudetendeutscher, ein Tscheche, ein 
Slowake oder wer auch immer ist. 

Herr Verheugen, Ihr Zwischenruf ist typisch für Ihre 
politische Entwicklung und Ihre politische Linie. 

(Günter Verheugen [SPD]: Bleiben Sie in 
München! Das ist besser!) 

— Ich bin nach wie vor — —

(Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU] zu Abg. 
Günter Verheugen [SPD] gewandt: Wissen 
Sie, was Sie sind? Ein unverschämter Kerl! 
Merken Sie sich das! So können Sie vielleicht 
mit eigenen Parteifreunden umspringen, 
aber nicht mit einem bayerischen Staatsmini-
ster! — Weitere Zurufe von der CDU/CSU 

und Gegenrufe von der SPD) 

Vizepräsident Hans Klein: Meine Damen und Her-
ren! Wir haben diese — — 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU — 
Dr.  Hans-Jochen Vogel [SPD]: Was ist denn 
hier los? Haben wir zwei Präsidenten? — 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Das überschreitet das 
Maß! —Dr. Wolfgang Bötsch [CDU/CSU]: Es 
überschreitet das Maß, wenn der sagt: „Blei-
ben Sie in München! " — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU und Gegenrufe von der 

SPD) 
— Also, verehrter Herr Kollege Vogel! 

(Anhaltende Unruhe) 
— Darf ich doch um Ruhe bitten! Das Wort hat der Herr 
bayerische Staatsminister Dr. Goppel. 

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Bayern): Herr 
Kollege Bötsch, ein Zwischenruf wie der von Herrn 
Verheugen richtet sich ja schließlich selber. Wenn er 
in dem Augenblick, wo wir darüber reden, daß es das 
Recht der Menschen auf eine Heimat gibt 

(Helmut Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Sehr 
gut!)  

und daß wir aus dieser Heimat heraus die Gewißheit 
für Europa gewinnen sollen, einem Mitglied des 
Bundesrates in diesem Hohen Haus andeutet, das 
Beste sei seine „Vertreibung" zurück in die Heimat 
nach München, hat er sein Verständnis von Politik im 
Sinne solcher Regelungen, auch des Minderheiten-
schutzes, wenn Sie es denn so wollen, ausdrücklich 
erklärt, noch dazu selbst als Mitglied dieser Minder-
heit. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, das ist ein sehr 
peinliches Verständnis!) 

Dies ist eine ganz interessante Debatte, weil sie von 
unserer Einstellung insgesamt zu den Minderheiten 
der Vertriebenen viel offenbart. 

Kriegsfolgelasten gibt es nicht nur bei unseren 
Partnern und unseren Nachbarstaaten, sondern auch 
in dieser Bundesrepublik Deutschland. Eine Politik, 
die die Sorgen unserer eigenen Bürger nicht genauso 
ernst nimmt wie die der Nachbarstaaten, hat eigent-
lich schon das Recht verwirkt, von sich zu sagen, sie 
mache und schließe ordentliche Verträge. 

(Beifall des Abg. Ortwin Lowack [fraktions-
los]) 

In dem Sinne bin ich auch ein wenig darüber traurig, 
daß wir sagen: An diesem Vertrag ist alles in Ordnung 
und gar nichts mehr zu verbessern. Dies ist nämlich 
nicht der Fall, solange der Partner in dem Wissen, daß 
es nach Europa geht und daß morgen europäisches 
Recht gilt, nach dem Sudetendeutsche genau diesel- 
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ben Landsleute wir wir alle sind, auf dem Weg dorthin 
gegenüber einem geschlossenen und nur noch nicht 
ratifizierten Vertrag versucht, schnell mit einer Son-
derregelung vollendete Tatsachen zu schaffen. Ich 
sage das in Kenntnis dessen, was ich von Václav Havel 
gehört habe. 

(Beifall des Abg. Ortwin Lowack [fraktions

-

los] — Josef Grünbeck [FDP]: Das kann 
wirklich provozieren! Das ist falsch! — Ulrich 
Irmer [FDP]: Es ist doch keine Sonderrege

-

lung!) 

— Die Sätze, Herr Grünbeck, die der tschechische 
Präsident gesagt hat, haben uns allen eröffnet: Wir 
können uns darauf verlassen, daß nichts getan wird, 
wodurch eine von beiden Seiten im Vorgriff besonders 
beeinträchtigt wird. 

Jetzt reklamieren unsere eigenen Landsleute: Sie 
werden beeinträchtigt. Und wir als bayerische Staats-
regierung, als Schirmherrin der Sudetendeutschen, 
legen größten Wert darauf, daß die Stimme der 
Sudetendeutschen zu einem solchen Thema gehört 
wird, 

(Josef Grünbeck [FDP]: Die ist doch gehört 
worden!)  

daß die Stimme der Sudetendeutschen, die an Beson-
nenheit in den letzten 40 Jahren nicht zu übertreffen 
gewesen ist, eine ganz deutliche Akzentuierung 
erfahren darf, und zwar jenseits dessen, daß der 
Vertrag so zu unterschreiben ist, wie er hier liegt. 

(Josef Grünbeck [FDP]: Herr Bötsch, sagen 
Sie doch etwas!) 

— Herr Grünbeck, wenn Sie zuhören würden, könn-
ten Sie sich die Zwischenrufe sparen. 

(Josef Grünbeck [FDP]: Ich habe den Herrn 
Bötsch gebeten, Sie zu korrigieren, weil er 
bei der Unterrichtung der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft über die Unterredung da

-

bei war!) 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte hören Sie doch noch 
ein bißchen zu! Die Redezeit des Herrn Staatsmini-
sters ist beinah abgelaufen! 

Staatsminister Dr. Thomas Goppel (Bayern): Ich 
bitte, sehr deutlich zu sehen: 

(Josef Grünbeck [FDP]: Es ist schon erre-
gend, was Sie  sagen!)  

Es ist niemand da, der diesen Vertrag nicht unter-
zeichnen will. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Darum geht es 
doch nicht!) 

Es gibt Sudetendeutsche, die, und zwar zu Recht, in 
uns als dem Schirmherrn und Paten aus der bayeri-
schen Sicht, einen Fürsprecher finden, gemeinschaft-
lich dafür zu sorgen, daß in der Tschechoslowakei an 
Stellen, die das Völkerrecht, das Selbstbestimmungs-
recht, das Menschenrecht betreffen, keine vollende-
ten Tatsachen in einer Situation geschaffen werden, in 
der die Frage der Vermögensrechte laut einvernehm-
licher Regelung beider Partner nicht aufgegriffen 
werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Anke Fuchs 
[Köln] [SPD]: Unglaublich ist das!  — 
Dr.  Hans-Jochen Vogel [SPD]: Jetzt darf er 

aber nach München, Herr Bötsch!) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Aktuelle Stunde ist 
beendet. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, den 23. Januar 
1992, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 16.04 Uhr) 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Fragen 
der Abgeordneten Renate Jäger (SPD) (Drucksache 
12/1958 Fragen 1 und 2): 

Ist die Bundesregierung nach wie vor der Meinung (siehe 
Plenarprotokoll 12/63), daß vom Gesetz zur Regelung offener 
Vermögensfragen eingeräumte Rückübertragungsansprüche an 
Grundeigentum der Eigentumsgarantie des Artikels 14 Grund-
gesetz unterliegen? 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Vertritt die Bundesregierung den Standpunkt, daß der aus 
dem Rechtsstaatsprinzip folgende Gedanke des Vertrauens-
schutzes gebiete, dem Grundsatz „Rückgabe vor Entschädi-
gung" Vorrang einzuräumen, und wenn ja, gilt dies auch bei der 
Umsetzung des Artikels 41 Abs. 2 des Einigungsvertrages? 

Zu Frage 1: 

Die vom Gesetz zur Regelung offener Vermögens-
fragen eingeräumten Rückübertragungsansprüche 
sind Ausfluß einer Wiedergutmachungsleistung des 
Staates, d. h. eines Ausgleichs für erlittenes Unrecht. 
Auf diesen Gedanken einer Wiedergutmachung, die 
ihre Wurzeln nur im Rechts- und Sozialstaatsprinzip 
haben kann, stellt auch das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Bodenreform-Urteil vom 23. April 1991 ab, 
und zwar gerade auch für die - hier in Rede stehen-
den - Enteignungen, die nicht unter Nr. 1 der 
Gemeinsamen Erklärung fallen. 

Wiedergutmachungsleistungen unterliegen aber 
nach hergebrachter Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts nicht dem Artikel 14 GG. 

Hinzu kommt: Mit dem Einigungsvertrag und der 
Schaffung der Restitutionsansprüche ist gleichzeitig 
der neue Artikel 135a Abs. 2 GG in Kraft getreten. 
Dies bedeutet: Der Gesetzgeber ist bei der Regelung 
von Verbindlichkeiten der DDR und von Verbindlich-
keiten des Bundes, die mit dem Übergang von Ver-
mögenswerten der DDR auf den Bund im Zusammen-
hang stehen, nicht an Artikel 14 GG gebunden. Arti-
kel 135 a Abs. 2 GG erfaßt alle Verbindlichkeiten, also 
sowohl Verpflichtungen zu Geldzahlungen als auch 
Verpflichtungen zur Rückgabe von Sachen (z. B. 
Grundstücken). 

Die Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Funke auf die mündlichen Fragen Nr. 31 und 32 der 
Abgeordneten Jäger in der 63. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 4. Dezember 1991 besagt nichts 
Gegenteiliges. Die dortige Äußerung, „daß wir auch 
auf Grund unseres grundgesetzlichen Auftrages 
davon ausgegangen sind, daß hier zunächst Restitu-
tion vor Entschädigung gehen soll", bezieht sich auf 
etwas anderes, nämlich auf die Beweggründe, die die 
Bundesregierung im Rahmen der Gemeinsamen 
Erklärung seinerzeit veranlaßt haben, sich für den 
Grundsatz Restitution vor Entschädigung auszuspre-
chen. Das Restitutionsprinzip kommt den Wertvorstel-
lungen des Grundgesetzes näher als das Entschädi-
gungsprinzip. 

Zu Frage 2: 

Das in Artikel 20 Abs. 3 des Grundgesetzes veran-
kerte Rechtsstaatsprinzip gilt - selbstverständlich - 
auch bei der Umsetzung des Artikels 41 Abs. 2 des 
Einigungsvertrages. 

Das Rechtsstaatsprinzip enthält nach der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts keine in allen 
Einzelheiten eindeutig bestimmten Gebote oder Ver-
bote von Verfassungsrang, sondern ist ein Verfas-
sungsgrundsatz, der der Konkretisierung je nach den 
sachlichen Gegebenheiten bedarf; dabei müssen 
allerdings fundamentale Elemente des Rechtsstaats 
and der Rechtsstaatlichkeit im Ganzen gewahrt blei- 



6076* 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode — 72. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 22. Januar 1992 

ben. Wesentlicher Bestandteil des Rechtsstaatsprin-
zips ist neben der Idee der materiellen Gerechtigkeit 
der Grundsatz der Rechtssicherheit, zu dem die Prin-
zipien des Vertrauensschutzes und der Vorhersehbar-
keit staatlichen Handelns gehören. 

Diese Grundsätze muß der Gesetzgeber auch im 
Zusammenhang mit der Diskussion um das Prinzip 
„Rückgabe vor Entschädigung" beachten. Mit der 
Zustimmung zum Einigungsvertrag hat sich der Bun-
desgesetzgeber für den grundsätzlichen Vorrang von 
Restitutionsansprüchen vor Entschädigungsansprü-
chen entschieden und demgemäß den Betroffenen 
einen entsprechenden gesetzlichen Anspruch einge-
räumt. Mit einer prinzipiellen Abkehr vom Grundsatz 
„Rückgabe vor Entschädigung" würde in bestehende 
gesetzliche Ansprüche eingegriffen. Die Betroffenen 
haben sich auf den Bestand dieser Ansprüche seit 
mehr als einem Jahr eingestellt. Im Hinblick auf das 
verfassungsrechtlich verankerte Rechtsstaatsprinzip 
dürfte der Gesetzgeber in diese Ansprüche nur ein-
greifen, wenn außerordentlich schwerwiegende 
Gründe eine solche Maßnahme rechtfertigen würden. 
Derartige sachliche Gründe für eine prinzipielle 
Abkehr vom Grundsatz „Rückgabe vor Entschädi-
gung" bestehen aus heutiger Sicht aber nicht. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parlamentarischen Staatssekretärs Georg Gallus 
auf die Fragen der Abgeordneten Ingrid Walz (FDP) 
(Drucksache 12/1958 Fragen 4 und 5): 

Welche Konsequenzen hält die Bundesregierung für erforder-
lich angesichts der Tatsache, daß einige Importeure von Thun-
fischkonserven sich von ihren Lieferanten schriftlich zusichern 
lassen, daß die Fänge ohne Treibnetze erfolgt seien und dies auf 
den Konserven durch Aufkleber „Delphinfreundlich gefangen" 
dokumentieren, obwohl die Einhaltung des Treibnetzfischver-
botes in internationalen Gewässern von keiner offiziellen Ein-
richtung kontrolliert und überprüft wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung im Rahmen 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, Projekte zu fördern, die 
die Länder des Südens in die Lage versetzen, im Rahmen ihrer 
territorialen Zuständigkeiten den Fischfang entsprechend der 
internationalen Übereinkünfte zu kontrollieren? 

Zu Frage 4: 

Die Bundesregierung hält gegenwärtig keine Maß-
nahmen für erforderlich. 

Die Verwendung des Zeichens „Delphinfreundlich 
gefangen" im Handel unterliegt wie andere Zeichen 
dieser Art insbesondere den Vorschriften §§ 1 und 3 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb. Von 
Klagebefugten (§ 13) kann gegen irreführende Anga-
ben die Entscheidung der Gerichte begehrt werden. 

Zu Frage 5: 

Die Bundesregierung ist generell bestrebt, im Rah-
men der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit 
auch die Entwicklung und Verbesserung des Fisch-
fangs der Partnerländer durch geeignete Projekte zu 
fördern, da der Fischfang in vielen Ländern ein 
wichtiger beschäftigungsintensiver Wirtschaftszweig 

ist, der einen grundlegenden Beitrag zur Ernährungs-
sicherheit der Bevölkerung, speziell zur entscheiden-
den Proteinversorgung leistet. 

Daß die Partnerländer dabei in die Lage versetzt 
werden, ihre Fischbestände und ihren Fischfang im 
Rahmen ihrer territorialen Zuständigkeiten gegen 
Überfischung oder Raubfischer zu schützen und eine 
nachhaltige Bewirtschaftung durchzuführen, ist ein 
entwicklungspolitischer und ökologischer Aspekt, der 
aus der Sicht der Bundesregierung durchaus Ziel oder 
Teilziel von Projekten der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit sein kann. Solche Projekte werden 
jedoch nur in Abstimmung mit den Empfängerländern 
vereinbart. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die Frage 
des Abgeordneten Dietrich Austermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/1958 Frage 16): 

Weshalb wird die erkennungsdienstliche Behandlung (z. B. 
Fingerabdrücke) von Asylbewerbern zur Verhinderung von 
Mißbräuchen nicht vorgenommen? 

Nach geltendem Recht ist eine erkennungsdienstli-
che Behandlung von .  Asylbewerbern nur zulässig, 
soweit die Identität im jeweiligen Einzelfall zweifel-
haft ist (§ 13 Abs. 1 AsylVfG). Zu dem Verfahren im 
einzelnen hat sich die Bundesregierung in ihrer Ant-
wort vom 14. November 1991 (BT-Drs. 12/1544) auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und 
der Gruppe PDS/Linke Liste vom 23. Oktober 1991 
(BT-Drs. 12/1376) geäußert. 

In den im Parteiengespräch beim Bundeskanzler am 
10. Oktober 1991 vereinbarten Zielvorstellungen hin-
sichtlich einer Reform des Asylrechts ist die Forderung 
nach einer erkennungsdienstlichen Behandlung aller 
Asylbewerber enthalten. Die gesetzgeberische Um-
setzung der Zielvorstellungen wird derzeit zwischen 
den Fraktionen des Deutschen Bundestages bera-
ten. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Dietrich Austermann 
(CDU/CSU) (Drucksache 12/1958 Frage 21): 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang im 
Jahre 1991 von den alten Bundesländern Leistungen an die 
neuen Bundesländer geflossen sind, und inwieweit positive 
Wirkungen aus der Wiedervereinigung bei den alten Bundes-
ländern zu verzeichnen waren? 

Die Leistungen der alten Länder an die jungen 
Länder lassen sich in ihrer Gesamtheit nicht eindeutig 
quantifizieren. 

Zu den Leistungen gehört der Anteil der alten 
Länder und ihrer Gemeinden am Schuldendienst für 
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den Fonds „Deutsche Einheit" in Höhe von 1 Milli-
arde DM in 1991. 

Ferner ergibt sich auch eine Leistung der alten 
Länder aus der Verteilung des Länderanteils an der 
Umsatzsteuer nach dem Einwohnerschlüssel. Im Rah-
men dieser horizontalen Umsatzsteuer-Verteilung 
erhalten die jungen Länder nach vorläufigen Schät-
zungen für das Jahr 1991 rund 10,5 Milliarden DM 
über das hinaus, was in ihrem Bereich selbst verein-
nahmt wird. Diese Differenz zwischen örtlichem Auf-
kommen und dem Ergebnis der horizontalen Vertei-
lung kann — wenn überhaupt — nur sehr einge-
schränkt als Leistung der alten an die jungen Länder 
angesehen werden. 

Zu berücksichtigen sind auch die Leistungen der 
alten Länder, die in Form von personeller und techni-
scher Hilfe erbracht werden. Nach grober Schätzung 
kann hierfür ein Wert von bis zu 2 Milliarden DM in 
1991 angesetzt werden. 

Von der deutschen Vereinigung gingen — auf-
grund des Nachfragesogs aus den jungen Ländern — 
erhebliche konjunkturelle Impulse auf das Wirt-
schaftsgebiet der alten Bundesrepublik Deutschland 
aus. 

Die Bundesregierung hat die direkten Effekte der 
Vereinigung Deutschlands auf das Wachstum in den 
alten Ländern im Jahreswirtschaftsbericht 1991 auf 
1 vom Hundert des realen Bruttosozialprodukts 
geschätzt. Aus heutiger Sicht können 1 1 /2 bis 2 Pro-
zentpunkte veranschlagt werden. Dies entspricht 
knapp zwei Dritteln des für 1991 zuletzt auf gut 3 vom 
Hundert prognostizierten Wachstums in den alten 
Ländern. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Steffen Kampeter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/1958 Frage 22): 

Ist die Bundesregierung der Überzeugung, daß nach den 
außerordentlich schwierigen Verhandlungen zum Subventions-
abbau darüber nachgedacht werden sollte, ob nicht lineare 
Kürzungen von Finanzhilfen, Steuervergünstigungen und sub-
ventionsähnlichen Leistungen durch ein Gesetz erforderlich 
sind, um einen befriedigenden und dauerhaften Erfolg bei der 
Umsetzung dieses politischen Zieles zu erreichen? 

Der Abbau von Subventionen ist und bleibt eine 
Daueraufgabe. Dabei müssen die Zielsetzung und der 
Umfang jeder Maßnahme einzeln überprüft werden. 
Eine pauschale Kürzung aller Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen ist aus sachlichen, recht-
lichen und technischen Gründen weder praktikabel 
noch sinnvoll. 

Gegen eine pauschale Kürzung lassen sich insbe-
sondere folgende Gesichtspunkte anführen: 

— Auch aus guten Gründen neu eingeführte Maß-
nahmen wären betroffen; 

— für viele Finanzhilfen bestehen teilweise langfri-
stig unwiderrufbare Verpflichtungen; 

— ein Teil der Steuervergünstigungen entspricht EG-
Recht; 

— die Umsetzung einer linearen Kürzung würde vor 
allem bei den Steuervergünstigungen große 
Schwierigkeiten bereiten, weil jede einzelne steu-
erliche Maßnahme speziell geändert werden 
müßte. 

Dagegen war die auf Einzelüberprüfung gerichtete 
Politik der Bundesregierung im letzten Jahrzehnt 
erfolgreich: Der Anteil der Finanzhilfen und Steuer-
vergünstigungen des Bundes am Bruttosozialprodukt 
verringerte sich von 1982 bis 1990 von 1,5 vom 
Hundert auf 1,2 vom Hundert und wird nach dem 
vereinigungsbedingten Anstieg 1991 im Jahre 1992 
wieder auf knapp 1,3 vom Hundert zurückgeführt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Fragen des Abgeordneten Hans Wallow (SPD) 
(Drucksache 12/1958 Fragen 23 und 24): 

Auf Grund welcher konkreter Informationen erhärtete sich der 
Anfangsverdacht, auf dessen Basis die Bundesregierung Straf-
verfahren gegen mehrere deutsche Firmen wegen illegaler 
Lieferungen von Atomtechnik angestrengt hat? 

Seit wann und durch wen ist die Bundesregierung darüber 
informiert, daß Anlaß zum Verdacht auf illegale Lieferung von 
Atomtechnik in den Irak besteht? 

Zu Frage 23: 

Es ist Sache der zuständigen Staatsanwaltschaften 
zu prüfen, ob hinreichende Anhaltspunkte für Verge-
hen gegen die Außenwirtschaftsbestimmungen vor-
liegen und somit strafrechtliche Ermittlungsverfahren 
einzuleiten sind. 

Die Bundesregierung hat die ihr zugegangenen 
Hinweise auf mögliche ungenehmigte Warenausfuh-
ren deutscher Unternehmen nach dem Irak jeweils 
sofort den zuständigen Ermittlungsbehörden zugelei-
tet. 

Einzelne Hinweise betrafen dabei mögliche Liefe-
rungen von Waren, die dem Hinweis zufolge für das 
irakische Nuklearprogramm bestimmt sein sollten. 

In anderen Fällen haben sich nach Kenntnis der 
Bundesregierung erst im Zuge von Ermittlungen 
Anhaltspunkte ergeben, daß auch Teile ausgeführt 
worden waren, die für den Bau von Gasultrazentrifu-
gen verwendet werden können. Diese sind für die 
Urananreicherung geeignet. 

Zu Frage 24: 

Der Bundesregierung gingen aus vertraulichen 
Quellen seit Mitte 1988 erste nicht spezifizierte Hin-
weise auf irakische Beschaffungsaktivitäten für die 
Urananreicherung nach dem Gasultrazentrifugenver-
fahren bei westeuropäischen Firmen zu. 
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Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Frage des Abgeordneten Norbert Gansel (SPD) 
(Drucksache 12/1958 Frage 25): 

In wie vielen Fällen sind seit dem 1. August 1990 mit welchem 
Ergebnis Strafverfahren nach dem Außenwirtschaftsgesetz 
wegen ungenehmigter Lieferungen in den Irak eingeleitet 
worden? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung sind zur Zeit 
— Stand: Dezember 1991 — bei den zuständigen 
Staatsanwaltschaften 29 Ermittlungsverfahren wegen 
Verdachts des Vergehens gegen die Außenwirt-
schaftsbestimmungen anhängig, in denen ungeneh-
migte Ausfuhren nach dem Irak Gegenstand der 
Ermittlungen sind. In 3 dieser Fälle wurde bisher 
Anklage erhoben. 

Weitergehende Zahlen könnten nur durch eine 
Anfrage bei den Landesjustizbehörden erlangt wer-
den. Dies ist jedoch kurzfristig nicht möglich. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Fragen des Abgeordneten Manfred Kolbe (CDU/ 
CSU) (Drucksache 12/1958 Fragen 27 und 28): 

Werden bei der Vergabe von Aufträgen durch Treuhandun-
ternehmen andere Treuhandunternehmen — insbesondere sol-
che, die sich in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage oder in 
einer strukturschwachen Region befinden — besonders berück-
sichtigt, oder werden alle potentiellen Anbieter gleich behan-
delt? 

Unterstützt die Treuhandanstalt ihre Unternehmen bei der 
Vermarktung ihrer Produkte allgemein und insbesondere auf 
dem westdeutschen Markt? 

Zu Frage 27: 

Die Unternehmen der Treuhandanstalt handeln bei 
der Vergabe von Aufträgen grundsätzlich selbständig 
und nach eigenem Ermessen. 

Es ist davon auszugehen, daß alle Anbieter gleich 
behandelt werden. Die Treuhandanstalt als bundes-
unmittelbare Anstalt des öffentlichen Rechts hat aus 
grundsätzlichen — konzernrechtlichen — Erwägun-
gen ihren Unternehmen keine Vorgaben zur vorran-
gigen Berücksichtigung von Treuhandunternehmen 
bei der Auftragsvergabe gemacht; sie wird dies auch 
künftig nicht tun. 

Zu Frage 28: 

Die Treuhandanstalt unterstützt ihre Unternehmen 
bei der Vermarktung ihrer Produkte durch vielfältige 
Maßnahmen. So setzte sie sich für den Erlaß des 
Bundesministeriums für Wirtschaft über Ausnahmere-
gelungen zugunsten von Firmen aus den neuen Bun-
desländern bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
nach der Verdingungsordnung ein. Ferner engagierte 
sie sich zugunsten der Aufnahme von Produkten 

aus den neuen Bundesländern in die Vertriebspro-
gramme großer Handelsfirmen der alten Bundeslän-
der. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Joachim Grünewald auf 
die Fragen des Abgeordneten Ludwig Stiegler (SPD) 
(Drucksache 12/1958 Fragen 31 und 32): 

Wie viele Arbeitnehmer sind derzeit bei den Stationierungs-
streitkräften beschäftigt, und wie viele davon sind Ortskräfte 
und Mitglieder des jeweiligen Gefolges der Truppe? 

Wie ist der derzeitige Stand der Bemühungen um Lärmschutz-
maßnahmen am Truppenübungsplatz Grafenwöhr, und bis 
wann werden die einzelnen Vorhaben realisiert werden? 

Zu Frage 31: 

Die Stationierungsstreitkräfte beschäftigen nach 
den Ermittlungen der Verteidigungslastenverwaltung 
der Länder nach dem Stande vom 30. November 1991 
etwa 77 000 örtliche Arbeitnehmer. 

Über die Zahl der bei den Stationierungsstreitkräf-
ten beschäftigten Mitglieder des zivilen Gefolges 
liegen der Bundesregierung keine aktuellen Zahlen 
vor. 

Ende 1989 betrug die Gesamtzahl der Zivilbeschäf-
tigten bei den Stationierungsstreitkräften rund 
175 000; davon waren 96 000 örtliche Arbeitnehmer 
und 79 000 Mitglieder des zivilen Gefolges. 

Zu Frage 32: 

Die Verlegung der Schießbahn 112 auf dem Trup-
penübungsplatz Grafenwöhr ist noch in der Planung. 
Eine Aussage zum voraussichtlichen Abschluß der 
Maßnahme kann erst nach Vorliegen einer konkreten 
Verlegungsplanung getroffen werden. 

Zur Förderung passiver Schallschutzmaßnahmen, 
zum Beispiel Lärmschutzfenster, am Truppenübungs-
platz Grafenwöhr liegen zur Zeit 431 Anträge vor. 
Hiervon wurden 325 Anträge mit Haushaltsmitteln in 
Höhe von rund 4,6 Millionen DM positiv beschie-
den. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Günther auf die Fragen 
des Abgeordneten Clemens Schwalbe (CDU/CSU) 
(Drucksache 12/1958 Fragen 37 und 38): 

Läßt sich das im Beitrittsgebiet gezahlte Altersübergangsgeld 
an das Niveau des Nettobetrages des in den alten Bundeslän-
dern gezahlten Altersübergangsgeldes anpassen — analog zur 
stufenweisen Anhebung der Bestandsrenten im Beitrittsge-
biet —, und wie ist diese Anpassung durchführbar? 

In welchem zeitlichen Rahmen kann eine derartige Maß-
nahme vollzogen werden, und welche Schritte erfordert diese 
Dynamisierung? 

Die Löhne und Gehälter in den fünf neuen Bundes-
ländern werden insbesondere durch tarifvertragliche 
Regelungen stufenweise an den Stand der elf alten 
Bundesländer herangeführt. Dementsprechend wird 
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auch das Arbeitsentgelt, nach dem sich im Einzelfall 
das Altersübergangsgeld richtet, regelmäßig nach 
halbjährigem Leistungsbezug angehoben. Die Anhe-
bung entspricht dem allgemeinen Anstieg der Brutto-
arbeitsentgelte, der bei der jeweils letzten Rentenan-
passung berücksichtigt ist. Demgemäß sind nach 
näherer gesetzlicher Regelung die für das Altersüber-
gangsgeld maßgeblichen Arbeitsentgelte nach dem 

1. Januar 1991 um 17,2 v. H. und nach dem 1. Juli 
1991 um 21,6 v. H. erhöht worden und werden im 
ersten Halbjahr 1992 um rund 14 v. H. angehoben. 

Diese Regelung gewährleistet eine Gleichbehand-
lung aller Arbeitslosen und sichert die Anpassung der 
Lohnersatzleistungen ohne größeren Zeitverzug und 
Verwaltungsaufwand. 
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